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Gesebsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

(Anegegeben am 9. Maärz 1882.)

1. Negi Bekanntt vom 26. Jannar 1882,
die Anwendung des durch das hvom25. Februar 1873 eingeführten

Submissionsverfahrens bei Iuwiderhandlungen gegen die Vorschriften desGesetzes vom 1. Juli 1881 über die Erhebung von Reichsstempelabgaben
betreffend.

Auf Grund von F. 3 des Gesebes vom 25. Februar 1873, die Einführung des
Submissionsverfahrens in Untersuchungen wegen Zuwiderhandlungen gegen die Gesetze über
Zölle und indirekte Steuern betreffend (G.-S. 1873 S. 8), wird den Fürstlichen Steuer-
stellen die Befugniß ertheilt, das in den S§. 1 und 2 des bezeichneten Gesetzes nachge-
lassene Verfahren künftighin auch bei Zuwiderhandlungen gegen die, Entrichtung einer
Stempelabgabe ersordernden Vorschristen des Gesetzes vom 1. Juli 1881, betreffend die
Erhebung von Reichsstempelabgaben, zur Anwendung zu bringen

Dies wird hiermit zur achechtung öffemllich bekannt gemacht.
Greiz, den 26. Jannar 1932.

Fürstlich Neuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

2. Negi SBekanntmach om 24. Februar 1882,
den zwischendemDeutschen Reiche und der EwrtrischtEidgenossenschaft
unterm 27. April 1876 abgeschlossenen Niederlassungsvertrag und das Zu-

satzprotokoll vom 21. Dezember 1881 zu diesem Vertrage betreffend.

ochstehend wirdder zwischen dem Deulschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft unterm 27. April 1876 zu Bern abgeschlossene Niederlassungovertrag,

,Heichsgeset. v. 1877 S. 3).
das Zusahprotokoll vom 21. Dhenben 1881 zu diesem Verkrage (Centralbl.5 das Deutsche Reich v. 1882 S. 16)
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noch besonders mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die nach Ill des
Zusatzprotokolles zu Ausstellung von Erklärungen und Anerkenninissen über die Staats-
angehörigkeit befugten Schweizer Behörden in dem weiter unten ebenfalls beigedruckten

Verzeichuisse zusammengestellt sind.
Greiz, am 24. Februar 1882. «

Filkstltch Mag-Pl. Landesregierung.aber.
C. Perthes.

Niederlassungsvertrag zwischen dem Deutschen Reich *der Schweizerischen Eidgenossen-schaft. Vom 27. April
Seine Majestät der Deutsche Kaiser und die Shrteriche Eidgenossenschaft, von

dem Wunsche beseelt, die zwischen dem Deutschen Reich und der Schweiz bestehenden
freundschaftlichen Beziehungen zu erhalten und zu befesligen, und von der Absicht geleitet,
die Bedingungen für die Niederlassung der Angchörigen des Deutschen Reichs in der
Schweiz und der Angehörigen der Schweiz im Deutschen Reich, sowie die wechselseilige
Unterstützung Hulfsbedürftiger zu regeln, sind übereingekommen, zu diesem Ende einen
Vertrag abzuschließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich:B Majestät der Deutsche Kaiser

Allerhöchstihren anßerorwentliht Gesandten und bevollmächtigten Minister bei
der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Herrn Generallieutenant Maximilian
Heinrich von Roeder,

un

der Schweizerische Bundesrath
den Herrn Bundesrath Fridolin Anderwert, Vorsteher des eidgenössischen

Jusliz= und Polizeidepartements,
welche, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, sich
— vorbehalllich der beiderseitigen Ratifikation — über folgende Artikel geeinigt haben:

Artikel I.

Die Deutschen sind in jedem Kantone der Eidgenossenschaft in Bezug auf Person
und Eigenthum auf dem nämlichen Fuse und auf die nämliche Weise aufzunehmen und
zu behandeln, wie es die Angehörigen der anderen Kantone sind oder noch werden sollten.
Sie können insbesondere in der Schweiz ab= und zugehen und sich daselbst dauernd oder
zeitweilig aufhalten, wenn sie den Geseen und Polizeiverordnungen nachleben.

de Art von Gewerbe und Handel, welche den Angehörigen der verschiedenen
Kantone erlaubt ist, wird es auf gleiche Weise auch den Deutschen sein, und zwar ohne
daß ihnen eine pekuniäre oder sonstige Mehrleistung auferlegt werden darf.

Artikel 2.

Um in der Schweiz Wohnsitz zu nehmen oder sich dort niederzulassen, müssen die
Deutschen mit einem Heimathsscheine und einem von der zuständigen Heimathsbehörde
ausgestellten Zeugnisse versehen sein, durch welches bescheinigt wird, daß der Inhaber im
Vollgenusse der bürgerlichen Ehrenrechte sich befindet und einen unbescholtenen Leumund genießt.



Artikel 3.
Die Schweizer werden in Deutschland, unter der im Artikel 2 des gegenwärtigen

Verlrages enthaltenen Voraussetzung, die nämlichen Rechte und Vortheile genießen, wie
sie der Artikel 1 des gegenwärtigen Vertrages den Deutschen in der Schweiz zusichert.

Artikel 4.
Die Angehörigen des einen der beiden Länder, welche in dem anderen wohnhaft

sind, bleiben den Gesehen ihres Vaterlandes über die Militärpflicht oder die an deren
Stelle tretende Ersaleistung unterworfen, und können deshalb in dem vande, in welchem
sie sich aufhallen, weder zu persönlichem Militärdienste irgend einer Ark, noch zu einer
Ersahleistung angehalten werden.

Artikel 5.

Im Falle eines Krieges oder einer Enteignung zum öffentlichen Nutzen sollen die
Bürger des einen Landes, die in dem anderen wohnen oder niedergelassen sind, den
Bürgern des Landes bezüglich des Schadensersatzes für die erlittenen Beschädigungen
gleichgehalten werden.

Artikel 6.

Teder Vortheil in Bezug auf Niederlassung und Gewerbeausübung, den der eine
der verkragenden Theile irgend einer dritten Macht, auf welche Weise es immer sei, ge-
währt haben möchte oder in Zukunft noch bewöben sollte, wird in gleicher Weise und
zu gleicher Zeit gegenüber dem anderen vertragenden Theile zur Anwendung kommen,
ohne daß hierfür der Abschluß einer besonderen Uebereinkunft nöthig wird.

Artikel 7.

Die Angehörigen des einen Theiles, welche sich auf dem Gebiete des anderen
Theiles befinden, aufhalten oder niedergelassen haben und in die Lage kommen sollten,
weggewiesen zu werden, entweder durch gerichlliches Urtheil, oder weil sie die innere oder
äußere Sicherheit des Staates gefährden, oder in Folge der Gesetze und Verordnungen
über die Armen= und Sittenpolizei, sollen sammt Familie auf Verlangen des ausweisenden
Theiles jederzeit von dem anderen Theile wieder übernommen werden.

Unter gleichen Voraussetzungen verpflichtet sich jeder Theil, seine vormaligen
Angehörigen, auch wenn sie das Staatsbürgerrecht nach der inländischen Geschgebung
bereits verloren haben, so lange sie nicht in dem anderen oder einem dritten Staale
angehörig geworden sind, auf Verlangen des anderen Theilco wieder zu übernehmen.

Eine polizeiliche Zuweisung soll jedoch, sofern nicht das Heimathorecht des Zuzu-
weisenden durch eine noch gültige unverdächtige Heimathsurkunde dargethan ist, gegenseitig
nicht stallfinden, bevor die Frage der Uebernahmopflicht erledigt und die lehtere von dem
bflichtigen Thbeile ausdrücklich anerkannt ist.

ie Transporkkosten bis zur Grenze zwischen Deutschland und der Schweiz werden
von dem mweslenben Theile getragen.

Artikel 8.

e Theile behalten sich in Bezug auf solche Personen, welche vor Erfüllung
ihrer Merd id die Staatsangehörigkeit gewechselt haben, das Recht vor, * die
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Befugniß zum bleibenden Aufenthalte oder die Niederlassung in ihrem früheren Heimaths-
lande zu unlersagen.

Artikel 9.

Die deutschen Eigenthümer oder Bebauer von Grundstücken in derSchweis, und
umgekehrt die schweizerischen Eigenthümer oder Bebauer von Grundstücken im Gebiete
des Deutschen Reichs genießen in Bezug auf die Bewirthschaftung ihrer Güter die
nämlichen Vortheile, wie die am gleichen Orte wohnenden Inländer unter der Bediugung,
daß sie sich allen für die Landetangehörigen geltenden Verwaltungs= und Polizeiver-
ordnungen unterwerfen.

Artikel 10.

Jeder der vertragenden Theile verpflichtet sich, dafür zu sorgen, daß in ckeinem.Gebiete denjenigen hülfsbedürftigen Angehörigen des anderen Theiles, welchederKur
und Verpslegung benöthigt sind, diese nach den am Aufenthaltsort für die Verislegung

der eigenen Angehörigen bestehenden Grundsätzen bis dahin zu Theil werde, wo ihre
Rückkehr in die Heimath ohne Nachtheil für ihre und Anderer Gesundheit geschehen kann.

Ein Ersatz der hierdurch oder durch die Veerdigung Verstorbener erwachsenden
Kosten kann gegen die Staats-, Gemeinde- oder andere öffentliche Kassen desjenigen der
vertragenden Theile, welchem der Hülfsbedürftige angehört, nicht beansprucht werden.Für den Fall, daß der Hülsebedirftige selbst, oder daß andere privatrechtlich Verpflichtete
zum Ersat der Kosten im Stande sind, bleiben die Ansprüche an diese vorbehalten.

Die vertragenden Theile sichern sich auch wechselseitig zu, auf Antrag der zu-
ständigen Behörde die nach der Landesgesegebung zulässige Hülfe zu leisten, damit
denjenigen, welche die Kosten bestritten haben, diese nach billigen Ansäten erstattet werden.

Artikel 11.

Der gegenwärtige Vertrag soll am 1. Januar 1877 in Wirksamkeit treten und
bis zum 31. Dezember 1886 in Kraft verbleiben

Von dem Zeilpunkie seiner Geltung ab verlieren die früher wuschen rinkelen
deutschen Staaten und der Schweiz abgeschlossenen Niederlassungsverträge ihre Gültigkeit.Im Falle keiner der vertragenden Theile zwölf Monate vor dem Ablaufe des grdabhien
Zeitraums seine Absicht, die Wirkungen des Vertrages aufhören zu lassen, kundgegeben
haben sollte, so bleibt derselbe in Geltung bis zum Ablauf eines Jahres von dem Tage
an, an welchem der eine oder der andere der vertragenden Theile ihn gekündigt hat.

egenwärtiger Vertrag soll baldmöglichst ralifizirt, und die Auswechselung der Ratifi-
kations. Urkunden spätesteno bis zum 31. Dezember dicefes Jahres in Verlin bewirkt werden.

So geschehen in Bern, den 27. April 1876.
von Roeder. J. Anderwert.

(I. 8.) (I. §.)
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Zusatzprotokoll
zu dem am 27. April 1876 in Bern unterzeichneten Niederlassungsvertrage zwischen dem

Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft.
Um jeden Zweifel über die Tragweite des Artilels 8 des unterm 27. d. M.

zwischen dem Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zu Bern ab-
geschlossenen und unterzeichneten Niederlassungsvertrages zu beseitigen, haben die unter-

zeichneten Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten kraft Ermächtigung ihrer Re.
gierungen durch gegenwärtiges Protokoll eine Verständigung dahin getroffen:

Die beiden kontrahirenden Staaten geben sich die gegenseitige Zusicherung, daß
in allen Fällen, wo der Artikel 8 in Anwendung kommen wird, der Ausweisung voraus-
gehend, die Verhältnisse genau untersucht und erwogen werden sollen, und insofern die
Umstände ergeben, daß der Nationalitälswechsel bonn Kiüce und nicht zum Zwecke der Um-
gehung der Militärpflicht erfolgt ist, die Ausweisung unterdleiben soll.

Gegenwärtiges Protokoll soll die gleiche Kraft haben, wie wenn es wörtlich in
dem Vertrage vom 27. d. M. stunde. Es ist von den beiden Vertragsparteien zu
ratifiziren, und die Ratisikationen sind in Berlin am gleichen Tage und zu gleicher Zeit,
wie diejenigen des Hauptvertrages anszuwechseln.

essen zu Urkunde haben die Unterzeichueten das gegemwärtige Prokokoll in dop-
peltem Original unterzeichnet und ihre Wappensiegel beigedrückt zu Bern, am 27. April

1874 (eintausend achthundert sechaundsiebenzig), on Noeder. J. Anderwert.

14 8 (L. 8.)
Der vorstehende Vertrag nebst zZusatprotakall ist ratifizirt worden und es hat

die Auswechselung der Ratifikations-Urkunden am 31. Dezember 1876 in Berlin statt-
Vefunden.

Zusotzprotokoll
zu dem am 27. April 1876 zu Bern unterzeichneten Niederlassungsverlage zwischen dem

Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

Nachdem die Regierungen des Deuschen Neice und der Schweizerischen Eidger-nossenschaft 0 in dem Wunsche begegnet sind, bei den in Gemäßheit des Art. 7 Abl. 3
des Deutsch-Schweizerischen Niederlassungsvertrages vom 27. April 1876 stattfindenden
polizeilichen Juweisungen von Angehsrigen des einen oder des anderen Theiles die Regel-
ung der Uebernahmepflicht, unter thunlichster Einschränkung der diplomakischen Vermittel-
ung, auf dem Wege direkter Verhandlungen zwischen den ausweisenden und den über-
nehmenden Behörden herbeizuführen, sind die Unterzeichneten Krast Ermächtigung ihrer
Regierungen zu diesem Behufe über folgende nähere Bestimmungen übereingekommen:

ngehörige des einen Theiles, welche in die Lage kommen sollten, nach Art. 7
— des bezeichneten Vertrages aus dem Gebiete des anderen Theiles ausgewiesen zu
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werden, sollen sammt Familie auf Verlangen jederzeit von den in Nr. VI dieses Zusatz-
protokolles genannten Grenzbehörden wieder übernommen werden, wenn ihre und ihrer
Familie gegemwärlige oder vormalige Staatsangehörigkeit durch eine unverdächtige Heimaths-
urkunde dargethan ist.

II. In allen Fällen, in welchen der Nachweis der gegenwärtigen oder vormaligen
Staatsangehörigkeit nicht durch eine unverdächtige Heimathsurkunde geliefert werden kann,
hat die vorherige Feststellung und Anerkennung der Uebernahmepflicht im Korrespondenz-
wege zu erfolgen.

Die bezüglichen Verhandlungen sind in der Regel direkt zwischen der die Heim-
schaffung anordnenden Behörde und der zur Anerkennung der Staatsangehörigkeit zu-
ständigen Heimathsbehörde des zu Uebernehmenden zu führen. Eine diplomatische Ver-
miktelung findet nur dann statt, wenn entweder besondere Gründe die direkte Korrespon-
denz unthunlich erscheinen lassen, insbesondere wenn über die Heimathsbehörde Ungewiß-

heit besteht oder in sprachlicher Hiaicht der gegenseitigen Versändigung inderuis sichentgegenstellen, oder aber, wenn durch die direkte Korrespondenz die Anerkennung der

uehrnabn epflicht nicht erzielt ist und der ausweisende Theil sich hierbei nicht be.
ruhigen will.

bise die Anerkennung der Uebernahmepflicht darf nicht aus dem Grunde verweigert oder
verzögert werden, weil unter den Behörden des Heimathslandes über den Unterstüungswohn-
sih, beziehungsweise die Gemeindeangehörigkeit des Ausguweisenden noch Zweifel bestehen.

III. Verzeichnisse derjenigen Behörden, welche in den deulschen Vundesstaaten
einerseits und in den schweizerischen Kantonen andererseito berufen sind, über die Frage der
Staatsangehörigkeit eine Entscheidung und ausländischen Behörden gegenüber ein Aner-
leuntniß abzugeben, haben beide Theile sich gegenseitig mitgetheilt.

Die beiderseitigen zuständigen Behörden werden es sich angelegen sein lassen, die
behufs Feststellung der Staatsangehörigkeits-Verhältnisse ihnen zugehenden amtlichen Requi-
sitionen wegen eschaffung der Heimathsurkunden einer thunlichst schleunigen Erledigung
entge * zu führenIV. Nach rulgtem Anerkenntniß der Uebernahmepflicht (vergl. Nr. II) werden
die Auszuweisenden gegen Aushändigung des Originals oder einer beglaubigten Abschrift
des Anerkenntnisses über die Hcattanhetbrigee, beseehungswell der Uebernahme-Erklär-
ung von derjenigen, in Nr. VI dieseo Protokolls genannten Grenzbehörde übernommen,deren Sih auf dem kürzesten Wen nach dem Bestimmungsorte des Auszuweisenden be.

legen ist, ohne Rücksicht darauf, welchem beusschen Bundesstaate beziehungsweise welchemschweizerischen Kantone der Auszuweisende angehörV. Sosern es sich um hülfsbedürflige B handelt, ist in allen Ausweisungs-

fällen der Grenz-Uebernahmebehörde rechtzeitig vorher von der — Heimschaff-
ung der auszuweisenden Person entsprechende Mittheilung zu maAFür die Uebernahme der Auszuweisenden werden en Grenzbehörden

gegenseitigbeseichet,A. Für die aus der Schweiz heimzusendendendeusschen Achangehärigen:. das Königlich bayerische Bezirksamt zu Lin
2. die Königlich würtlembergische o in 3 Fried richshafen;
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3. die Großherzoglich bapien Bezirksämter zu Konstanz, Waldshut,
Säckingen, Lörrach, Eugen und Sto2tach

4. die Kaiserlichen Polizei-Kommissariate zu St. Zudwig und zu Dam-
merkirch in Elsaß-Cothringen.

B. z- die aus Deutschland heimzusendenden schweizerischen Staatsangehörigen:
. das Regicrungs-Statthalteramt zu Pruntriet;. das Polizei-Departement des Kantons Vaselsiadt zu Basel;

3. die Aargauischen Bezirksämter zu Rheinfelden, Laufenburg und
Zurzach;

4 die Holhit. Direkton des Kantons Schaffhausen
di Thurgauischen Polizei-Büreauxin Nomanohreen und Kreutlingen;

und
6. deé St. Gallischen Bezirkämter zu Rorschach und Rheineck, letzteres

jedoch nur für den vant daß der Transport von Lindau aus mittelst derEisenbahnerfolgensoll
Dessen zu Urkund haben die kenrn dieses Protokoll in doppelter Aus-

sertignngvollioten und ihre Wappensiegel beigedruckVheschehen zu Verlin, den 21. December 1431.
gez. Gf. v. Habyfeldt. gez. A. Roth.

(L. S.) (L. S.)

Verzeichniß
der Schweizer Vehörden, welche befugt sind, über die Staatsangehörigkeit in der Schweiz

Erllärungen und Anerkenntnisse auszustellen.
Zürich: Die Direktion der Iat und Polixei des Kantons Zürich in Zürich.
Bern: Die Direktion der Justiz und Polizei des Kantons Bern in Bern.
buzern: Mililär= und Polizei-Departement des Kantons Luzern in #nzern.
Uri: Die Polizei--Direktion de# Kautons Uri in Altorf.
Schwyz: Der Regierungsrath des Kantons Schwyz in Schwyz.
Unterwalden /w: Das Kantonspolizeiamt in Sarnen.
Unterwalden nw: Der Negierungsrath des Kantons Unterwalden n# # in Stans.
Glarus: DiePolizei. Commission des Kantons Glarus in Glaru#
Zug: Die Polizei-Direklion des Kautons Zug in Zu
Freiburg: Die Direktion der Central. Polizei in Freiburg. (Pribourg la Direktion

de police centrale à Fribourg.)
Solothurn: Das Polizei-Departement des Kantons Solothurn in Solothurn.
Vasel-Stadt: Das Polizei.Departement des Kantons Basel-Stadt in Basel.
Basel-Landschaft: Die Polizei-Direktion des Kantons Bafel-=Landschaft in Liestal.
Schaffhausen: Die Polizei-Direktion des Kantons Schaffhaufen in Schaffhausen.
Appenzell a Rh.: Die Polizei-Direktion des Kanlons Appenzell a Rh. in Trogen
Appenzell i##.: Die Polizei-Direklion des Kantons Appenzell i Rh. in Appenzell.



St. Gallen: Das Polizei-Departement des Kautons St. Gallen in St. Gallen.
Graubnden: Die Polizei-Direktion des Kantons Graubunden in Chur.
Aargan: Der Regierungsrath des Kantons Aargau in Aargan.
Thurgau: Das Polizei-Departement de# Kantons Thurgau in Frauenfeld.
Tessin: Die Dirastlon der Central-Polizei des Kantons Tessinin Locarno. (Tessin:

rection de police centrale à L.ocurno.)
Waadt: Do' *ine und Polizei-Departement des Kantons Waadt in Lausanne.

(Vand: le Depuriement de Instice ct Police du Canton de Vuud
à lausunnc. )

Wallis: Da- Justiz-- und Polizei-Departement des Kantons Wallis in Sitten.
. le Depaurtement de Justice ct Police du Canton de Valais

ion.
Neuenburg: Das Polizei-Departement des Kantons Neuenburg. in Neuenburg.

(Neuschütel: le Departement de Police än Cunton de Neuschatel
i Neuschitel.)

Genf: Das Justiz-. und Polizei-Departement des Kantons Genf in Genf.
(Genöre: le Departement de Justice ct Police dn Cunton de Gendvo
à Gencvc.)

3. i s-Bekannt voni 28. Febrnar 1882,eine 2— der Beilage A zu * zwischen dem Fürstenthume Reuß
Aelterer Linie und dem Königreiche Sachsen Behufs der Negulirung der
hemischten Parochial- und Schulverhältnisse unter dem 10. Mai 1860 ab-

geschlossenen Recesses betreffend.
Nach der Beilage A zum Recesse vom 10. Mai 1860, die kirchlichen und Schul-

verhältnisse derjenigen Parochieen betreffend, zu welchen Unterkhanen des Fürstenthums
Zeuß Aelterer Linie und Königlich Sächsische Unterlhanen gehoren (Gesetamme, v. 1860· habenznfolqedechftnsnnnngmnnlll.ldtcchEbkksgknnesns
gepfatkten Neußischen Dörfer Wolfshain und Schönbrunn zusammengenommen zu den
Ebersgrüner Parochiallasten den vierten Theil beizutragen.

Nachdem nun aus Anlaß der Bestimmung in F. 3 des im Nachstehenden näher
bezeichneten Königlich Sachsischen Kirchengesetes auch für die Parochie Ebersgrün eine
Frationskasse zu bilden gewesen ist, in welche vom 1. Jannar 1878 ab die zu Auf-
bringung des Accidenzienfirums der Kirchendiener daselbsl nach den bestehenden Ein-
richlungen erforderlichen Beiträge der Parochianen zu leisten waren, über die Anwendung
des unter II. 1 der bezeichneten Anlage &amp; zum Reresse vom 10. Mai 1860 audge·
drückten Maßstabes auf die zu dieser Firationskasse zu gewährenden Leistungen aber zwi-
schen den Reußischen Gemeinden Wolfshain und Schönbrunn einerseité und der Sächsischen
Gemeinde Ebersgrün andererseits eine längere Differenz sich erhoben halte, sind unter
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den gedachten Gemeinden durch von den beiderseitigen Regierungen ernannte Commissare
Verhandlungen gepflogen worden, in Verfolg deren die nachstehende Vereinbarung statt-
gefunden hat:

a. Zu denjenigen Parochiallasten in der Parochie Ebersgrün, welche zu Auf-
bringung des durch die Königlich Sächsische Staatsentschädigung und durch die
noch weiter eingehenden Accidenzien nicht gedeckten Theiles von dem festen Ge-
halte zu erheben sind, der dem Pfarrer und dem Kirchschullehrer daselbst in
Gemäßheit von F. 3 des Königlich Sächsischen Kirchengesebes vom 2. Decem-
ber 1876, die Firation der Accidenzien und Stolgebühren der evangelisch-
lutherischen Geistlichen und Kirchendiener betreffend, zukommt, tragen die nach
Ebersgrün eingepfarrten Reußischen Gemeinden Wolfshain und Schönbrunn

zwei Fünftheile
bel.
Deeses Beitragsverhältniß tritt vom 1. Jannar 1878 ab in Kraft.
Auf das sestgestellte Beitragsverhältniß haben die Vorschriften in F. 17 des

Recesses zwischen dem Königreich Sachsen und dem Suesteusme Neuß AeltererLinie wegen der gemischten Parochial- und Schulverhältnisse vom 10. Mai
1860 Anwendung zu leiden. Bezüglich aller anderen, als der in Absah #.
bedachten Parochiallasten bewendet es bei dem in der Beilage A unter II. 1
zum Recesse vom 10. Mai 1360 festgesebten Beitragoverhälinisse.

Nachdem zu diesem Abkommen von Fürstlicher Landesregierung im Einverständ=
nisse mit Fussühohn Consistorium ebenso wie von dem KöniglichSächsischen Ministerium
des Kultus und öffentlichen Unterrichts im Einvernehmen mit den in Evangelicis beauf-
tragten Königlich Sächsischen Herren Staalsministern, Excellenzen, und dem evangelisch-
lulherischen Landesconsistorium auf Grund von F. 17 des ebengedachten Recesses die er-

forderiche Genebmigung ertheilt worden ist, wird Solches auf Höchsten Befehl hiermitbekannt gemacht.

*
*P

Hg. den 28. Februar 1882.

Fürstlich Reuf#l. Landesregierung.Faber.
C. Perthes.

A. Patent vom 3. März 1882,
die für das Johr 1882 zu entrichtende Einkommensteuer betr.

Unter Bezugnahme auf van unterm 8. Dezember vor. Is. erlassenegatem be-
züglich der im Jahre 1882 zu entrichtenden Landezabgaben (Ges. Samml. vonS. 125) werden die im laufenden Jahre zu entrichtenden eilf Termine Et-mannstra
wie folgl ausgeschrieben:

wei auf den 15. April,
liner „ „ 15. Mai,
zwei „ „ 15. Juni,



einer auf den 15. Juli,
einer „ „ 15. August,

einer 15. September,
einer , „ 16. Oktober,
einer „ 15. November,

i „ 15. December.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

einer „

Greiz, am 3. März 1832.

J. Landesherrliche Verordnung vom 4. März1zur Anoführum des Reichsgesetzes vom 18. Lun- 1881, Wnnt die Ab-
änderung der Gewerbeordnung.

Wie Heiurich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. K. 2c.
verordnen zu Ausführung des Reichsgesetzes vom 18. Juli 1881, betreffend die Abänder-
ung der Gewerbeordnung, unter Vorbehalt der Zustimmung des Landtags zu den nach-
stehenden §§. 2 und 4, was folgt

Für Innungen, welche ihren eit in Greiz oder Zeulenroda haben, auch wenn
sie sich ber Landorte mit erslrecken, ist der betreffende Stadtgemeindevorstand, für In-
numgen, die ihren Sitz in einem Landorte haben und lediglich einen oder mehrere länd-
liche Gemeindebezirke umfassen, ist da Landrathsamt die „Aussichtsbehörde“.

8. 2.
Für die in den S§. 98b, 98c, 102, 103, 104, 104e, 104 genannten Fälle

ist „höhere Verwaltungsbehörde“ der bandebausschu. Auf das vor demselben in ersler
Instanz ftaktfindende Verfahren finden in den Fällen der §§. 960 und 103 die Vor-
schristen in Art. 11 Nr. 1, 2, 5 Unserer Verordnung vom 27. September 1869 sinn-
gemäße Anwendung.

8. 3.
„Polizeibehörde“ im Sinne des §F. 100d ist in Ansehung der in Greiz und

Jeulenroda ihren Sit habenden Innungen der betreffende Stadtgemeindevorstand, für die
in kanderten ihren Si# habenden Innnngen das Eangruztamt.u Vollstreckung der in den Fällen des §. 97N und des F. 97a Nr.erfolgenden Entscheidungen in Landorten hat die alo ascud. aibeh
Stadtgemeindebehörde das Landrathsamt zu requiriren.
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5. 4.
Ueber Rekurse und Beschwerden gegen Entscheidungen und Verfügungen der in

den ö§.1.2 und 3 dieser Verordnung bestimmten Behörden entscheidet beziehentlich im
Einklange mit der Beslimmung m rt. II Unserer Verordnung vom 27. Seplember 1869

Unsere indevr gierung letinstanzlAuf das bezügliche Versahren finden, insoweit die erstinstangichen Enscheidungen
vom Landeoausschusse ausgegangen sind, die Vorschriften der Nr. 3 und 4 des Art

der bebacht Verordnung sinngemäße Anwendunundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser - Insiegel beidrucken lassen.

Gegeben Greiz, den 4. März 1882.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber. v. Geldern-Crispendorf. Weidinger.

6. Regierungsverordnung vom 6. März 1882,die Annahme und Führung der von ausländischen Mmihntäten an Be-
wohner des Fürstenthums Reuß Aelterer Linie verliehenen Wurden betr.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird nach dem Vorgang anderer Bundes-
staaten hierdurch Folgendes verordnet:

l.

Zu Annahme und Führung akademischer Würden, welche von Universitäten inner-
halb des Deutschen Reichs, gleichviel welcher Fakultät, verliehen werden, bedarf es einer
besonderen slaatlichen Genehmigung nicht.

Akademische Würden, welche von Universitäten, Akademieen oder Fakultäten außer-
halb des Deutschen Reichs verliehen werden, dürsen von Bewohnern des Fürstenthums
nur mit Genehmigung Fürstlicher Landesregierung angenommen und geführt werden.

8.

Durch die Bestimmung in 8. 1 und durch eine in den Fällen des . 2 ertheilte
Genehmigung werden die Vorschristen des 8. 29 Abs. 1 und des 8. 147 Nr. 3 der
Bundesgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (Vundesgesebblatt von 1869 S. 245) be-
ziehentlich Art. 2 unter Nr. 3 des Reichsgesetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbe-

ordnung, vom 17. Juli 1878 ieihegeschb. von 1878 S. 211) nicht berührt.

Diese Verordnung keit. * dem 10½6 der Publikation in Kraft.
Greiz, am 6. März

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.





Gesctssammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

2

(Ausgegeben am 1. Juni 1882.)

7. gi sö-Belannt vom Maiden Aerlr zwischen dem anh Aä- und it% Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft betr.

Das mit der Negierungebekamimachung. vom 24. Februar l. Is., den zwischen
dem Deutschen Reiche und der Schweizerischen Eidgenossenschaft unterm 27. April 1876
abgeschlossenen Niederlassungsvertrag und das Zusatrotokoll vom 21. Dezember 1881
zu diesem Vertrage betreffend, (Ges. S. von 1882 S. 1) veröffentlichte Verzeichniß der
schweizerischen Behörden, welche zur Ausstellung von Erklärungen und Anerkenntnissen
über die Staatsangehörigkeit in der Schweiz befugt sind, ändert sich insoweit, als an
Stelle von Locarno gegenwärtig Bellinzona der Sitz der Direktion der Zentralpolizei des
Kantons Tessin is.

Dies wird andurch bekannt gemacht.
Greiz, am 13. Mai 1882

Furstlic Reuß-Pl. Landeeregierung.v. Geldern-Crispen dorf
i. V.

C. Perthes.

§. Regi §Bekanntmach vom 13. Mai 1882,
eine Aenderung des §. 20 der Ausführungsinstruktion zu dem Neichsgesetze
vom 23. Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen

betreffend.
Der Vundesrath hat inseiner Sibung vom"124.Ahril dieses Jahres beschlossen,

daß der letzte Absatz von F. 20 der — in der hierländischen Gesetzsammlung vom Jahre
1881 S. 33 ff. abgedrucklen — Ausführungsinstruktion zu dem Reichegesete vom

23. Juni 1880 über die Abwehr und niereracung von Viehsenchen zu streichen und
durch nechstebend Bestimmung zu ersetzen ist:Wenn Hunde der Penne dieses Paragraphen zuwider zur umher-



laufend betroffen werden, so kann deren sofortige Tödtung polizeilich an-
geordnet werden.“

Dies wird hierdurch noch besonders zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Greiz, am 13. Mai 1882.

Furslic Reuß--Pl. LnbeerffierungBOBeldern-Crispend
C. Perthes.

9. Neglerungs-Bekanntmachung vom15. Maidie Veröffentlichung gewisser Theile der dem Landesthierar 5 r—*i-e
Dienstinstruktion beziehungsweise zum Zwece heeigneter Nachachuny'hbetr.

Derjenige Theil der dem ondesthirrarte von Sürstlicher Regierung ertheilten
Dienst.Instruktion, von welchem Kennkniß zu erlangen, für die größere Anzahl der Lan-
desbehörden und weitere Kreise der im Fürstenihume außhältlichen Personen ktheils ein
Bedürfniß, theils ein Interesse besteht, werden im Nachstehenden und zwar insoweit für
Vehörden und Private zur geeigneten Nachachtung mit Höchster Genehmigung Sorenissimi
bekannt gemacht, als die Berücksichtigung beziehentlich Befolgung der bezeichneten In-
struktionsbestimmungen Seiten einer Behörde oder betheiligter Privatpersonen nach dem
Inhalte der gedachten Vorschriften erforderlich wird.

Greiz, den 15. Mai 1882.

Fürstlich Reuß vr Landesregierung.Geldern. Crispendorf
C. Perthes.

Dienstanweisung für den Landesthierarzt.

Allgemeine, die dienflliche Stellug des — und dessen amtliche Obllegenheiten
betressende Beslimmungen.

1.
c. 2c.

2.
Zu der Fürstlichen Landeßregierung steht der Landeöthierarzt in einem direkten

Subordinations-- und Disciplinar-Verhällnisse.

hy den zur Handhabung befonderer pserinärholizei4her Befugnisse bestelltenNehierungekommierien ist der Landesthierarzt untergeord
Dem Fürstlichen Landrathoamte ist er zur sehnschen Mitwirkung in allen veteri-

närpolizeilichen Angelegenheiten zugeordnet.
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in solchen ergehenden Requisitionen dieser Behörde und der Ortsverwaltungs-
2(Gentitkeverstänhe Gemeindevorsteher, Gutsbezirksvorsleher) hat er nachzukommen.

Die rechtlichen Verhällnisse des Landesthierarztes in seiner Eigenschaft als Staats-
diener im Uebrigen, sowie dessen und seiner ekwaigen Hinterlassenen evenkuelle Pensions-
ansprüche regeln sich nach der für das Fürstenthum in Betreff der — undObliegenheiten der Civilstaatsdiener jeht und künftig bestebenden Gesehgebung

Der amtliche Wohnsitz des Landesthierarztes ist in Greiz.
3.

Der Landesthierarzt hat unter Oberaufsicht derobandesregserung — (vergl. § 2des Behörden-Organisations-Gesetzes vom 1. September 1868 mit § 17 unter No. ;

desselben und § 4 der Landesherrlichen Verordnung vom 24. Juli 1855) die technische
Mitwirkung bei der in erster Instanz vom Fürstlichen Landrathsamte (vergl. §. 17 des
cit. Gesezes vom 1. September 1868 unter No. 3) ausgeübten Aussicht über das ge-
sammte Veterinär- und Veterinärpolizeiwesen des Landes.

Es liegt dem Landesthierarzte insonderheit ob, den Gesundheitszustand der land-
wirthschaftlichen und anderen Haussäugethiere innerhalb seines Amtobereichs insoweit zu

überwachen, wie ihm dies theils in Gesehen und Verordnungen, theils in dieser Dienst-

anweisung und etwa später ergehenden - vorgeschrieben isl.
Der Landesthierarzt hat auch die N-t Mitwirkung bei der vom Landraths-

amte ausgehenden nächsten Aufsicht über die im Fürstenthume wohnhaften und überhaupt
in demselben die veterinärärztliche Praxis betreibenden Thierärzte, insoweit als es sich um

die ubhung dieser Praxis im Fürstenthume handelt.Diese Aufsicht hat ihre Wirksamkeit besonders dann zu äußern, wenn die thier-
ärztliche Behandlung von Haussäugethieren bei dem Auftreten von übertragbaren Vieh-
seuchen oder auderen ansteckenden Thierkrankheiten, bei dem Verdachte solcher Zustäude
oder die OAlnwendung der Schutzpockenimpfung bei Schaafen in Frage steht.

nn in einer der gedachten Beziehungen Mißstände von ihm wahrgenommen
werden, hat der Landesthierarzt solche, insoweit sie nicht durch beinfache, in durchaus an-
Heeslener Form zu haltende Hinweisungen sich beseitigen lassen, in Verbindung mitorschlägen für die abhälfliche Aenderung zur Kennmiß Zürstlichen Landrathsamtes zu
bringen. (F. 17 No. 3 des Gesebes vom 1. September 1866 vergl. mit §F. 4 der
Landesherrlichen Verordnung vom 24. Juli 1855.)

Die Thierärzte, welche im Fürstenthume die Praxis ausüben, sind verbunden, dem
Landesthierarzte auf dessen Veranlassung Berichte über das Auftreten von Thierkrankheiten,
deren Verlauf und sonstige im Bereiche ihrer veterinärärztlichen Thätigkeit gemachte Wahr-
nehmungen zu erstatten.

Namentlich hat dies auch für die Zwecke statistischer Aufstellungen zu geschehen.
Die im Fürstenthume praktizirenden Thierärzte können zu Erfüllung auch dieser

gnheie auf Antrag des Landesthierarztes durch Fürstliches Landrathsamt ange-alten werd
3#



5.

Der Landesthierarzt hat weiterhin im Allgemeinen die Verpslichtung, ols der zu-
nächst berusene sachverständige Beamte für die in dem Fürstenthume Reuß Aelt. Linie
vorkommenden polizeilichen und gerichtlichen Angelegenheiten, in denen es sich um Zragenhandelt, die nach Grundsäen der Thierheilkunde zu beanlworten sind, in Betreff der-

selben aus eigener Ampscht oder auf Verlangen der zuständigen Behörden oder end-lich, soweit Gesetze,Verordnungen oder besondere Anweisungen dies für einzelne bestimmte
Falle vorschreiben, auch auf Requisition von Privaten als Sachverständiger thätig
zu sein.

Nicht nur den staatlichen Verwaltungsbehörden und den Ortspolizei-Verwaltungen
hat er zu gedachten Zwecken als Sachverständiger beiräthig zu sein, sondern er ist ebenso
verbunden, in veterinärgerichtlichen Fällen auf Verlangen der Fürstlichen Justizbehörden
(der Gerichte und der Staalbanwaltschaft) Untersuchungen vorzunehmen und Gutachten
mündlich oder schriftlich abzugeben.

Soweit eco die sonstigen amtlichen Geschäfte des Landesthierarztes gestatten, hat
er auch dem Vorstande des im Fürstenthume beslehenden landwirthschaftlichen Hauptvereins
in Rücksicht auf einzelne, allgemeine Grundsätze der Behandlung landwirthschaftlicher
Haussäugethiere betreffende Fragen, entsprechendem Ersuchen gegenüber, amtliche Aus-
kunft zu ertheilen.

In welchen Fällen der Landesthierarzt aus eigener Amtspflicht in veterinärpolizei-
licher Beziehung thätig zu werden hat, wird theils durch kesebliche und verordnungs-mäßige Vorschriften, theils in dieser Dienstanweisung beslimmDie Bezeichnung weiterer Fälle bleibt besonderer Arnn vorbehalten.

6.

Allc seine Amtsgeschäfte hat der Landesthierarzl den einschlägigen Vorschriften ge-
mäß, überhaupt aber mit Pünktlichkeit, Gewissenhaftigkeit und strenger Uneigennützigkeit
zu besorgen.

Da, wo er als Aufsichtsbeamter llähg zu sein berufen ist, hat er sich der größten
Objectivität und Unparteilichkeit zu befleißige

Bei Erstattung von Berichten oder Wugeigen an Behörden, bei Abgabe von Gut-
achten, bei Vornahme von Schäßungen und bei Ausstellung von Zeugnissen hat er im
steten Hinblicke auf den von ihm bei seiner Anstellung geleisteten Diensteid mit strengster

Wahrhaftigkeit nach seiner besten Sachkenntniß zu Werke zu gehen.
In seinen über von Amtswegen oder auf Regquisition von Behörden angestellte

Untersuchungen auczufertigenden Berichten oder Zeugnissen hat er den Befund an leben-
den oder todten Thieren, beziehentlich einzelnen Theilen der letzteren der Hauptsache nach
immer so vollständig anzugeben, daß auch jeder andere Sachverständige im Stande ist,
aus dem betreffenden Befundscheine ein richtiges Bild des in Frage stehenden Zustandes
zu gewinnen.

Auch die Beschreibung des untersuchten Thieres hat nach Gaktung, Geschlecht,
Alter, Farbe, Größe u. s. w. unter Angabe der Person des Besitzers und der Zeit wie
des Ortes der Untersuchung in dem Befundscheine thunlichst so zu erfolgen, daß ein
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Zweifel ber die Identität des in dem Befundscheine beschriebenen Thieres mit dem that-
sächlich untersuchten nicht süglich aufkommen kann.

Zugleich ist in jedem Gutachten oder Zeugnisse als Ergebniß des vorauszuschicken-
den Befundes eine möglichst bestimmte Ansicht auszusprechen und so hinreichend wissen-
chaftlich zu begründen, daß auch eine höhere veterinärärztliche Instanz den Werth des

abgegebenen Urtheils zu bemessen vermag.
7.

. cc.

B.
ic. zc.

Den Physikatsbeamten hat er auf hichen von deren Seite über Vorgänge aus
dem Vereiche von Thierkrankheiten besonders über Viehseuchen amtliche Mittheilungen zu
machen und seine amtliche Mitwirkung zum Zwecke der Abhülse solcher Uebelstände für
die menschliche Gesundheit, die aus dem Vorhandensein von Thierkrankheiten an einem

rte oder dem Verbrauche von unreinen oder zngesunden Fleisch- oder Fetttheilen von
Thierkörpern hervorgehen können, eintreten zu lassen

10.— 15.
1c.

16.

Eine Erkrankung oder andere vom Willen des Landesthierarztes unabhängige Ur-
soche, die auf länger als 5 Tage Dienstbehinderung erwarten läßt, hat der Landesthier-

arzt ungesäumt der Hirstichen Landesregierung und dem Fürstlichen Landrathsamte zur
Kenntuiß an vringebreert ver Landesthierarzt nur in Zällen dringender Erforderlichkeit nach-
zusuchen.

Wird die Abwesenheit des Landesthierarztes von seinem Dienstbezirke für ihn
aus dringendem Anlaße auf eine Zeit, die nicht länger als zweimal 24 Stunden beträgt,
erforderlich, so hat er vor Eintritt dieser Abwesenheit Füstichem Landrathsamte davon
Anzeige zu machen. Diesist auch erforderlich, so oftderLandesthierarzt sich zwar nichtaus 9* Dienstbezirke, aber von seinem amtlichen Woöesige auf länger als zwei Tage
entfernt.

Das Landrathsamt hat von solchen ihm berichteten Abwesenhein des Landesthier-
arzles der Fürstlichen Landesregierung alsbald Anzeige zu malien Fällen, in denen eine Abwesenheit des basdeschierargtes von seinem

Dienstbezirke für länger als 2 bac, ginreien soll, hat derselbe entsprechenden Urlaub bei
wurscher Landesregierung nachzusuIn diesem Falle hat der ——ie sich zunächst des Einverständnisses Fürst-
lichen Landrathsamtes mit seiner Absicht, Urlaub zu nehmen, zu versichern, und unter
Nachweis dessen das Urlaubögesuch so rechtzeitig vor dem Beginn der erbetenen Urlaube-
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zeit bei Fürstlicher Landesregierung einzubringen, daß wegen seiner Stellvertretung für
die erbetene Urlaubszeit allfällig geeignete Vorkehrung getroffen werden kann

Von dem Seiten Fürstlicher Landesregierung ertheilten Urlaube wird Fürstliches
Landrathsamt und der mit der Versehung veterinärpolizeilicher Verwaltungögeschäfte für
das Amtsgericht Burgk beauftragte Beamte ebenso benachrichtigt, wie von der angeord-
neken Stellvertretung des Landesthierarztes.

Es hat dies durch Letteren zu erfolgen.
Mit dem Stellvertreter, der dem Landesthierarzte im einzelnen Falle bestellt wird,

hat sich der von der betreffenden Verfügung unterrichtete Landesveterinärbeamte wenn
irgend thunlich über die Weilerbesorgung der laufenden Amtsgeschäfte unter Mittheilung
der bezüglichen Akten, Schriftstücke u. s. w. vor dem thatsächlichen Antritte des Urlaubs
zu verständigen.

17.

Anlangend die Beslimmung in 8. 10 des Civilstaatsdienergesehes vom 2. April
1860, so bleibt es dem Landesthierarzte von vornherein unbenommen, die thierärztliche
Privatpraxis in dem Umfange und in der Weise auszuüben, wie dies ohne Beeinträchtig-
ung der Verpflichtungen, die ihm sein Amt auferlegt, zu geschehen vermag. Insbeson-
dere kann die Privatpraris niemals als Vehindenubchsghun hinsichtlich der Verrichtung

von Dienseschlen gelten.In den Zällen, in welchen der Landesthierarzt als beamteter Sachverständiger

thierärztliche Gutachten abzugeben berifen sein kann, darf er den Auftrag auch zu bloßen
.93 won privater Seite durchaus nicht übernehmen.er Partei in einer Prchfsache als sachverständiger Veirath zu dienen, ist dem

erst dann gestaktet, wenn er sich vorher versichert hat, daß er in Betreff
derselben Angelegenheit nicht von dem zuständigen Prozeßgerichte als Sachverständiger be-
fragt werden wird.

II.

Besondere Vesinmungen über die Verpslichtung des Landesthierarztes zur Ueberwachungdes Gesundheitszustandes der Hanssängethiere.
18.

Der Landesthierarzt hat den allgemeinen Gesundheitszustand der Haussäugethiere
lm Territorium des HFürstenthums fortdauernd sorgfältig im Auge zu behalten und seine
Aufmerksamkeit besonders auf das Vorkommen gemeingefährlicher (seuchenarliger und an-
steckender) Krankheiten zu richten, nächstdem aber auch allen denjenigen allgemeinen Ver-
hältnissen und Einrichtungen sein Augenmerk zuzuwenden, welche die Gesundheit der
Haussäugethiere zu stören und Krankheilen derselben zu veranlassen im Stande sind.

19.

Sobald Mißbräuche und Uebelstände in der Fütterung, Unterbringung und Behand-
lung der Thiere, sowie auch beim Hufbeschlage, ebenso beim Transporte von Hausthieren

von dem Landesthierarzte zahienamme werden, liegt ihm ob, auf Abstellung dieserMißstände in geeigneter Weise (z. B. durch Belehrung der Viehhalter, der Schmiede,
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durch Hinweisung ländlicher Gemeindevorsteher auf die Mißstände und deren Folgen)
hinzuwirken, nach Befinden, wenn sich diese Wahrnehmungen auf eine der Städte be-
ziehen, der Ortspolizeibehörde davon Mittheilung zu machen, soweit sie auf Landorte
Bezug haben, dem Fürstlichen Landrathsamte davon im Berichtswege Kenntniß zu geben
und die Mitwirkung dieser Behörden zur Beseitigung der dargelegten Uebelstände in
speciell zu entwickelnder Weise nachzusuchen.

l sehr erheblichen Fällen von allgemeiner Natur ist an Fürstliche Landesregierung
unter gutachtlicher Aeußerung über Abhülfsmittel Bericht zu erstatten.

reten in einem Flurbezirke oder einer Gegend gewisse Thierkrankheiten öfter in
größerem Umfange auf, so ist den Ursachen solcher Uebelslände und den zu deren Veseitig-
ung oder Verminderung zweckmäßigsten Mitteln vom Landesthierarzte thunlichst nachzu-
sorschen und das desfallsige Ergebniß in geeigneter Weise zur Kenntniß der Bétheiligten
u bringen.

##namennich hat aber der Landesthierarzt in dazu angethanen Fällen Mißbräuche
und Uebelstände der obgedachten Art auch zum Gegenstande bezüglicher, zugleich Rath
und Belehrung enthaltender Miltheilungen an den Vorstand des landwirthschaftlichen
Hauptvereins des Fürstenthums resp. des in der betreffenden Gegend seinen Sitz habenden
Zweigvereins desselben zu machen und geeigneten Falls ein besonderes Einvernehmen mit
dem betreffenden Vorstande über den fraglichen Gegenstand eintreten zu lassen.

20
Als eine der wichtigsten Pflichten liegt dem Landesthierarzte ob, daß das Vor-

handensein von Seuchen oder anderen ansteckenden Krankheilen der Hausthiere innerhalb
des Landes schleunigst entdeckt und daß, nach gehöriger Feststellung des Thalbestandes, das
zur Verhütung der Weitewerbreitung der Krankheit Ersorderliche rechtzeitig und in sach-
gemäßer Weise angeordnet werde.

Zu diesem Behufe hat er in allen zu seiner Keuntniß gelangenden Fällen, in de-
nen ein Verdacht derartiger Thierkrankheiten vorliegt, ohne daß deren Thatbestand fest-
steht, ohne Verzug die geeigneten Erörterungen eintreten zu lassen und, wenn nöthig,
sich des Behufs selbst sofort an Ort und Sitelle zu begeben.

Wird hierbei das Vorhandensein der Rinderpest oder einer Seuche (§. 10 des
Reichsgesebes vom 23. Inni 1880) festgestellt oder auch nur das Vorliegen eines be-
ründeten Verdachtes eines Seuchenausbruches ermittelt, so hat er, soweit irgend möglich,
unter gleichzeitiger gutachtlicher Aeußerung über die zu ergreifenden veterinärpolizeilichen
Maßregeln, unverzügliche Anzeige und zwar, wenn der Fall den Bczirken der Amtsgerichte
Greiz oder Zeulenroda angehört dem Fürstlichen Landrathsamte zu Greiz, wenn der Fall
in dem Amtzgerichtsbezirk Burgk sich ereignet, dem für diesen mit Anordnung der bezüg-
lichen Maßregeln beauftragten Beamten zu erstatten.

Das Gleiche hat von dem Landesthierarzte zu geschehen, wenn er von vornherein
durch eigene Wahrnehmung oder auf andere ganz verläßliche Weise von dem Auftreten
der Seuche oder dem Vorliegen begründeten Verdachts des Seuchenausbruchs in einer
Besitzung oder einem Orte des Fürstenthumes Kenntniß erlangt.

Handelt es sich nicht um die Rinderpest oder eine der Anzeigepflicht unterliegende
Seuche (s. über den Begriff den F. 10 des Reichsgesetzes vom 23. Juni 1880), sondern
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um eine andere ansteckende Krankheit von Haussäugethieren, so ist die Anzeige des
Thatbestandes unter gleichzeitigem gutachtlichen Vorschlage geeigneter veterinärpolizeilicher
Mahnahmen an Fürstliches Landrathsamt zu richten.

Gleichzeitig ist der Orkspolizeiverwaltung (dem Gemeindevorstande in Städten,
den Gemeindevorstehern auf den Landorten, dem Gutögemeindevorsteher oder der bezüg¬
lichen Verkretung) von dem durch die eigene Wahrnehmung oder sonslige sichere Kenntniß¬
erlangung des Landesthierarztes betroffenen Falle einer Thierseuche oder sonstigen an¬
steckenden Thierkrankheit, beziehentlich eines begründeten Seuchenverdachts mündliche oder
schristliche Anzeige zu machen.

21.

Zu weiterem Einschreiten in der Sache hat der Landesthierarzt in der Regel zwar
die Veranlassung der zuständigen Behörde abzuwarten. Befindet er sich jedochauf Ver¬
anlassung derselben oder aus eigener Amtopflicht oder aus anderem Grunde am Krank¬
heitsorte selbst oder in dessen Nähe oder liegt nach seinem pflichtmäßigen Ermessen Gefahr
im Verzuge vor oder erscheint seine eigene unmittelbare Mitwirkung sonst im öffentlichen

Interesse geboten, so ist der Landesthierarzt in allen diesen Fällen ermächtigt znd ver¬pflichtet, diejenigen Maßregeln und Vorkehrungen vorläufig zu treffen, welche sich nach
den bestehenden Vorschriften oder überhaupt unter den besonderen und örtlichen Verhält¬
nissen des Einzelfalles zu Tilgung der Krankheit und zur Verhütung weiteren Schadens

augenbliclch nöthig machen.Es hat dies thunlichst durch Vermittelung beziehentlich unter Mitwirkung, jeden¬
falls aber unter Vorwissen der Wnnihe zu geschehen.(Vergl. §. 12 des Reichsgesehes )eber den Befund einer Ecnerungen und Untersuchung und über die dadurch
veranlaßten von ihm getroffenen vorläufigen Maßregeln hat der Landesthierarzt an
Fürstliches Landrathsamt beziehentlich den für den Amksgerichtsbezirk Vurgk beauftragten
Veamten, unter gleichzeitiger gutachtlicher Aeußerung über die weiter erforderlichen
Anordnungen und Verfügungen schleunigst zu berichten.

22.

bäßt sich die Krankheit nicht ohne Weiteres mit Sicherheit feststellen, gehört die
sich äußernde krankhafte Erscheinung aber zu den sogenannten verdächtigen Fällen, so hat
sich der Landcsthierarzt auf Anordnung der unerläßlichsten Maßregeln zur Verhütung
weiterer Gefahr zu beschränken und muß durch eine in angemessener Zeit zu wieder¬
holende Untersuchung die Feststellung der Krankheit baldmöglichst zu bewirken suchen.

Ueber den Erfolg ist an die zuständige Behörde (vergl. 21.) zu berichten be¬

ziehentlich unter Anfügung geeigneten utachtne
Jeden Ausbruch einer Seuche 8* ne Austreten eines begründeten Seuchen¬

verdachts, ebenso auch jedes seuchenartige Auftreten einer gewöhnlich nur sporadisch vor¬
kommenden ansleckenden Thierkrankheit im Fürstenthume hat der Landesthierarzt Fürstlicher
Landesregierung ebenso anzuzeigen, wie jede ihm zukommende verlä iche Nachricht
über den Ausbruch einer Thierseuche in einem an das Fürstenthum angrenzenden Bezirke.
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Diese berichtliche Anzeige hat unter Hinweis auf die etwa vorgeschriebenen oder
an sich nõthigen, beziehentlich durch ihn vorläufig angeordneten Maßregeln zu geschehen.

Kann über den Ausbruch einer Seuche nach dem pflichtmäßigen Ermessen des
Landesthierarztes nur mittelst Zerlegung eines verdächtigen Thieres Gewißheit erlangt
werden, so hat er die bezügliche Anzeige an den von Fürstlicher Regierung beauftragten
Regierungs-Commissar beziehentlich an Fürstliche Laudedregierung selbst zu richten. (Vergl.
§. 13 des Reichsgesetzes vom 23. Juni 1880 in Verbindung mit H. 6 der Landes-
herrlichen Ausführungs-Verordnung dazu für das Fürstenthum vom 29. März 1881.)

Ebenso ist der Landesthierarzt verpflichtet, in allen Fällen, in welchen die von
der zuständigen Behörde zur Unterdrückung oder Abwehr einer Exizootie angeordnelen
Maßregeln unzureichend erscheinen und besondere weitergehende, den Verkehr mit lebenden
oder todten Thieren oder thicrischen Rohstoffen und auderen die Ansleckung übertragenden
Gegenständen im Fürstentbume oder den Einfuhr-Verkehr mit dergleichen Objecten hem-
mende oder beschwerende Anordnungen zur Tilgung der Krankheit oder Verhütung der
Weiterverbreitung derselben sich alo erforderlich vorstellen sollten, gutachtlichen Bericht zur
Veranlassung des Weiteren an den von Fürstlicher Vandeöregierung brauftragten Regier-
ungs-Commissar beziehentlich, soweit ein solcher für den betreffenden Fall nicht ernannt
ist, an Fürstliche Landesregierung selbst zu richten.

Ein solcher gutachtlicher Bericht ist weiterhin auch in dem Falle erforderlich, wenn
es sich um eine ansleckende oder hemeingefährliche Krankheit der Hauesängethiere handelt,
bezüglich deren es an allgemeinen Vorschriften über ihre Abwehr oder Unterdrückung noch
mangeln sollte.

24.

Eine weitere amtliche Obliegenheit des Landesthierarztes besteht darin, die im
Fürslenthume zur Abhaltung kommenden Pferde= und Viehmärkte sowie die innerhalb
desselben veranstalteten landwirhhschaftlichen Thierausstellungen stets zu besuchen und ein
genaucs Augenmerk darauf zu haben, daß Thiere, die mit austeckenden Krankheiten be-
haftet oder solcher verdächtig sind, zur Aufstellung auf dem Markte beziehentlich Aus-
stellungsplatze nicht zugelassen und, wenn sie daselbst bereits aufgestellt sind, sofort
wieder entfernt werden.

Er hat hierbei einen die Aussicht führenden Polizeibeamten (Gensdarmen, Schut-
mann) zuzuziehen und die Anordnung etwa nöthiger Polizeimaßregeln bei der Ortspolizei-
Verwaltung zu beantragen.

Diese sind dem brzsglichen GErsuchen in geeigneter Weise zu entsprechen verbunden
und ländliche Gemeindevorsteherhaben — bei Abwesenheit von poliheiichen Vollzugo-beamten —die behufigen polizeilichen Vollzugsmaßnahmen selbst zu leiten

25.

Fernerhin ist der Landesthierarzt zufolge seiner amtlichen Stellung verpflichtet,
auf das vom Auslande eingehende, durch das Land gefübrte oder im Lande umherziehende
Treibvieh aufmerksam zu sein und eintretenden Fallo das Röthige vorzukehren, damit
nicht durch solches Vieh ansleckende Krankheiten eingeschleppt oder weiter verbreitet werden.

4
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Er hat erforderlichen Falls mittelst gutachtlichen Berichts dem Fürstlichen Land-
rathsamt und Fürstlicher Landesregierung Anzeige zu erstatien und geeignet scheinende
Verfügungen in Vorschlag zu bringen.

Der Landesthierarzt hat zufolge seiner amtlichen Stellung auf die Gesundheit
der zum Belegen von Stuten resp. Kühen verwendelen Hengste beziehentlich Zuchtbullen
sein Augenmerk zu richten und Wahrnehmungen, auch wenn sie nicht speziell ansteckende
Krankheiten dieser Thiere zum Gegenstande haben, dafern sie nur im Allgemeinen einen
Mangel der erforderlichen Gesundheit dieser Zuchühiere constatiren, mittelst gut·
achtlicher Anzeige zur Kenntniß Fürstlichen Landrathsamtes und des Vorstandes des
landwirthschaftlichen Haupivereins im Fürstenthume zu bringen.

Bei solchenZuchthengsten und Zuchibullen, welche gewerbsmähig #et#n Entgelt
zur Zucht verwendet werden, hat er auch die Tauglichkeit dieser Thiere für Zuchtzwecke
selbst ino Auge zu fassen und Fürstlicher Landesregierung darüber zu berichten, wenn er
nach pflichimäßigem Ermessen den Mangel dieserTauglichkeit als vorhanden ansieht.

Sollte durch regierungsseitige Anordnung eine Commission zur Prüfung von
Zuchtbullen und Zuchtebern in Ansehung ihrer Tanglichkeit für Zuchtzwecke gebildet wer-
den, so ist der Landesthierarzt verbunden, sich an dieser Commission nach Maßgabe des-halbiger Anordnung Fürstlicher Landesregierung ohne Anspruch auf eine besondere Ver-
hülung für seine bezügliche Thätigkeit zu betheiligen.

27.

Jeder Viehbesiher, der innerhalb des Fürstenthums Vieh (Haussäugethiere) in
Stallungen, auf Märkten oder bei anderen Gelegenheiten aufstellt oder der innerhalb des
Landes Vieh treibt, ist verpflichtet, dem Landeskhierarzte, sobald dieser in seiner amtlichen
Eigenschaft und mit ausdrücklichem Bezuge auf dieselbe gegenüber dem Viehhalter auf-
trilt, die Besichtigung oder Untersuchung seines Viehes an dem Ausstellungsorte beziehent-
lich auf dem Triebe oder auch nach dem Verlangen des Landesthierarztes an einem von
diesem für die Vornahme der Untersuchung gewählten Platze in der Nähe unweigerlich
zu verstatten.

Der Landesthierarzt hat von seiner bezüglichen Befugniß natürlich nur in den
Fällen, in welchen er nach seiner pflichtmäßigen Ueberzeugung dazu amtliüche Veranlassung
hal und in einer die Interessen und Einrichtungen des Viehhalters keinesfalls unnöthig
verlehenden Weise Gebrauch zu machen.

Beim Eintreten einer wörtlichen Weigerung oder thatsächlichen Behinderung der
von dem Landesthierarzte beanspruchten Besichtigung und Umtersuchung von ausgeslelltem
oder Treib-Viehe Seilen des betreffenden Besitzers hat der Landesthierarzt die Hülfe
eines Polizeidieners (Genodarmen, Schutzmanns) oder bei Unlhunlichkeit der Erlangung
eines solchen auf dem plakten Lande der für den betreffenden Flurbezirk zuständigen Orks-
polizeiverwaltung (des betr. ländlichen Gemeindevorstehers, Gulsbezirkd-Vorstehere beziehent-

lich des betr. — herbeizuziehen.Zeigt sich in Fällen, in denen Thierseuchenwerdacht vorliegt, eine wörtliche oderthatsächliche Ahshle der vom Landesthierarzte angekündigten Untersuchungshand-
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lungen, so ist von ihm die Hülfe des Landrathsamtes nachzusuchen, welches entsprechende
Verfügungen erläßt und dieselben im geeigneten Zwangswege durchföhrt.

26.

Kommen bei solchen Vorgängen oder bei sonstigem amtlichen Verkehre des Lan-
desthierarztes mit Personen aus dem Publikum von Seiten solcher erhebliche Ungebühr-

nisse gegen die amtliche Autorität des Landesveterinärbeamten vor, so ist dieser befugt,
in Gemäßheit von §.5Abs. 3 des Landesgesehes vom 3. Juli 1879 Ordnungsstrafen
bis zum Betrage von 6 Mark gegen jeden Schuldigen zu verfügen.

Der Landesthicrarzt hat 60 bei solchen Vorgängen stets einer angemessenen Hal-
lung und Ausdrucksweise zu befleißigen, die ekwa bestimmte Ordnungsstrafe dem Be-
troffenen deutlich zu eröffnen, die Strafverfügung mit Angabe des Jahres, Monatstages,
des Anlasses und der betroffenen Person zu seinen Akten zu vermerken und wenn die
Strafe nicht in größter Kürze erlegt werden sollte, Vollstreckung im Verwaltungswege
beim Fürstlichen Landrathöamte schristlich zu beantragen.

erden Orduungsstrafen dieser Art direkt an den Landesthierarzt erlegt, so hat
er dieselben mittelst Lieferscheines an Fürstliche Landeskasse abzuführen.

29.

Der Landesthierarzt hat fernerhin noch die Amtspflicht, auf Anordnung Fürst-
licher Landesregierung sich auch der Aussicht über die Desinfektion der zum Viehtrans-
porte verwendeten Eisenbahnwagen zu unterziehen, möge das bezügliche Reinigungsver-
lahren (Deinficirung) auf Grund des Hundesdesbe, Maßregeln gegen die Rinderpestbetreffend vom 7. April 1869, des Reichsgesees, die Abwehr und Unterdrückung der
Viehseuchen betreffend vom 23. Juni 1880, beziehentlich auf Grund einschlägiger Aus-
führungsbestimmungen oder auch anderer Vorschrisien besonders angeordnet sein, oder nach
Maßgabe des Reichsgesetzes, betreffend die Beseitigung von Ansteckungsstoffen bei Vieh-
beförderungen auf Eisenbahnen vom 25. Februar 1376, oder bezüglicher Ausführungs-
bestimmungen oder aber nach anderen Vorschriften von den Eisenbahnverwaltungen ohnebesonernInerbung bewirkt werden.

Die vom bandesthierarzie zu beaufsichtigenden Desinfektionsstationen werden ihm
besonders von Fürstlicher Landesregierung bezeichnet.

Auf die Aurälhlichkeit der Beaufsichtigung des von den Eisenbahnverwaltungen
vorzunehmenden Deoinfeklionsverfahrens, beziehentlich auf einc nach den obwaltenden Um-
ständen angezeigte Erweiterung und Verschärfung der betreffenden Veranstaltungen hat
aber der Landesthierarzt die Fürstliche Landesregierung mittelst gutachtlichen Berichtes
aufmerksam zu machen.

Ueber ordnungsmähig vorgenommene regelmäßige Revisionen von Desinfektions-
slationen und über dabei wahrgenommene Mängel und Uebelstände hat der VLandeothier-
arzt halbjährlich au Fürstliche Landcsregierung zu berichten, in Fällen dringender Abhülfe
aber sofort Anzeige an dieselbe zu erstatten.

30.
K.
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III.

Auf die sinanzielle Stellung des Landesthierarzies Bezug habende Beslimmungen.
31.

Für die Besorgung aller durch Gesebe, Verordnungen, Instruktionen oder andere
Vorschriften ihm zugewiesenen amtlichen Geschäfte, welcher Art sie auch sein mögen, und
für die zum Zwecke ihrer an einem Orte desHiesienthume. stattfindenden Erledigung unter-
nommenen Dienstreisen, (auch wenn diese, wie aufderTour von Greiz nach Zeulenroda
oder Burgk, einzelne Abschnitte des Fürstlich Nenhsschen der Jüngeren Linie Territoriums
oder, wie auf dem Wege von Greiz nach Cossengrün, einzelne Königl. Sächsische Ge-
bietstheile durchschneiden) hat der Landesthierarzt außer dem ihm aus der Landegkasse
zufließenden sesten Gehalte und der ihm qgleichfalls aus Staatsmitteln für Zehrung,

Quarliergeld und ——— bewilligten jährlichen Panschsumme irgend eine Ver-gütung nicht zu beanspru
Jedoch ll er zur unentgcltltchen BehandlungkrankekThtekchtkkbetatchtveks

pflichtet sein
Von Chaussee-, Wege-, Brcken- und Pflastergeld ist der Landesthierarzt inner-

halb des Fürstenthums nach den Anordmungen Fürstlicher Landesregierung befreit und cs
wird auch wo thunlich Vorkehrung getroffen werden, daß er auf den Straßenstrecken, auf
denen er bei Dienstreisen nach Zeulenroda und Vurgk Gebietstheile des Fürstenthums
NeußJüng.Linie passirt, von staatlichen Abgaben gedachter Ark freigehalten werde. #2c.

32.
Wenn der Landesthierarzt von einer Justizbehörde des Landes in einer Civil-

streitigkeit erer in Fällen strafrechtlicher Erörterungen oder von einer staatlichen Polizei-
behörde in einer Angelegenheit letzterer Art als fachwissenschaftlicher Sachverständiger zur
Ausführung einer lechnischen Untersuchung, zur Abgabe eines Gutachtens oder zur O"Ünahme einer Schätzung angewandt wird, so hat der bnelschieatg dem Obgesagten |
felge der Behörde und der Staatskasse gegenüber auf Empfang einer Gebühr für das
Geschäft oder die Ausarbeitung oder Vergütung gehabten Reiscaufwandco keinen Anspruch.

Der Landesthierarzt ist jedoch in gedachten Fällen verbunden, die ihm an und #ur
sich für die betreffende Verrichtung tarmäßig zukommende Gebühr und einen Behussnahme der ersteren gehabten Reiscaufwand zu berechnen und die bezügliche emitalion
zu den Akten der belreffenden Behörde, die seine Thätigkeit zu gedachten Zwecken veran-
laht hat, im Interesse der Staatskasse abzureichen.

Wird in seschen Fällen ein Betheiligter in der Sache für kosteupflichtig erklärt
und von ihm im weiteren Sachverlaufe der Vetrag der landeskhierärztlichen Koslenberech-
nung wirklich eingehoben, so soll der Landesthierarzt auf Empfang oieses Betrages An-
pruch babben.Derselbe ist in Fällen dieser Art von der betreffenden Laudesbehörde über seine

Forderung zu unterrichten.
Der auf die Vorbereitung eines von einer Landesbehörde erforderten Gut-

achtens rem Landesthierarzte nothwendig gemachte Baaraufwand sowie die nothwendigen
Anschaffungskosten der besonderen Stoffe oder Werkzeuge, welche zur Ansführung einer
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dem Landesthierarzte von einer Landesbehörde aufgetragenen Untersuchung erforderlich
waren, werden demselben auf Nachweisung des seinerseits bestrittenen Verlags jedenfalls
aus der Verlagskasse der betreffenden Jaharte erstattet.33.

Wird der bandesthierarzt in einem Prozesse Seiten einer Partei als Sachverstän-
diger benannt, und kann er in Bektracht der Beslimmung unter Abschnitt 17 dieser In-
struktion die Thätigkeit eines solchen in Folge Parteibenennung übernehmen, so hat er (ab-
gesehen von dem in 8. 14 der Reichsgebührenordnung für Zeugen und Sachverständige
bezeichneten Falle) der Partei gegenüber, die ihn benannt hat, Lchbfwerständlichen Auspruchauf Gewähr der gesetzlichen Gebühren und ctwaige ReiseaufwandsvergütnAuf eine auch nur vorschußweise Gewähr dieser Vergütung aus Scheteminenn hat

der bandeoibserarn jedoch keinen AnsprnDie Abänderung und gutihe bieser IJustruktion bleibt ausdrücklich vorbehalten.
Greiz, den 9. September 18

Fürsllich Naß Fl. saundegregieungC. Perthes.

i s-Bekanntmach om 25. Mai1

den aWien MFurstenthums Reuß Aelterergeinazu der AnlsSpung
kasse für im Feuerlöschdienste Verunglückte betr.

Nachdem für das Frrstenthum Neuß Aelterer Linie der Beilritt zur Unterstützungs-
kasse für im Feuerlöschdienste Verunglückte erfolgt ist, welche für die Bezirke der Land-
Feuersocietät des HerzogthumsSachsen und der Magdeburgischen Land-Feuersocietät ein-
schließlich der Fürstenthümer Reuß Jüngerer Linie, Schwarzburg-Rudolstadt und Schworz=
burg-Sondershausen auf Grund der nachstehenden Vereinbarung vom 14. December 1871
besteht und welcher die Herzogliche Landesbrandversicherungsanstalt zu Gotha, das Herzog-
thum Coburg, die Provinzial-Städie-Feuersocielät der Provinz Sachsen mittelst der weiter
im Nachstehenden abgedruckten Nachträge vom 6. December 1872. 9. März 1876 und
4. Mai 1877 beigetreten sind, so wird Solches unter Veröffentlichung der Vereinbarung,
der ebengedachten Nachträge und des vierten, den Beitrikt des Fürstenthumes Reuß Ael-

terer Linie und der Rierschaltlcch Feuer- Sociectät des Fürftenthums Halberstadt betreffen-den Nachtrages vom 11. I. Mts. hierdurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß der
Beitrag des Fürstenthums Neuß Aelterer Linie mit Zustimmung des Landtages — na
Feststellung bezüglicher Theil-Leistungen einzelner Gemeindekassen und in Berücksichtigung

Zugleich wird mit Bezug auf F. 3 der nachstehenden Vereinbarung bekannt ge-
geben, daß nach einer vom Ausschusse der Unterstühgungskasse in der Sitzung vom
20. September 1878 vorläufig gefaßten Entschließung bei dauernder Arbeitsunfähigkeit
der Verunglückten 6 Monate lang die volle Unterstühzung und auf weitere 18 Monate
der hälftige Unterstützungsbelrag gewährt, nach deren Abfluß aber eine weitere Unter-
stütung nicht geleistet werden, endlich die für einzelne Tage (nicht volle Wochen)
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zu zahlende Unterstützung on einen Verheiratheten mit 1 Mk. 70 Pf. pro Tag und an
einen Unverheiratheten mil 1 Me 15 Pfl. pro Tag berechnet werden solle.Greiz, am 25. Mail

Fürstlich Naf- Kl. Landesregierung.
C. Perthes.

Vereinbarung
wegen Errichtung einer Unterstützungskasse für im Feuerlöschdienste Verun-
glückte für die Bezirke der Land-Feuer-Socictät des Herzogthums Sachsen
und der Magdeburgischen Land-Feuer-Societät einschließlich der Fürsten-

thümer Reuß j. L., Schwarzburg-Nudolstadt und Sondershausen.
8.1

Es wird eine Untersttungskasse für solche Personen oder die Erben solcher Per-
sonen gebildet, welche in den Bezirken der Land--Feuer-Socictät des Herzogthums Snund der Magdeburgischen vand-Feuer-Societät einschließlich der Fürslenthümer Reuß j.Schwarzburg-Rudosstadt und Sondershausen in Ausübung des Feuerlöschdienstes oder ".
den augeordneten Uebungen dazu körperlich beschädigt und dadurch zeitig oder dauernd
arbeitsunfähig werden oder ums Leben kommen.

5. 2.

Diese Untersiihungebss wird dunc ehelmahige Beiträge gebildet, welche zunächstfür die 6 Jahrevon1871 bis 1876 seitederMeurgischen sssn- . ...22.·-Thlk
der Land-Feuer-Socielät des Herzogthums Sachsen 225 „

Summa 450 Thlr.
jährlich betragen sollen.

5. 3.

Die Regeln für die Verwendung kan gonde sollen solgende sein, ohne dem Er-
messen der cbetende Behörde (§. 4) vorzugrei Krankheit und Arbeiteingeh oteir erhält ein Verheiratheter 4 Thlr. pro

Maan ein Unverheiratheter 22; Thlr. In Todesfällen erhalten die Hin-
terbliebenen

eines Verheiratheten 10°, e:eines Unverheiratheten2
h. Die Auszahlung der laufenden krn a on gelche wöchentlich, die

Unterstühung an Hinterbliebene sofort nach dem Abl. Die Ansprüche auf Unterstüzung gehen verloren, Waier Tolluhuheit, Fahr-
lässigkrit oder Trunkenheit die Schuld erlittener Schädigung tragen, oder
wenn nicht binreichend erwiesen ist, daß die erliltlene Schädigung wirklich im
Dienste oder in Folge dessen eingetreten ist.
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8. 4.
Die verwaltende Behörde des Unterstützungsfonds ist die Direktion der Land-

Feuer-Societät des Herzogthums Sachsen.
8. 5.

Als berathende Behörde wird ein Ausschuß eingesetzt, welcher aus der im S. 4
genannten Direktion als Vorsitzendem, einem Deputirten der andern Land-Feuer-Societäts-
Direktion, sowie einem Commandeur einer Feuerwehr aus den im F. 1 bezeichneten Ve-
zirken, welcher von den Direktionen der Land-Feuer= Sokictäten dazu ausgewählt wird,
besteht.

Diesem Ausschusse wird die verwaltende Behörde (§ 4) allährlich oder nach Er-
messen auch öfter in zu berufender Versammlung die Resultate des verflossenen Jahres
zur Kennimiß und Besprechung, zweifelhafte Fälle zur Abgabe seines Gutachtens vorlegen.

Der als drittes Mitglied des Ausschusses bestellte Feuenvehr-Commandeur bezieht
für die Versammlungen Diälen und Reisekosten aus dem in Rede slehenden Fondé.

. 6.

Wenn der Fond sich zur Höhe von 2000 Thlr. ansammeln sollte, so können die
jährlichen Ueberschüsse nach Veschluß des Ausschusses (F. 5) zu Beihülfen für die Ein-
richlung militärisch organisirter Veuerwehren, welche sich in die bestehende Organisation
des Feuerlöschwesens einordnen, verwandt werden.

Vorstehende, von dem hohen Sächsischen Provinzial-Landtage und von der hoch-
köblichen Deputation der Magdeburgischen Land-Feuer-Socictät genehmigte Vereinbarung
wird hiermit von uns zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Merseburg und Altenhausen, den 14. December 1871.
Der Generaldirector Der Generaldirector

der Land-Feuer-Socictät des der Magdeburgischen Land-
Herzogthums Sachseu. Feuer= Sociekät.

(Ocg.) v. Hülsen. (Ich.) Graf v. der Schulenburg.

I. Nachtrag
zu der vorstehenden Vereinbarung vom 14. December 1871.

8. 1.
Zu vorstehender Vereinbarung triti vom 1. Januar 1878 ab die Brandversicher-

ungöanstalt für das Herzogthum Gotha unter folgenden Maßgaben:
S. 2.

Die gedachte Anstalt zahlt zu der Unterstützungskasse jährlich einen Beitrag von
Sechzig Thalern (5. 2 der Vereinbarung) und wird im Ausschusse (§F. 5 ibill.) durch
einen Deputirten vertreten.
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Dies wird hiermit Namens der verbundenen Anstalten zur öffentlichen Kenntniß
gebracht.

Merseburg, den 6. December 1872.

Der Vorsitzende des Ausschusses.
ch.) v. Hülsen,

General-Dimc##o#r der Land-Feuer-Societät dee Herzogihums Sachsen.

II. Nachtrag.
u der Vereinbarung wegen Errichtung einer Unterstützungskasse
ür im Feuerlöschdienste Verunglückte für die Bezirke der Land-

Feuer-Societät des Herzogthums Sachsen und der Magdeburgischen Land-
Feuer-Societät, einschließlich der Fürstenthümer Reuß j. L., Schwarzburg-

Rudolstadt und Sendershausen, vovom14. December 16871.
8. 1.

Der vorstehenden Vereinbarung, welcher nach dem I. Nachtrage vom 6. Decem-

ber 1872 vom 1. Januar 1873 ab die Herlhe Landes-Brand--Versicherungo-Anstalt
Gotha beigetreten ist, trit eferner vom 1. Januar 1876 ab das Herzogthum Coburgknter folgenden Maßgaben

§. 2.

Das gehache Hergogthum zahlt zu der Unterstügungskasse iäbalih einen Beitrag von
Mark buchstäblich „Cinhundertfünfzig d ark-(§. 2 derAeere und wird im Ausschusse (§.5ibill)durchais kpninen vertreten.

Dies wird hiermit Namens der verbundenen Anstalten 2c. zur öffentlichen Kennt-
niß gebracht. —

ugleich wird unter Bezugnahme auf §. 2. der Vereinbarung bemerkt, daß nach

Uebereinkunft sämmtlicher Theile die seiheerigen regelmäßigen v beikkäa
der Magdeburgischen Land-Feuer-Societät 75 M. — hder Land--Feuer- Societät des Herzogihumo Sachsen » 67 —

der Herzoglichen bandes-Brand-Versicherungs-Anstalt zu Gotha „ 180 „ — „
sowie der obige Beitrag des Herzogthums Coburg "nach Ablauf des Jahres 1876 auch fernerweit, unter dem Vorblhau Quer cinjähtigen

Kündigung des Vertrahpverhaltaiste, ¶werandert aufrecht erhalten bleiben.Merseburg, den 9. März
Der Borsi * Ausschusses der untesübungelase für im

Feuerlöschdienste Verunglückte
(bcz.) v. Hülsen,

General-Direktor der Land-Feuer-Socictét des Herzogihums Sachsen.
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III. Nachtrag
zu der Vereinbarung wegen Errichtung einer Unterstützungskasse für

im Feuerlöschdienst Verunglückte vom 14. December 1871.

8. 1.
Der Vereinbarung vom 14. December 1871, welcher nach dem I. Nachtrage vom

6. December 1872 vom 1. Januar 1873 ab die Herzogliche Landes-Brand-Versicherungs-
Anstalt zu Gotha und nach dem II. Nachtrage vom d. März 1876 vom 1. Januar 1876
ab das Herzogthum Coburg beigetreten ist, tritt ferner, nach dem Beschlusse des Sächsi-
schen Provinzial-Landtages, vom 1. Jannar 1877 ab die Provinzial Städte-Feuer-Socie-
tät der Provinz Sachsen unter folgenden Maßgaben bei.

Die gedachte Societät zahlt zu der Unterstühmngskasse. jährlich einen Beitrag von
Sechshunderlfünfundsiebenzig Mark (esr. §. 2 der Vereinbarung.

3
Die Bestimmungen des §F. 1 der Vereinbarung finden auf die Provinzial-Städte-

Feuer-Societät dergestalt Anwendung, daß im Bczirk derselben Unterstützungen aus der
Kasse für Verunglückungen bei Vränden nur dann gezahlt werden, wenn das Interesse
der Societät an den Bränden betheiligt ist.

. 4.

Die Sotietät wird im Ausschusse (F. b ibid.) durch einen Depulirten vertreten.
Das wird hiermit Namens der verbundenen Anstalten 2c. zur öffentlichen Kennt-

niß gebracht.
Merseburg, am 4. Mai 1877.

Der Borsitzende des Ausschusses der Unterstützungskasse für im
Feuerlöschdienste Berunglückte.

(gez.) v. Hülsen,
General-Direktor der Land-Fruer-Societät des Hergoglhums Sachsen.

IV. Nachtrag
zu der Vereinbarung wegen Errichtung einer Unterstützungskasse für

im Feuerlöschdienste Verunglückte vom 14. Dezember 1871.

. 1.

Der Vereinbarung vom 14. * 1871, welcher nach dem I. Nachtrage vom
6. Dezember 1872 vom 1. Januar 1873 ab die Herzogliche Landes-Vrandversicherungs-
Anstalt zu Gotha, nach dem II. Nachtrage vom 9. März 1876 vom 1. Januar 1876
ab das Herzogthum Coburg und nach dem Ill. Nachtrage vom 4. März 1877 vom
1. Jannar 1677 ab die Provinzial-Städte-Feuer-Societät der Provinz Sachsen beige-
treten sind, treten ferner vom 1. Januar 1882 ab

5



3 das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie unb. diemuesssbienecheeehe renthums Halberstad-
unter folgenden Maßgaben bei.

5. 2.
An jährlichen Beiträgen zur Unterstützungskasse werden, unter Vorbehalt einer

beiden Thelen freistehenden einjährigen Kindigung des Vertragsverhältnisses:on dem Fürstenthume Reuß Aelterer
„Einhundertundfünfzig Marvon der Nitterschaftlichen Feuer-Societät des hirzienhumes Halberstadt

„Fünfzig Mark“
gezahlt.

8. 3.
Jedes der beiden neueingetretenen Mitglieder wird im Ausschusse der Unterstütz-

ungskasse durch einen Deputirten vertreten.
Außerdem wird bekannt gemacht, daß die in F. 3 des III. Nachtrages zur Ver-

einbarung — den Beitritt der Provinzial-Städte-Feuer-Societät der Provinz Sachsen be-
treffend — enthaltene Beschränkung „daß im Bezirke derselben Unterstützungen aus der
Kasse für Verunglückungen bei Bränden nur dann gezahlt werden, wenn das Interesse der
Societät an den Vränden betheiligt ist" durch Beschluß des VI. Provinzial-Landtages der

Provinz Sachsen aufgehoben worden i#tMerseburg, den 11. Mai 1
Der —i 3 Ausschusses der —— für im

Feuereschent Verunglüez.) v. Hülsen,General-Direktor der aaheh-anean re Herzoglhums Sachsen.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum *7# Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 29.Fv.k 1882.)

II. Ne jerungs Verordnung vom 1. Juli 1882,
ie Untrsuchung der Zuchtstiere betr.

Im Interesse der Hebung der inländischen Rindviehzucht wird mit Höchster Ge-
nehmigung Serenissimi hiermit Folgendes verordnet.

S. 1.
Sämmtliche Stiere, welche von den Eigenthümern auch zum Bedecken fremder

Kühe gehalten werden, sind vom 1. Januar 1883 ab nur dann zur Zucht zu benutzen,
wenn ihre Tauglichkeit hierzu in der durch gegenwärtige Verordnung vorzeschriebenen
Weise festgestellt ist.

§. 2.
Zum Zwecke dieser Feststellung werden zwei Prüfungskommissionen, die eine für

die Amtsgerichlebezirke Greiz und Zeulenroda, die andere für den Amtsgerichtsbezirk Burgk
ebildet. Jeder dieser Prüfungobcezirke zerfällt in eine Anzahl Schaubezirke, deren

Zusammensetung und Bekanntmachung von Fürsllicher Landesregierung erfolgt.
Auf geeichm Wege wird für jeden Schaubezirk zugleich ein Prüfungsort be-stimmt (vgl. S.

5. 3.
ede der beiden Prüfungskommissionen hat aus drei anerkannt tüchtigen Land-

wirthen zu bestehen. Den einen derselben, welcher den Vorsitz zu führen hat, und dessen
Stiellvertreter ernennt Fürstliche Landesregierung. Die beiden anderen Mitglieder und
deren Siellvertreter werden vom Ausschusse des im Fürstenthume bestehenden landwirth-
schaftlichen Hauptvereines bestimmt. Demselben ist dabei überlassen, Vorschläge landwirth-
schaftlicher Zweigvereine des Fürstenthums zu hören.

Die Vildung jeder Prüsungskommission in gedachter Weise erfolgt auf je drei
Jahre. Von den das erste Mal bestimmten Mitgliedern derselben scheidet alljährlich eines
durch das T aus.6 Amt eines Mitgliedes derPrüungskonmission ist ein Ehrenami, jedoch kann
jedes Med die Erstattung der ihm durch die Untersuchung der Stiere veranlaßten

6
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nothwendigsten Resetasten verlangen, wicche die Landeskasse vorbehältlich des Ersatbes ausem 8. 9 gedachten Fonds zu verlegen hat.An Nessetasten der Mitglieder der Prüfungskommission werden, sobald sle außer-
halb ihres Wohmortes gien Weg von mehr als zwei Kilometer zurückzulegen haben, jedoch
nicht ehr, gewährt,abei Reisen, 4146 auf Eisenbahnen gemacht ksen bönnen, für jedes angefangene

Kilometer des Hin= und Nückweges je fünfPh. bei Reisen, welche nicht auf Eisenbahnen zunt werden können, für jedes
angesangene Kilomeler des Hin= und Rückweges je 20 Pfennige.

KS. 4.
Die Prüfungskommission krilt stels auf Einladung des Vorsienden zusammen.
Beiden Prüfungskommissionen ist der Landesthicrarzt als sachverständiges Mit-

glied beigeordnet, jedoch in der Regel ohne Stimmrecht. Er hat nur dann als stimm-
berechtigtes Mitglied in der Kommission mitzuwirken, wenn ein Mitglied, weil es selbst

einen Stier vorführt, nicht mit entscheiden kann.
Bereits in Eid und Pflicht stehende Mitglieder, der Prüfungskommission geben

ihr Urtheil auf ihren Diensteid ab, die sachverständigen Landwirthe sind nach Anordnung
Fürstlicher Landesregierung mittelst Handschlages an Eidesstatt zu diesem Zwecke zu ver-
pflichten.

5S. 5.
Die der Prüfung nach der Vorschrift des G. 1 unterworfenen Zuchlstiere sind

von den Besihern spätestens bio 1. März jeden Jahres bei dem Vorsihenden der be-

treffenden Prüfungökommission anzumelden und von desen unter Bezeichnung des Besitzers
und des Tages der — in eine Liste einzutragenIljährlich vor dem 1. April findet an einem uom dem Vorsitzenden vorher ge-
hörig bekannt zu machenden Tage und Prüfungsorte in jedem Schaubezirke die Prüfung
statt. Einzelne Stiere mussen, wenn von den Besitzern nachgewiesen wird, daß diese an
dem Prüfungstage nicht gestellt werden konnten, auch zu anderen Zeiten in dem betreffenden
Prüfungsorte an einem von der Kommission zu bestimmenden Tage geprüft werden.

5. 6.
Die Prüfungskommissionen dürfen nur solche Stiere als zur Nachzucht für taug-

lich erklären, welche in einem Alter von 18 Monaten bis 6 Jahrenstehen, ihrer ge-
sammten körperlichen Beschaffenheit nach zur Zucht sich rignen, * keinem in die Augenfallenden Fehler leiden und in gutem Gutterzustande sichbie Beschlüsse der Prüfungskommission werden och ——sle Lefaßt und
sofort an die Zuchtstierbesiher eröffnet.

Gegen die Bescheidung der Kommission findet eine Berufung nicht statt.

8. 7.
Die für tauglich erkannten Zuchtstiere sind durch ein Brennzeichen an den Hörnern

äußerlich erkennbar zu machen.
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Die bezüglich eines Zuchistieres von der Prüfungskommission erfolgte Zulässigkeits-
erklärung ist von dem Tage der in 8. 8 vorgeschriebenen Bekanntmachung auf ein Jahr
gültig; auch ist dem Stierhalter Behufs seiner Legitimation den Polizeibeamten gegenüber
eine Bescheinigung über die Zulassung seines Stieres zum Decken von der Kommission
auszustellen.

Erklärt die Prüfungskommission einen Juchtstier für untauglich, so darf derselbe
zur Zucht nicht weiter verwendet werden.

§. 8.
Die Ergebnisse der Prüsung sind von der Kommission unter genauer Angabe der

Race, der Größe, der Farbe und des Alters, sowie der Besiczer der untersuchten Zucht-
stiere in ein, Jahr und Tag der vorgenommenen Prüfung zeigendes, mit den Unterschriften
der Kommissionsmitglieder zu versehendes Verzeichniß einzutragen. Dasselbe ist sofort
nach dem Tage des Prüfungstermines von dem Vorsitzenden der Prüfungskommission bei
dem Landrathsamte einzureichen. Lebteres bringt das Verzeichniß der für tauglich er-
klärten Zuchtstiere unter Angabe der Ansstellungsorte derselben durch das Amtöblatt
zur öffentlichen Kenntniß.

8. 9.
Die Besiher nicht geprüster oder von der Prüfungskommission verworfener oder

solcher Stiere, für welche die Erlaubniß zum Bedecken der Kühe abgelaufen ist, verfallen,
wenn sie von denselben fremde Kühe bedecken lassen, für jeden Contraventionsfall in eine
Strafe von 10 bis 30 Mark. ·

Aus den zur Landeskasse fließenden Strafgeldern, sowie den 8. 10 gedachten
Gebühren ist ein Fonds zu bilden, aus welchem die §. 3 erwähnten Reisekosten bestritten
werden, wöhrend die elwa sich ansammelnden Ueberschüsse desselben von Zeit zu Zeit nach
näherer Beslimmung der Fürstlichen Landeoregierung zur Prämürung für die besten im
Fürstenthum gehaltenen Zuchtstiere zu verwenden sind.

S. 10.
Für die Untersuchung eines Stieres am Terminstage hat der Besitzer, wenn der

Stier als tanglich befunden wird, eine Gebühr von 1 Mark und wenn die Untersuchung
außer dem Termiustage erfolgt (5. 5), eine Gebühr von 6 Mark an die Präfungs-
kommission zu entrichten.

Diese Gebühren fließen in den §. 9 gedachten Fonds bei Fürstlicher Landeskasse.
Im Uebrigen wird von den Prüfungskommissionen möglichste Hinwirkung darauf

erwartet, daß nur vorzüglich tüchtige, zur Verbesserung der Rindviehzucht geeignete Stiere
gehalten werden.

Greiz, den 1. Juli 1882.
Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.
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—vom 18. Juli 1882,anlang3 die Anwendung des durch das Gesetz vom 25. Februar 1873
enrflhr Submissionsverfahrens auf Untersuchungen wegen Zuwider-
handlungen gegen das die Statistik des Waarenverkehrs des deutschen Zoll-

gebietes mit dem Auslande betreffende Neichsgesetz vom 20. Juli 1879.

Unter Hinweis auf das Reichsgesetz vom 20. Juli 1879, betreffend die Statistik
des Waarenverkehrs des Deutschen Zollgebiets mit dem Auslande (Reichsgesebl. S. 26 fl.)
sowie auf die zur Ausführung dieses Gesetzes erlassenen Bestimmungen (Seite 676 fl.
und 855 ff. des Centralblattes für das Deutsche Neich vom Jahre 1879) wird zur Nach-
achtung hierdurch Folgendes bekannt gemacht:

Da nach F. 17 des gedachten Reichsgesetzes vom 20. Juli 1879 in Betreff der
Feststellung und Untersuchung der Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Ge-
sebes und der dazu erlassenen Ausführungsbeslimmungen, sowie wegen der hierauf zu
erlassenden Entscheidungen die Vorschriften zur Anwendung kommen, nach welchen sich
das Verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zollgesetze regelt, so wird auf Grund
der für das Fürstenthum geltenden Beslimmungen des Zollstrafgesetzes vom 1. Mai 1838
35 ff. die Untersuchung wegen Zuwiderhandlungen gegen das Reichogesetz vom 20. Juli

1879 und die Auoführungsbestimmungen zu diesem, soweit und solange die Untersuchung
nicht nach F. 34 des Gesetzes vom 1. Mai 13838 vor die Gerichte gehört, in dem Ver-
waltungswehe von der Bezirkosenerstelle für rdrede Steuern — dem Steueramte bez.
der Steuerreceplur — geführt. Die Entscheidung in der ersten Instanz steht dem
Generalinspeltor des Thüringischen Zoll. und Handels-Vereins zu.Das Geseh vom 25. Februar 1873, die Einführung “ Submissionsverfahrens

in 3untersuchungen betreffend, findet auch bei Zuwiderhandlungen gegen das Reichs-gese# vom 20. Juli 1879 Anwendung.
Greiz, am 18. Juli 1882. "

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.



Gesctsammlung
das Fürstenthum Ram Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 6 4 1882.)
Negi s:Bekanntmach vom 29. Juli 1882,

'kbetreffend die Tharmncohoca Gerwanien editio altern.
Einer Bekanntmachung des Neichekangler? vom 8. lid. Mts. — Centralbl. für

das Deutsche Reich No. 28 vom 14. Juli 1882 — zufolge kritt das demnächst im
Verlage der N. v. Decker'schen Verlagsbuchhandlung (Marquardt u. Scheuck) zu Berlin
unter dem Titel „Phurmncopoen Germanicn. Kditio ultem“ erscheinende Arzueibuch an
die Stelle der seit dem 1. November 16372 (siehe die Bekanntmachung des Reichskanzlers

vom 1. o 102. Reichögesetzblatt S. 172, Regierungs-Verordu. vom 21. Oktober1872, Ges.-S 128) in Geltung befindlichen Pharmacopoea Germanica.Dieß wird Wriip noch besonders zur öffentlichen Kennluiß gebracht.

Greiz, am 29. Juli 1882. Fursrich Kae. Landesregierung.
aben. C. Perthes.

A. Regierungs- Verordnung vom 18. Angust 1882,die #esch der nach gewissenOrtsstatuten für die Controle der Durch-
führung von Biertrausporten durch den Gemeindebezür erhobenen Vergütungbetreffend.

Mit Serenissimi Höchster Genehmigung wird hiermit verordnet, was folgt:
Insoweil in beslätigten Ortsslatuten, durch welche die betreffenden Gemeinden er-

mächligt sind, von dem Verbrauche an in deren Bezirken eszengten oder in diese einge-
führten Bieren für die Gemeindefasse eine Abgabe zu erheben, Bestimmungen enthalten
sind, nach welchen auch für die Controle der -einsachen 1Durchführung fremder
Viere durch den Gemeindebezirk in irgend wescher Form oder unter irgend welcher Be-
zeichnung eine Vergütung zur GErheiebung kommt, werden die bezüglichen stalutarischen
Bestimmungen hiermit außer Geltung gesett.

rrit, am 18 August 1862. Frslich Reuße#l. Landesregierung.
Faber.

E. Perthes.
6
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MRegierongs,Verordnung vom 23. August 18die * es Schutzes im Bau befindlicher Eisahmen Fgeniter
dem Publikumbetreffend.

Mit Serenissimi Höchster Genehmigung wird zum Schutze im Bau begriffener
Eisenbahnen und ihres Zubehörs, da sich frühere im gleichen Betreffe erlassene Bestimm-
ungen als unzureichend für den dabei verfolgten Zweck erwiesen haben, hiermit verordnet,
was folgt:

S. 1
Das Betreten und Begehen im Bau begriffener Eisenbahnstrecken und der Zu-

behörungen derselben, als der Werkplätze, Baugerüste u. s. w., nicht minder das Fahren,
Reiten und Viehtreiben auf den Ersteren ist, wenn nicht die Bauverwaltung besondere
Erlaubniß dazu ertheilt hat, verboten.

. 2.

Die für das Publikum beslimmten Uebergänge dürfen nur dann passirt werden,
wenn die angebrachten Verschlußvorrichtungen geöffnet find.

S. 3.
Es ist verboten, die Verschluß- und Absperrungsvorrichtungen sowie die Einfrie-

digungen des Bahnareales zu öffnen, zu übersteigen oder zu überspringen.
. 4.

Zuwiderhandlungen gegen die vediccuden Bestimmungen werden, sofern nicht
nach den allgemeinen Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist und vorbehält-
lich des Anspruches auf den ekwa nach den Grundsätzen des bürgerlichen Rechtes begrün-

deten Schadenersab, mit einer Oeldbuße vonr Mark,welche jedoch im Wiederholungofalle 0vt anf
Dreißig Mark

erhöht werden kann, geahndet.

Die durch Dienstkleidung oder andere Dienstabzeichen kenntlich gemachten Bahn-
aussichtsbeamten sind berechtigt, von dem auf frischer That betroffenen Uebertreter die in
§. 4 bestimmte Geldbuße von Einer Mark gegen auszuhändigende Ouitlung für die

Fürstliche Landeökasse sofort zu erheben. Falls dagegen eine höhere Sirafe in Frage
kommt, ist Seiten der Bauverwaltung Anzeige an das örtlich zuständige Amtsgericht zu
erstatten. Auch sind die Bahnaussichtsbeamten ermächtigt, — wenn der Betroffene die
sofortige Erlegung der Buße von Einer Mark sowie die Bestellung einer angemessenen
Sicherheit verweigert oder eine höhere Strafe verwirkt hat und wenn er weder persönlich
bekannt ist, noch sich über Namen, Stand und Wohnort sofort in genügendem Maaße
ausweist, — denselben vorläufig festzunehmen. Enthält die strafbare Handlung zugleich
ein Verbrechen oder ein nach dem Strafgesebuche strasbares Vergehen, so kann sich der
Schuldige durch eine Sicherheitsbestellung der vorläufigen Festnahme nicht entziehen.
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Jeder Festgenommene ist ungesäumt an das örtlich zuständige Amtsgericht abzu-
liefern.

8. 6.
Den Bahnaussichtsbeamten ist gestattet, die festgenommenen Personen durch Mann-

schasten aus dem beim Bahnbau beschäftigten Arbeiterpersonale in Bewachung nehmen
und an den Lestummmtent abliefern zu lassen. In diesem Falle hat der Beamte eine
mit seinem Namen und mit seiner Diensteigenschaft bezeichnete Festnehmungskarte mitzu-
geben, welche vorläufig die Stelle der aufzunehmenden Verhandlung vertritt, die in der
Regel an demselbenTage, an dem die efolgte Uebertretung dem Beamten bekannt wurde,
spätestens aber am Vormittage des folgenden Tages an das örtlich zuständige Amtsgericht
eingesendet werden muß.

S. 7.
Die Erlaubniß zum Begehen und Besichtigen der Baustrecken und Anlagen ist

bei den Bauseclionsbureaux oder den die Funktionen von solchen ausübenden Bauver-
waltungsstellen nachzusuchen.

Die Bestimmungen der in dem in ber Ueberschrist angczeigten Betreffe Frgangenen.
Regierungsbekanntmachung vom 28. November 1872 werden hiermit aufgehoben

Greiz, am 23. August 1882.

Furstlich Kaft14 Landesregierung.
*§i½ C. Perthes.





Gesctzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

lubgegeben am 7. 22 isse
16. 2 zierun Verordnung vom 26. August 1882,

die dienstlichen Serhaltnisse der Gendarmerie betreffend.
Um der bestehenden Gendarmeric eine hrer Beslimmung mehr enksprechende Ver-

lassung zu geben, wird mit Höchster Genehmigung Serenissimi hiermit verordnet, was
folgt:

S. 1.
Die Gendarmerie hat als Ganzes und in Ansehung aller ihrer Mitglieder die

Aufgabe, die zusländigen Behörden bei Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, Ruhe
und Sicherheit im vande zu unterstützen, zur Verhutung und Entdeckung von Verbrechen
und anderen strafbaren Haundlungen mitzuwirken, anch für Zwecke der Wohlfahrlspoligei
und sonst im Interesse des öffentlichen Dienstes nach Maßgabe ihrer allgemeinen Dienst-
anweisung oder besonderer Anordnungen der Fürsllichen Landesregierung thätig zu sein.

2.
Die Gendarmerie hat mililärische Organisation. Sie besteht aus Gendarmen zu

Fuß im Rang von Unteroffizieren mit einer der militärischen ähnlichen Bewaffnung und
Uniformirung unter der Führung eines Wachtmeisters. In Fällen der Verhinderung des-
selben wird die Stellvertretung durch Fürstliche Landesregierung bestimmt.

3.8.
Die der Gendarmerie unmittelbar vorgesetzteDienst- und Aufsichtsbehörde ist das

Fürslliche Landrathsamt, Anstellungs= und oberste Anssichtsbehörde in Bezug auf die
Gendarmerie ist Fürstliche Landesregierung. Ihr sleht insbesondere auch die Bestimmung
der Stations-Bezirke, für welche einzelne Gendarmen tbätig zu sein haben, und die Ge-
nehmigung zur Vertheilung der Gendarmen über dieseBezirke zu. Von ihr geht ferner
die in dem Staaledienergesete der Anstellungobehörde zugewiesene Dieiplinargewalt in

dem besepich bestimmten Umfange bezüglich des Wachtmeisters und der einzelnen Gen-darmen an

8. 4.
Ausgeübt wird diese Diseiplinargewalt krast hiermit ertheilten allgemeinen Auf-

trags Fürstlicher Landesregierung durch Fürstliches Landrathsamt insoweit, als es sich um
Erlheilung von Warnungen, Verweisen, um Verfügung von Geldstrasen von 1 bis zu

7
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10 Mark und von Swiheitestafen. rrest) bis zum Maße von 3 Tagen in Bezug aufMitglieder der Gendarmerie handelt.

Zu Handhabung der unmittelbaren Aufsicht über die Mitglieder der Gendarmerie
ist der Wachtmeister bestimmt. Er überwacht das Verhalten und die Dienstleistungenderselben unbeschadet der -2•7½ der vorgesetzten Dienstbehörden und erstattet dem
Fürstlichen Landrathsamte in dieser Bczichung regelmäßige, durch seine Instruktion näher
bestimmte und auf Erfordern der vorgesetzten Behörden besondere Rapporte.

S. 6.
Die der Fürstlichen Landesregierung zustehende Disciplinargewalt übt dsr Wacht-

meister kraft hiermit gegebenen allgemeinen Austrags gegenüber den Gendarmen insoweit
aus, als es sich um Ertheilung von Warnungen, von Verweisen und um Verfügung von
Geldstrafen im Betrage von 1 bis 3 Mark, von Freiheitsstrafen (Arrest) bis zum Zeit-
maße von 24 Stunden handelt.

. 7.

Einer jeden disciplinarischen Strafverfügung, sowohl des Hürstlichen Landraths-
amts als des Wachtmeisters, hat eine summarische schriftlich zu bekundende Erörterung
des Falles vorauszugehen.

S. 8.
Alle Fälle, in denen das Fürstliche Landrathsamt oder der Wachtmeisler Disciplinar=

strafen gegen Mitglieder der Gendarmerie anorduct, sind beziehungsweise durch Vermitle-
lung des Fürstlichen Landrathsamtes an Bürstliche Landeoregierung unverweilt zu berichten.
Der Wachtmeister hat über jeden Fall einer von ihm angeordnelen Diseiplinarstrafe an
Fürstliches Landrathsamt zu rapportiren.

. 9.

Gegen Gendarmen zu richtende Disciplinarstrafen, die über das unter 88. 4 und
6 bemerkte Maß hinausreichen, und solche gegen den Wachtmeister können nur von
Fürstlicher Landesregierung verfügt werden.

Des Näheren werden die biensidhen Obliegenheiten und Befugnisse der Gen-
darmen und des Wachtmeisters (vgl. §. 1), ebenso die dienstlichen Verhällnisse der Gen-
darmen und des Wachtmeisters gegenüber den vorgesetzten Behörden, endlich die dienst-
liche Stellung des Wachtmeisters gegenüber den Gendarmen durch allgemein kund zu

ebende Dienstanweisungen oder durch sonstige Anordnungen der Fürstlichen Landesregie-
rung bestimmt.

11
Diese Verordnung tritt mi dem d September dieses Jahres in Kraft.
Greiz, den 26. August 1882.

Furstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.
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Negi o.Bekanntmach i 28. August 1882,
dieDienstanweisung für die Fürstliche Ginnenprie sowie für den mit

deren Führungbeauftragten Wachtmeister betreffend.
Nadstehend wird die Dienstanweisung für die Fürstliche Gendarmerie,) für den mit drnen Führung beauftragten Wachtmeister

bei dem Interesse, welches für deren Kenntniß sowohl bei Behörden, als in weiteren
Kreisen der Bevölkerung besteht, hiermit zur entsprechenden Nachachtung bekannt gemacht.

Greiz, am 28. August 1882.
Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.

Dienstauweisung
für die Fürstliche Gendarmerie.

8. 1.
Der Gendarm hat den ehrenvollen Beruf, die öffentlichen Behörden bei Aufrecht-A

erhallung und Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung und Ruhe im Lande, ebenso#
auch in Rücksicht auf die Erhaltung der Sicherheit sowohl des Staates und des öffent-
lichen Zustandes, als der einzelnen Personen in Ansehung des Lebens, der Gesundheit, der
persönlichen Freiheit und des Eigenthums zu unterstützen, gleichviel ob diese Sicherheit
durch Naturereignisse (Wasser= oder Feuersgefahr, Loslösung von Bodenstücken, Einsturz
von Häusern, Herabsallen harter Gegenstände u. s. w.) durch Thiere oder durch meusch-
liche Handlungen gefährdet wird. Er hat das zur Abwehr und Minderung solcher Ge-
fahren dienlich Scheinende, soweit dies innerhalb seines Berufskreises für ihn thunlich ist,
beziehungsweise in Gemäßheil beslchender Vorschriften nach bester Erlenntniß und besten
Krästen vorzunehmen und, soweit jene Sicherheit durch menschliche Thätigkeit gefährdetoder geslört erscheint, anf Vechuce der nachtheiligen und auf Ermittelung der
strafba reu Handlungen, sowie auf Entdeckung der Thäter seine eruste Sorgfalt zu richten.
Die Befolgung der zum Schupte des öffentlichen Eigenthune (des Slaates, der Ge-meinden, der Eisenbahnunternehmungen u. s.w.) und der Erhebung öffeutlicher Abgaben
erlassenen Gesehe und sonstigen Vorschristen hat er innerhalb des Bereiches seiner dienst-
lichen Thäligkeit zu überwachen.

Daneben hat derGendarm auch in wohlfahrtspolizeilicher Hiusicht thätig zu sein
und zu dem Ende die Befolgung der diesfalls beslehenden Vorschriften mit zu überwachen
und wahrgenommenen Uebelständen seine Aufmerksamkeit zu schenken (vergl. §. 9 c. d.
88. 25. 27. 28 dieser Dienstanweisung).

7.

eniciuer

Umider
2S45

Gendarmen.
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8.2
Im Dienste sowohl als außerhalb esselben hat sich der Gendarm eines ehrenhaften

christlichen Lebenswandels zu befleißigen, gegen Jedermann, vorzüglich aber gegen im
öffentlichen Dienste angestellte Personen, wenn sie ihm auch nicht unmittelbar vorgesett
sind, ein bescheidenes Venehmen zu beobachten und sich selbst das Ansehen zu sichern,
welches nicht allein seine äußere Ehre begründet, sondern auch die Hauptbedingung seiner
dienstlichen Wirksamkeitist.

Die Gendarmensollen unter einander und ebenso mit der Gendarmerie der Nachbar-
staaten ein gutes kameradschaftliches Verhältniß unterhalten.

Strengste Bewahrung des Dienstgeheimnisses d. h. der Verschwiegenheit über
alle auf dienstlichem Wege zu seiner Kenntniß gekommenen Vorgänge und Mittheilungen
gegenüber Unberufenen ist eine der Hauptpflichten des Gendarmen.

er Dienst des Gendarmen muß mit Pflichttreue und Unparteilichkeit sowie mit
Klugheit und Umsicht, zugleich aber ohne Rücksicht auf Nachtheile und Gefahren, welche
mit der Ausübung desselben für den Diensiihuenden verbunden sein können, erküllt
werden. Bei Ausübung seiner Dienslpflichten, insbesondere des Schubes gegen gefährliche
Angriffe auf Personen und Eigenthum hat der Gendarm keine persönliche Gefahr zu
schenen und auf das Stirengste sich darüber auszuweisen, daß er Alles aufgeboten habe,
um den möglichsten Schutz zu leisten.

. 3.

Im kußeren Auftreten muß der Gendarm Alles vermeiden, was den Anstand
und die gute Sitte verleht oder den Respekt beeinträchtigt. Er darf niemals anders als
in reinlichem ordonnanzmäßigem Anzuge und mit der ihm anvertrauten Waffe öffentlich
erscheinen.l. Der Antheilnahme an Tanz= und Spiel-Vergnügungen sowie des Tabakrauchens
hat er sich überall da, wo es sich nicht mit Ort, Zeit und amtlicher Stellung verträgt,
zu - hanz besonders aber sich vor Truulenheit und Schuldenmachen zu hülen.

ei Strafe sofortiger Entlassung darf er ohne ausdrückliche Erlaubniß seiner An-Wss bei seinen Dienstverrichtungen oder in Bezug auf solche kein Geschenk,
es bestehe in Geld, Kleidungsstücken, Lebensmitteln oder anderen Gegenständen, noch eine
unentgeltliche Leistung oder Gesälligkeit, für welche sonst Bezahlung üblich isi, annehmen.

ersprechungen von Vortbeilen gedachter Art hat der Gendarm ganz ebenso wie
Geschenke anzusehen und gleich diesen entschieden zurückzuweisen.

4
Der unmiktelbare Vorgesetzte des Gendarmen ist der Wachtmeister bez. dessen

Stellvertreter. Fürstliches Landrathsamt ist die ihm zunächst vorgesetzte Dienstbehörde.
Oberste Dienst- und Aufsichtobehörde für die Gendarmerie ist die Fürstliche vandesregierung.

Die Besehle dieser ihm vorgesehten Behörden sowie des Wachtmeisters hat er auf
Miedan Gewissenhafteste und Nechtzeitigste zu vollziehen, allgemeine mwessungen der Fürst-

lichen kandeurpgienung oleich der Dienstanweisung genau zu befolgenftc Gendarm ist zugleich Hülfsbeamter der Schattenwülti und in dieser
Cigenschafe voergstichtt den aus Anlaß ihrer Amtsverrichtungen ertheilten Anordnungen
des Staaksamwalteo beim Fürstlichen Landgerichte und der jenem vorgesehtten Beamten



48

bolte zu leisten 6. 45 des Gerichtsverfassungs-Gesetzes, Regierungs-Verordnung vom
k teuber 13uch r - der anderen Laudesbehörden, namentlich auch des Untersuchungs-

richters am Fürstlichen Landgerichte und seines Stellvertreters sowie der au den Amtege-
richten des Landes angestellten Amtsrichter und deren Vertreter ergehende, in den Bereich
der dienstlichen Thätigkeit der Gendarmen einschlagende Aufträge und Anweisungen haben
diese entgegenzunehmen und nach besten Kräften in Ausführung zu bringen (F. 187 der
Strasprozeßordnung.)

Ueber die Vollziehung der ihm ertheilten Befehle und Aufträge hat der Gendarm
derjeuigen Stelle zu rapportiren, von welcher die betreffende Anweisung ausging.

Bei Ertheilung dienstlicher Aufträge an die Gendarmen werden die Behörden,
denen noch ein weiteres Personal zur Versügung sieht, nie aus den Angen verlieren, daß
zur Ausführung solcher Maßregeln, zu deren Vollzuge dieses sonstige Personal nach Zeit
und Ort, Fähigkeiten u. s. w. benutzt werden kann, zunächst nur dieses sonstige Personal,
die Gendarmerie aber nur ausnahmsweise beziehentlich nur zur Unterstühuung des ersteren
benützt werden soll.

Glaubt ein Gendarm in einzelnen Fällen von einer Behörde auf unzulässige Weise
zu Dienstleislungen aufgesordert worden zu sein, so hat er den Dienst zwar Fünktlich zu
verrichten, kann aber davon in seinem nächsten Rapporte an seine unmittelbaren Vorge-
setzten (vergl. §. 34) Anzeige machen.

Um seine Obliegenheiten kennen zu lernen, hat der Gendarm sich mit dem In- SIsucht desder
halte der gegenwärtigen Dienftanweisung sowie der des Wachtmeisters und mit sämmt ekisrern
lichen auf seinen Dienst bezüglichen Bestimmungen, insbesondere mit dem Inhalte der Dreineben.
auf polizeilichem Gebiete bestehenden und ergehenden Vorschriften (Gesetze, niernemn Memehrtr.Regulative, Bekanntmachungen, Stamtenu. s. w.) vertraut zu machen und sichf
während in genauer Kenntniß derselben zu erhalten.

In Fällen, in denen er über den Inhalt und Sinn einer Vorschrift im Zweifel ist,
hat er sich bei seiner Dienstbehörde Belehrung zu erbilten

6.

Als Organe der Landespolizei haben die Gendarmen, ohne eine besondere Requi-RoisdDor-
sition oder Anweisung für den Enzelsall abzuwarten, jederzeit ihr eifriges und gewissen- neen *52

haftes reeben dabin zu richten glnl
allen Störungen, von welchen die ösfentlice zinge und Ordnung, sowiedie1.uallgemeine Sicherheit bedroht wird, wie solche z. B. in Zusammenrottungenon, 23ö
und Tumulten, Beschädigungen öffenklicherJeiseowee und Brücken, ennd-.arrn9
legung, Vergiftung öffentlicher Brunnen u. s. w. zu erblicken sind, in ange- Siewis Ieiner
messener Weise vorzubeugen oder solche im Ganhehent zu unterdrücken oder mög- E
lichst unschädlich zu machen; wohner.
ebenso die Ausführung von Verbrechen und Vergehen anderer Art und alle
mit Strase bedrohten Uebertreiungen reichs-, landes= oder lokalgeseblicher Ve-
stimmungen zu verhüten und zu behindern, wenn solche aber bereits begangen
sind, den Thatbesland derselben möglichst festzustellen, die Thäter zu ermitteln,

do
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2. in Bezug
au den

- 6ur *orschristen.

die Strafthat und beziehentlich die Thäter zur Anzeige zu bringen, sie zu ver-
folgen, nach Umständen anzuhalten und der zuständigen Behörde zu überliefern,

3. dem Bettel- und Vagabundenunwesen kräftig entgegenzuwirken und der Be-

lästigung des Publikums sowie der Gefährdung der geseblichen Ordnung durchBelller und Landstreicher thunlich zu stenern.
7.

Um die unter l, 2 und 3 von 8. bezeichneten Zwecke soviel als irgend mög-

Winft r lich zu Werz= haben die Gendarmen
a. bei Jahrmärkten, öffentlichen Versammlungen, Aufzgen, Ausstellungen,

bigteic und Lustbarkeiten oder sonstigen zahlreichen Menschen. Ansammlungen,
mögen solche auf öffentlichen Plätzen oder Straßen oder in geschlossenen Lokalen
stallsinden, einzustellen, ebenso Bahnhöfe, Gast-- und Schankhäuser öfters zu
hasuchen und bei Fällen, in denen Feuers-, Wasser- oder sonstige gemeine Ge-

ör droht, zwwicht rasch zur Hand zu sein, bei allen diesen Gelegenheiten dieng der Ruhe, Ordnung und Sicherheit, sowie die Befolgung der des-
halb etwa bestehenden besonderen Vorschriften zu überwachen,

b. auf alle verdächtig erscheinenden Personen, die obne hinreichende Legitimation

betroffen werden, ein scharses Augenmerk z 4chen ein öfteres Patronillierenim ganzen Bezirke sowohl zur Tages- als zur Nachtzeit, jedoch unversehensund mit Vermeidung alles dessen, was eine dem b wecce desselben entgegenwirkende
Aufmerksamkeit erregen könnte, vorzunehmen, dabei besonders nach Eintrilt der
Nachtzeit die im Bezirke belegenen Gasthöfe, Schänken, Herbergen in Vetreff
der für das Publikum zugänglichen Räume, ferner Gemeindehäuser, sowie abge-
legene Plätze, etwaige verfallene oder leerstehende Gebäude, endlich die Um-
gebung einzeln gelegener Mühlen und Gehöfte zu visitiren und alles dabei
auffällig Gewordene ins Auge zu s (vergl. S. 19).

Der Gendarm hakt aber weiterhin die na
a. Angeschuldigte, Verurtheilte und Vagabunden in Gemäßheit der deshalb

bestehenden Vorschriften und ertheilten Weisungen zu transporkiren und de-
ren Transport zu decken, Deserteure, steckbrieflich Verfolgte oder sonst nach
öffentlicher Bekanntmachung der Behörden feslzuhallende, offenkundigermaßen
aus Gefängnissen, Strafanstalten oder auf Transporten Entsprungene auf-
zugreisen und an die nächste Polizei resp. Justizbehörde behufs weiterer
Verfügung abzuliefern,
von den bei Verrichlung seiner Dienstobliegenheiten und seinen Gäugen be-
merklen Defraudationen an öffentlichen Abgaben und Zöllen, namentlich an

Wege= und Brücken-Geldern, sowie von Zuwiderhandlungen gegen die be-
stehende Postordnung der zuständigen Steuer= und beziehentlich sonstigen Auf-
sichtsbehörde schristlichen oder mündlichen Bericht zu liefern, auch den Dienst
der Chausseegeld-Einnehmer in Bezug auf Wegegelddefraudationen mit zu con-
troliren und Dienstvernachlässigungen zur Kenntniß der Landstraßenbauinspektion
zu bringen,
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c. über die Befolgung der Vorschristen, welche zur Verhütung von Unglücks-
sällen und Beschädigungen gegeben sind, z. B. über die Beachlung der
Brand-Verhütungs= und vöschordnung, die vorschriftsmäßige Verrichtung der
Tage-, Nacht- und Feuerwachen u. s. w. ein aufmerksames Auge zu haben,
Zuwiderhandlungen gegen solche Vorschriften aber bei der zuständigen Polizei-
behörde (rücksichtlich der ländlichen Bezirke dem Fürstlichen Landrathsomte, rück-
sichtlich der städtischen dem Stadtgemeindevorstande) zur Anzeige zu bringen.

4. die Justiz= und die Verwaltungsbehörden des Landes, sowie die Gerichts-
vollzieher und etwaige andere Vollstreckungsbeamte bei Ausführung ron
Jwangollsreckungohandlungen —auch insoweit diese nicht Strassatreffen —, die Gerichtsvollzieher aber besonders bei den von venlelben
auftragsgemäß zu vollziehenden Verhaftungen, Durchsuchungen, Einziehungs-
und Beschlagnahmehandlungen in den Zällen, in denen Widerfeylichkeit zu
besorgen oder schon eingetreten ist — in diesen Fällen jedoch nur auf gegebene
Veranlassung — angemessen zu unterstützen.

9.
Fernerhin hat der Gendarm die Hbliegenheit, ohne besondere Veranlassung 8. Thausleit

a. von dem auf verläßliche Weise zu seiner Kenntniß kommenden aiterten Gendarmen
ansteckender und leicht epidemisch werdender Krankheiten, wie Cholera, Menschen- kaiise nblallern, Scharlach, Diphteritis, Flecktyphus, Unterleibstypbus, Masern, Kind- Beziehung
betfieber, auf Landorten dem Physikate, in dessen Vczirke sic gelegen sind,
baldigst Nachricht zu geben,

b. von Fällen einer sich unter Honshreren zeigenden Viehseuche (Milzbrand,
Tollwuth, zederPferde, Esel Maul= und Klauenseuche des Rindviehcs,der Schafe, Ziegen, Szweite, #ngeenche des Rindviehes, Pockenseuche
unter Schafen, Feschnsfrah der Pferde, Bläschenausschiag derselben und
des Rindviehes, Räude der Pferde, Schafe u. s. w.) dem Fürstlichen Land-
rathsamte und, soweit solche Erscheinungen im Amtgerichtsbezirke Burgk
vorkommen, dem beauflragten Beamten daselbst, überdies dem Landesthierarzte
schleunige Anzeige zu erslatten, außerdem aber, wenn offenbar tolle Hunde
und von Tollwuth ergriffene Thiere im Stations-Bezirke frei umherlaufen,
deren sofortige Tödtung herbeizuführen oder selbst zu bewirken, zu welchem
lebteren Zwecke er sich am sichersten der Schrotpatrone für sein Schießgewehr
bedienen wird,

. auf die Erhaltung der öffentlichen Gebäude, Straßen, Brücken, Wege, Eisen-
bahnen, Telegraphen-, Telephon-Leilungen und sonstigen Verkehremiltel,
Baumpflanzungen, Alleen, Kanäle, Mauern, Barrièren, Umfriedigungen,
Wasserleitungen, Brunnen und überhaupt aller öffentlichen Anlagen ein serg-
sames Ange zu haben und nicht nur Beschädigungen au solchen Cdie bei
Wasserleitungen, Brunnen und Zierpflanzungen auch in Verunreinigungen
zu erblicken sind) und die elwa ermittelten Urheber von solchen, sondern
überhaupt alle an jenen öffenklichen Anlagen wahrgenommenen, der Sicher-
heit oder der Wohlfahrt nachtheiligen Mängel, sowie beobachtete Dienstver-
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nachlässigungen der Chausseewärter der betreffenden Aussichtsbehörde zur
Kenntniß zu bringen, als welche der Gendarm, soweit es sich um Mängel
an Eisenbahnen und Bahn--Telegraphenleitungen bandelt, das betreffende
Seckions-Ingenieur-Bureau, soweit es sich um Schäden an sonstigen öffent-
lichen Telegraphen-Leitungen handelt, das nächste Postamt, im Uebrigen aber
die Fürstliche Landstraßenbau= beziehungsweise die örtlich zuständige slädtische
Verwaltungsbehörde, in Ansehung der Communications= und Dorsfwege das
Fürstliche Landrathsamt anzusehen hat,

. seine Aufmerksamkeit auf alles dasjenige zu richten, wodurch die Erreichung
der Zwecke einer guten Feuer- und Wasser-, Straßen-, Bau-, Handels-, Ge-
werbe-, Gesinde-, Forst., Jagd., Fischerei-, Gesundheits= und Sitten-Polizei
gewahrt und gefördert wird, namentlich jede von ihm wahrgenommene Zu-
widerhandlung gegen die deshalb jeweilig bestehenden Gesele, Verordnungen,
Regulative, Staiuten und Bekanntmachungen, von deren einschlägigen Be-
stimmungen sich der Gendarm fleißig zu unterrichten hat, raschestens zur
Kenntniß der betreffenden polizeilichen Aufsichts-Behörde zu bringen.

KF. 10.
Inwleweit der Gendarm neben der Erfüllung der ihm obliegenden landespolizei-

Verheliniß lichen Aufgabe die Ortspolizeibehörde und beziehentlich die Gemeindeverwaltung bei Aus-
Gendarmen übung ihrer dienstlichen Thätigkeit zu unlerstützen hat, geht theils aus dem Vorslehenden,

zur
Orkspollzei.theils aus dem weiter Folgenden hervor. Namentlich ist aber der Grundsah zu befolgen,

daß diese Unterstütung überall da einzutreten habe, wo es sich um Gefährdungen oder
Störungen der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit, um ZFälle jeder durch Natur-
ereignisse bedingten Gefahr, sowie um Fälle des Widerstandes auch Einzelner gegen die
Organe der Orlspolizeibehörde bei deren amtlicher Thätigkeit, sobald sich irgendwie das
Bedürfniß der Beihülfe zeigt, endlich um Fälle der Ermiltelung und Verfolgung der Ur-
heber von Verbrechen und Vergehen handelt.

Andererseits ist der Gendarm auch berechligt und verpflichtet, Mängel und Ver-
nachlässigungen, die er bei Handhabung der Ortspolizei wahrnimmt, zur Kenntniß der
Landespolizeibehörde (Fürstlichen Landrathsamtes) zu bringen, da diese nach dem Schluß-
sabe von §. 9 der Gemeindeordnung in solchen Beziehungen einzugreisen veranlaßt sein kann.

S. 11.
Der Gendarm hat, wie gedacht, unbeschadet seines je nach den Umständen er-

1. Grund 40 forderlichen sofortigen Einschreitens, — was auch dann und insofern nothwendig ist, alssür dos
schreiten des
Ge

es sich darum handelt, die Verdunlelung des Sachverhaltes zu verhten (8. 161 der
endormen Strafprozehordnung) —, über alle von ihm wahrgenommenen Vorkommnisse, welche zu

r

scheinlichen
orllegen

sirafrechis·widri
a
einem polizeilichen oder strafrechtlichen Vorgehen Anlaß geben können, mündliche oder
chriftliche

D
Anzeige zu erstatten.

asselbe hat er in Bezug auf Vorkommmisse der gleichen Art zu thun, welche erer

Londlungen. nicht selbst wahrnimmt, sondern welche auf glaubwürdige Weise zu seiner Kennkniß ge-
langen, nachdem er die Wahrheit und Richtigkeit der ihm gemachten Mittheilungen thun-
lichst geprüst und sich dabei das Vorkommniß alo mindestens wahrscheinlich erwiesen hat.
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Was firafrechtswidrige Handlungen anlangt, so hat jedoch der Gendarm zwischen
solchen zu unterscheiden, die von Amtswegen und solchen, die nur auf Antrag eines
Betheiligten verfolgt werden. Der Gendarm hat sich in der Regel mit seinen Anzeigen
auf die erstere Klasse Haftehtswinriger Handlungen zu beschränken. Antragsdelicte
finden sich im jetzt geltenden Sasgesgbeche suernth in §§. 102, 103, 104, 123,170, 172, 17y. 182, 189, 194— 196, 232, 2 237, 247, 263, 288, 289, 292,
299, 300—302, 30 , 370 Ziffer 5, 6 und am #ae im —— vom 7. Mai
1879 zum Schutze der Holzungen, —— u. s. w. in §. 3 angegeben
und es wird von solchen noch näherin F. 13 die Rede sein.

Die übrigen in den vorbczeichneten Gesetzen, jowie in sonstigen Verordnungen
und Vorschriften mit Strafe bedrohten Handlungen kann der Gendarm als solche ansehen,
welche fast durchweg von Amtewegen verfolgt werden.

S. 12.

Der Gendarm muß aber auch stels bestrebt sein, seine Anzeigen an die zuslän- e
dige Behord zu richten anweelchenAnn Bezug auf die vorstehends in den 5. 8 und 9 berührten Zuwiderhandlungen Geigen des

gegen bcstpeno Vorschriften und Beschädigungen öffentlicher Anstalten und Einrichtungen zurichnunsted
sind zumeist schon die Stellen bezeichnet, welche der Gendarm rücksichtlich seiner bezüg-
lichen Anzeigen als die zuständigen zu betrachten haben wird.

Wag aber die dort nicht schon besonders berührten strafrechtowidrigen Handlungen
aulang!, so hat der Gendarm zwischen Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen
zu unterscheiden.

Nach den jeht in Geltung befindlichen strafrechtlichen Bestimmungen ist
Verbrechen eine mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Festungshaft von
mehr als5Jahren bedrohte Handlung,

4. Vergehen eine mit Festungshaft bis zu fünf Jahren, Gesängniß oder mit
Geldstrase von mehr als 150 Mark bedrohte Handlung,Uebertretung eine mit 50r% oder mit Geldstrase bis zu 150 Mark be-

drohte Handlung.
es nun ein Verbrechen oder Vergehen, welches nach den Wahrnehm-

ungen oder Ermitlelungen des Gendarmen in Frage steht, so hat er seinen Bericht regel-
mäßig an den Staatoanwalt beim Fürsllichen Landgerichte zu erstatien.

Erscheint jedoch die schleunige Vernahme richterlichrr Untersuchungshandlungen er-
sorderlich und ist es nicht der Amisgerichtöbezirk Greiz, in welchem diese vorzunehmen

sind, so kann die Uebersendung des Berichio begehentih die mündliche Anzeige unmittel-bar an das Amtögericht des Bezirks erfolgen (§. 1 Abs. 2 der Strasprozeßordnung).Dasselbe hat stets dann zu geschehen, wi eine Festnahme staltgefunden hat
und gleichzcitig mil der Vorführung des destgenommenen vor den Amtörichter (G. 128
der r — die Anzeige über den in Betracht kommenden strafbaren Vor-
hang zu bewirken ist.

Wenn der Thatbestand oder nahe Verdacht einer strafbaren Handlung vorliegt,
welche gegen eine Vorschrift der Landesgesetze zum Schutze der Holzungen, Baumpflanz-

8

s
—
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1. zuur Maßnahmen, welche ekwa nach Beschaffenheit des Falles hur Verhütung der
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ungen, Felder, Wiesen und Gärten oder zum Schutz des Jagd= und Fischereirechts ge-
richtet ist, so hat der Gendarm in Belreff seiner Anzeige den deohalb unten im F. 81

bebebenen zii nachzugehen.6 sich um Uebertretungen anderer Art, so kann er diseeben. wemn sieaußer Pr. 5n*. tädtischen Gen ebezirke begangen worden sind, behu
Erörlerung und Ahndung bei Firsulchen rsuten zur Anzeige bringen.

Ist eine vom Gendarm wahrgenommene oder zu seiner Kenntniß gelangte straf-
bare Handlung außerhalb des Fürstenthums begangen, der Thäterhat aber innerhalb
desselben seinen Wohnsit oder Aufenthalt, so hat der Gendarm, dafern einVerbrechen
oder Vergehen in Frage steht, dem Fürstlichen Slaalsanwalte, sosern es sich um eine
Uebertretung handelt, nur dem Fürstlichen Amtsgerichte, in dessen Bezirke sich der Wohn-
sib oder Aufenthalt des Thäters befindet, Anzrige zu erstatten. Ist auch der Wohnsib
des Thäters nicht im Fürstenthume, so ist der Bericht lediglich an den Fürstlichen Staats-
auwalt zu richten.

Auch in den Fällen, in welchen der Gendarm zweiselhaft ist, ob eine strafbare
Haudlung beziehungsweise eine von Amlswegen strafbare Handlung in einem von ihm
beobachteten oder zu seiner Kenntniß gelangten Vorgange zu erblicken sei, hat er unter
Hervorhebung dieses Umstandes seine Anzeige nach Maßgabe der im Vorstehenden dar-
gelegten Grundsähe zu bewirken.

§. 13.
Personen, welche eine nur auf Antrag hierzu Berechtigter zu bestrasende Hand-

lung bei dem Gendarmen zur Anzeige bringen, hat er unbeschadet der Er reilung der
erdunkelung

des Sachverhaltes oder der Cntweichung der Thäter nothwendig scheinen, mit ren An-
trägen an nu% Gericht beziehentlich die Staatsanwallschaft zu verweisen (F. 156 St. P. O.).

den nur auf Antrag Betheiligter zu bestrafenden Handlungen gehören mit
gewissen #nsnahnsfälln, die sich in den oben (. 11) verzeichneten 5. des Strafgesebuches

näher bemerkt finden und dort nachzulesen sind, unter andern folgende öfter vorkommende:
Hausfriedensbruch, Ehebruch, Beleidigung, vorsähliche leichte Körperverlezung, welche ohne
gefährliche Werkzeuge, ohne hinterlistigen Ueberfall und nicht von mehreren Saemneiaschalttichbegangen ist, durch Fahrlässigkeit verursachte Körperverletzungen, Diebslahl und Unter-schlagung gegen Angehörige, Vormünder oder Erzieher, Diebstahl und 1nriag
von Sachen unbedeutenden Werthes gegen VPersonen, zu denen der Thäler im
Lehrlings= oder Hausgesindeverhältniß steht, Betrug gegen Angehörige, Vormünder und
Erzieher, Hinterziehung der Hülfsvollstreckung, Besientziehung, Hewinnsüchtige Ausbeutung
Minderjähriger, Beschädigung fremden t „Entwendungen geringwerihiger Nah-rungs= oder Genuhmittel zum alsbaldigen GebraSind jedoch bei Handlungen dieser Nu- Lae wodurch die öffentliche Ruhe
und Ordnung Hestört worden ist, begangen oder ist das nur auf Antrag strafbare Delict
gegen einen Minderjährigen, Geisteekraufen oder Taubstummen verübt worden, welcher
keinen gesetzlichen Vertreter hat oder dessen geselicher Vertreter selbst bei der strafbaren
Handlung betheiligt ist, so isl der Gendarm zur Anzeige verpflichtet.
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S. 14.
 ein Verurtheilter nach gerichtlicher Entscheidung unter Polizeiaufsicht gestellt6. -

und sind ihm in Volge dessen von der Landespolizeibehörde Beschränkungen seines Auf. Gendarmen
enthaltes auferlegt — vergl. §. 39 Nr. 1 des Strafgesebbuchs —, so legt in der Ueber-inv.ee
schreitung dieser Beschränkungen Seiten des Betreffenden eine nach S. 361 Nr. 1 Nolire:.
Strafgesetzbuchs strasbare Uebertretung. Zälle dieser Art sind, sobald der Gendarm da- a ellte#n0%
von Kenntniß erlangt, dem Fürstlichen Landrathsamte anzuzeigen. ubgewiesenc.

Wenn Ausländer, welche (durch gerichtliches Erkenntniß der Polizeiaufsicht unter-
stellt oder aus sonstigem Grunde vergl. F. 284 des St.-G.-B.) durch die Landespolizei-
behörde des Bundesgebiets verwiesen oder wenn Ausländer oder Deuische (letztere z. V.
auf Grund von F. 3 des Reichögesetzes vom 1. November 1867) des Landes verwiesen
sind, sich aber in dem Bundesgebiete beziehentlich in dem Fürstenthume wieder einfinden,
obschon ihre Verweisung noch fortbesteht, so sind solche Fälle von dem Gendarmen, der
von denselben Kenntniß Sebktt ewohl dem Fürstlichen Landrathsamte als der Staatsan-
schaft rheihen (vergl. S.39Nr. 2, 284, 361 Nr. 2, 362 des Str.-G.-B.. wird in Zällen dieser Art nach den Bestimmungen des folgenden Para-raphen EW kiesemn Festnahme des in das Gebiet, dessen er verwiesen ist, Zurückkehren-
den statthaft sein. Wird diese im Vetretungsfalle wider den Uebertreter des Verbots von
dem Gendarmen bewirkt, so ist die Anzeige nicht der Staatsanwaltschaft, sondern dem

Amtsrichler des Bezirks bei der Vorführung d4 Festgenommenen zu erstatten.
Zu vorläufiger Festnahme einer ch ist der Gendarm befugt

1. wenn die Sestnahme zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung W rss-
Sicherbeit oder zur Verhinderung strafbarer Handlungen geboten erscheint; wendungvor

. wenn Jemand bei —— einer strafbaren Handlung auf frischer Thatustger288
betroffen oder verfolgi wird und entweder der Flucht verdächtig ist oder Wnet
seine Persönlichkeit nicht sofort festgestellt werden kaun;
wenn es sich um Beschuldigung eines Verbrechens (einer mit Todesstrafe oder

20 Fuchthang oder mit Bestungshaft von mehr als 5 Jahren bedrohtenat) hanwenn 7 G# dringende Verdachtsgründe einer verübten strafbaren
Haudlung vorliegen und derselbe zugleich der Flucht verdächtig erscheint oder
wenn Thatsachen hinzutreten, aus denen zu Schtiefen ist, daß der Verdächtige

Spuren der That vernichten, oder daßerZengen oder Mitschuldige zueiner falschen Aussage oder Zeugen dazu oarieiten werde, sich der Zeugen-
pflicht zu entziehen;

4 wenn der Beschuldigte ein Heimathloser oder Landstreicher oder nicht im
Stande ist, sich über seine Person auszuweisen;
wenn der Beschuldigte ein Ausländer ist und begründeker Zweifel besleht,

aß. er sich auf Ladung vor Gericht slellen und dem Urtheile Folge leisten

#

*

werd
den Hen unter 3 bis 0 muß aber Gefahr im Verzuge vorliegen, sonuft ist

die ie nicht gestattet.
g
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Ist die That nur mit Haft oder mit Geldstrafe bedroht, so darf die Festnahme
wegen Fluchtverdachtes nur dann erfolgen, wenn der Angeschuldigte auf frischer That be-
troffen oder verfolgt wird und zu den unter 5 und 6 bezeichneten Personen gehört, oder
wenn derselbe unter Polizeiaussicht steht, oder wenn es sich um eine Uebertretung handelt,
wegen deren die Ueberweisung an die Landespolizeibehörde erkannt werden kann (F. 302
Abs. 2 in Verbindung mit §. 361 Ziffer 3 bis 8 des Strafgesetzbuches).

er Festgenommene ist in dem Falle unter 1 der nächsten Polizeibehörde, in den
Fällen unter 2 bis 6 dem Amterichter des Bezirkes, in welchem die Festnahme erfolgt ist,
ohne Verzug unier gleichzeitiger Anzeigeerstattung vorzuführen.

§. 112, 113, 127, 128 der Str.-Pr.-Ord

5. 16.
B. Thöligkeit Der Gendarm hat in der Regel seine amtliche Thätigkeit auf seinen Bezirk zu be-

„benen schränken. Es ist. ihm jedoch auch, wenn er Veranlassung dazu hat, unbenommen, polizei-
sahe-halb Its liche Recherchen auf einen anderen Bezirk auszudehnen oder ein verdächtiges Individuum

Sientone dahin zu verfolgen; er hat aber außer in dringlichen Fällen, wo Gefahr im Verzuge ob-

waltet, den Bezirks-Gendarm davon zu benachrichigen und nach Befinden gemeinschaft-
lich mit bengselben, das Nöthige zu besorgerDe arm ist ermächtigt, die Verfalgung eines Flüchtigen über die Landes-
grenze hinaus soadann und denselben auch auf dem Gebiete des anderen Bundesstaates

zu FshreifDer Ergriffene ist unverzüglich au das nächste Gericht oder die nächste Polizei-
behörde, des Landeo, in welchem er ergriffen wurde, abzuliefern. (§. 168 ded Gerichts-Verf.-Ges.)

17.
v. Vrthebren Den Transport sestgenmnener Aorn hat der Gendarm in der Regel bis zu
Giendaimen derfenigen Behörde, an welche die Ablieferung zu erfolgen hat, selbst zu besorgen.a hierbei, bezw. an der alleinigen Ausführung des Trausportes durch besondere Umstände
jei ausnahmsweise verhindert, so kann er den Fesigenommenen in einer näher gelegenen Ort-

schaft an die Ortspolizeiverwaltung zur weileren Verfügung abliesern, beziehentlich deren
Hülseleistung nachsuchen, hat aber in der zu erstattenden Anzeige *i Grund, weshalb er
den Trausvort nicht bis zum Endziele bezw. allein ausgeführt, anzuIn der Regel geschieht der Transport zu Fuße. Nur wenn 7 Zistand des Fest-
genommenen oder die Rücksicht auf die Sicherheit des Tranoporles dessen Vewerkstelligung
zu Wagen erheischt, ist diese Ausführungsweise zu wählen und zu dem Ende der Transport
der nächsten Polizeibehörde zur Besorgung zu übergeben, bei welcher der Gendarm thun-
lichsl mitzuwirken hat.

§. 18.
arn 1. Vei Erforschung strafbarer Handlungen hat der Gendarm alle keinen Ausschub
4# deo gestattenden Anordnungen zu treffen, um dieVerdunkelung der Sache zu verhüten (5. 161nsuach: St. P. O.) Insbesondere ist er besugt, wenn Gefahrim Verzuge, bei demjenigen, welcherDu
Fartufn - Thäter oder Theilnehmer einer strafbaren Handlung oder als Begünstiger oder als
nahmen "Hehler verdächtigt ist, eine Durchsuchung der Wohnung oder anderer Räume, sowie seiner
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Person und der ihm gehörigen Sachen sowohl zum Zwecke der Ergreifung als auch dann
vorzunehmen, wenn zu vermuthen ist, daß die Durchsuchung zur Auffindung von Beweis-

mitteln führen werde.olchen Durchsuchungen der Wohnung, der Geschäftsräume oder des befriedeten
Vesigihime hat der Gendarm aber, wenn dies möglich, in Landgemeinden den Gemeinde-

vorstand oder dessen Stellvertreter oder zwei Mitglieder der Gemeinde zuzuziehen, die
nicht Sicherheitsbeamte sind.

egenslände, welche als Beweismiktel für die Untersuchung von Bedeutung sein
können oder der Einziehung unterliegen, sind in Verwahrung zu nehmen oder in anderer
Weise sicher zu stellen, und, falls sie der Besitzer nicht freiwillig herausgiebt, in Beschlag
zu nehmen (F. 94 der St. P. O.).

Werden bei Gelegenheit einer Durchsuchung u- gefunden, welche zwar
in keiner Beziehung zu der Untersuchung stehen, aber auf die erfollgte Verübung einer
anderen strafbaren Hanlung hindeuten, so sind dieselben einstweile in Beschlag zu neh-
men (S. 108 S O.).Die in Were oder in Beschlag genommenen Gegenstände sind genau zu

verzeichnen und zur Verhütung von Verwechselimatn Fuswee durch amtliche Siegel oder
in sonst *ie#r- Weise kenntlich zu machen (F. 10r Staatsanwaltschaft ist von der W . und dem sonstigen Durch-
sechungeeges unver weilt Anzeige zu erstatten und zwar unter Vorlegung der in
Verwahrung oder in Beschlag genommenen Gegenstände.

Der Staaksanwaltschaft ist daunn das Weitere wegen der etwa nöthigen Nach-
suchung der richterlichen Bestätigung der Beschlagnahme oder wegen der erforderlichen
Anzeige an den Richter sowie wegen des sonst Wahrzunehmenden zu überlassen.

Wenn es sich um Uebertretungen handel,, ist der Erfolg der bezüglichen Beschlag-
nahme sofort und spätestens binnen drei Tagen dem Amtsrichter des Bezirkes unter Vor-

legung der beschlagnahmten Gchenstände beziehungsweise unter der etwa nölhigen Nach-
suchung #7 Halsaihn der Beschlagnahme vom Gendarmen anzuzeigense lstardigen Vornahme von Hauesuchungen außerhalb des Landes ist derurnterss znct besugt.

S. 19.
Der Gendarm hat sich olles unnöthigen Eindringens in Prival= oder Familien-

verhältnisse unter dem Vorwande der Nachforschung nach Gegenständen seines Dienstbe-
rufes zu enthalten.

Namentlich hat sich der Gendarm des nächtlichen Eintritts in bewohnte Privat-
häuser — abgesehen von den Zällen, in denen er von den Bewohnern zu Hülse ge-
rufen wird oder den Zweck hat, letzteren gegen Feuers= und andere Gefahr Schutz und

Beistand zu leisten — regelmäßig zu enthalten. Auch Durchsuchungen dürsen zur Nacht-
zeit in der Wohnung, den Geschäftsräumen und dem befriedeten Besihthume hierländischer
Einwohner nur bei Verfolgung auf frischer That oder bei Gefahr im Verzuge oder dann
vorgenommen werden, wenn es sich um die Wiederergreifung eines entwichenen Gefan-
genen handelt.

Diese Beschränkung findet keine Anwendung auf Wohnungen von Personen, welche

10. Besondere

suchungen.
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unter Polizeiaussicht stehen, sowie auf Räume, welche zur Nachtzeit Jedermann zugänglich
oder welche der PoZin als Herbergen oder Versammlungsorte bestrafter Personen, als
Niederlagen von Sachen, welche miltels strafbarer Handlungen erlangt sind, oder alsSchlupfwinkel des Gltahiels oder gewerbsmäßiger Unzucht bekannt sind.

Die Nachtzeit umfaßt im Sinne dieser Bestimmungen in dem Zeilraum vom
1. April bis 30. Sehten ber die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens und
im Zeitraume vom 1. October bis 31. März die Stunden von 9 Uhr Abends bis
6 orgens.

(5. 104 St. P. O.)
5. 20.

il. Krundlate Der Gendarm ist befugt, von den ihm anvertrauten Waffen Gebrauch zu machen:
aslen- a. wenn er sich im Stande der Nothwehr d. h. im Zustande derjeuigen Ver-

ebrauch des theidigung befindet, welche erforderlich ist, um einen gegemwärtigen rechts-
endarmen. widrigen Angriff abzuwenden und

b. wenn ihm ein auf die Veritclung, fäer Dienstverrichtung abzielender that-sächlicher Widerstand entgegengesetzt wirfic Gebrauch der Waffen darf aber nuuh Vor ausgedehnt werden als es zu
a zur * des Angriffes und zu b zur Ueberwindung des Widerstandes nothwendig ist.

Die Schußwaffe darf in vorstehenden Fällen nur als ädußerstes Mittel der Ver-
theidigung und in der Regel auch nur dann angewendet werden, wenn der Angriff oder

die Widersetzlichkeit entweder von einer Anzahl Personen, welche stärker als die der zur
Stelle anwesenden Gendarmen ist oder zwar blos von Einzelnen, aber mit Waffen oder
anderen gefährlichen Werkzeugen unternommen oder angedroht wird. Der Androhung
eines solchen Angriffes wird es gleich geachtet, wenn die belreffenden Personen ihre Waffen
oder anderen gefährlichen Werkzeuge nicht auf Aufforderung des Gendarmen sofort ablegen

oder wenn 4„ solche demnächst wieder aufnehmen.
Gegen Nichtbewaffnete, sowie wenn eine überlegene Zahl von Geguern nicht vor-

handen r*- sell je nach den Umständen des Falls das Seitengewehr oder die an der
Feuerwaffe des Gendarmen angebrachte Pike möhlichst allein angewendet und nur im

äußersten Falle, namentlich wenn Gefahr für das eigene Leben des Gendarmen einteit,von der Schußwaffe Gebrauch gemacht werden. Dem Gebrauche der Waffen, welcher
stets ohne Leidenschaft, mit Vorsicht und möglichster Schoung des Lebens beschehen muß,
sind jedesmal, insoweit es ohne Gefährdung des Zweckes zulässig ist, Ermahnungen be-
ziehungsweise die Aufforderung zur Niederlegung derWaffen“ und eine thunlichst wieder-
bolte, jedenfalls aber einmalige laute Androhung des Gebrauchs der Schuß-
waffe vorauszuschicken und selbst bei Anwendung der Waffen nicht mehr Gewalt zu
gebrauchen, als zur Sicherung des bei der Thätigkeit des Gendarmen im Einzelfalle ver-
folgten dienstlichen Zweckes und derPerson des Gendarmen selbst erforderlich ist; bei An-
wendung der Schußwaffe ist übrigens in der Regel die Schrotpatrone anzuwenden.

Der Gendarm ist aber berechtigt, die Schußwaffe auch ohne vorherige Warnung
zu gebrauchen, sobald der Gegner mit Schießgewehr versehen ist und angrifföweise gegen
ihn zu Werke geht.
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Nach Gebrauch der Schußwaffe hat er, soweit es ohne Gefahr für seine Person
eschehen kann, nachzuforschen, ob Jemand verletzt sei, solchenfalls dem Verletzten den er-

forderlichen Beistand zu leisten, soweit nöthig, dessen Transporl zum nächsten Orte zu
veranlassen und den Gemeindevorstand dieses Orts unverzüglich von dem Vorfalle zu
unterrichten, auch den Todien oder Schwerverwundelen so lange zu bewachen oder bewachen
zu lassen, bis Seiten des Gemeeind'vorstandr diese Fürsorge übernommen wirUebrigens hat er in jedem Falle, in welchem er von seinen WaffenGebrauch ge·
macht hat, dies dem Wachtmeister alsbald zu melden.

Wenn die Kräfte des Gendarmen bei Ausübmg seines Berufs nicht ausreichen, ! - 8
so hat er sofort die Untersttzung des Gemeindevorslandes desjenigen Gemeindebezirls 4pn
nachzusuchen, in welchem sich der Gendarm zur Zeit der Beislandsbedürftigkeit befindet. ——
Die nachgesuchte Unterstützung ist dem Gendarmen von dem betreffenden Gemeindevorstande vorsländen
als Leiter der Ortepolizeiverwaltung nach dem Maße der Thunlichkeit und in der durch i
den Emeelsal ersorderten Weise zu hewähren. (Vgl. §§. 9, 19 derGemeindcordnung *

Janu 71, §. 2 der Regierungsverordnung vom 11. September 1879.)win n Sau des angegangenen Gemeindevorstandes die nachgesuchte Unter-
stüvung verweigert oder thatsächlich nicht brleitea, so hat der Gendarm bei Fürstlichem
bandrathgamte unverzüglich Anzeige zu erslatte

———— Beschlagnahme- nnd chllmhsnchandlungen auf Landortenhaben auch der Ortrichter und die Ortoschöppen die Verpflichtung, im nöthigen Falle
den Gendarmen Vessand zu leisten. (Reg.-Verordnung vom 11. September 1879

. 2, Abs. 3.)
Auch diese Personen kann der Gendarm daher in gedachten Fällen, soweit es

nötbig wird, zur Unterstützung herbeiziehen und selbstverständlich kann er, soweit dies Ort,
Zeit und Gelegenheit verstatten, andere Gendarmen um Hülfeleistung ersuchen, die solche
stets, soweit als dies ihnen möglich, zu gewähren haben.

Uebrigens wird auch von allen Privatpersonen erwartet, daß sie nach Maßgabe
ihrer Befähigung die Gendarmerie zur Erreichung büeer dienstlichen Zwecke angemessenunterstüyen, besonders in Zällen, in denen die Kraft des einzelnen Gendarmen zu dem
Ende offenbar unzulänglich ist. Auch für schwache Personen ist diese Unterstützung durch
Herbeirufung der Hülfe Dritter möglich.

Wer bei Ungläckesillen, gemeiner Gefahr oder Roth von dem Gendarmen, wenn
er in solchen Fällen bei Abwesenheit der Polizeibehörde dieselbe als Organ vertritt, zur
Hülfe ausgefordert, diese verweigert, während sie ohne erhebliche eigene Gefahr geleistet
zu werden vermochte, kann nach Maßgabe von 8. 360 Nr. 10 des Strafgesebuches be-
straft werden.

S. 22.
Bei den so oft als möglich — mindestens aber 2malin einer Woche — bei jeder 1. lt

Tages- und Nachtzeit in unerwarteter Weise vorzunehmenden Begehungen seines Stations- Bégehung
bezirfes hal der Gendarm, soweit dies nach der Tageszeit thunlich, in den einzelnen von Ston
ihm berührten ländlichen Ortschaften in der Regel den Gemeindevorsteher, in selbststän- uin

abel.digen Gutebezirken den Gutsvorsteher beziehentlich dessen Verkreter als Verwalter der ört-
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lichen Polizei aufzusuchen und etwaige Miltheilungen polizeilichen Inhaltes oder Requi-
sltionen entgegen zu nehmen, auch sonsft bei anwerlässigen Personen, deren Vertrauen er
sich zu erwerben suchen muß, nachzufragen, was während seiner Abwesenheit vorgekommen
und wo ekwa seine Hülfe gebraucht werden könne, nach Maßgabe der empfangenen Mit-
theilungen und Amweisungen aber die weiter zweckdienlichen Maßregeln zu ergreifen.

Auch wenn er sich in einem anderen Stationsbezirke des Landes befindet, darf er
nicht verabsäumen, seine Thätigkeit zu entwickeln. Er hat deshalb in den von ihm
passirten Ortschaften desselben in Wirthshäusern, Schänken rc. nachzusehen und nachzu-
fragen und die zu seiner Kenntniß gekommenen Gesetz- und Ordnungewidrigkeiten ent-
weber selbst sofort abzustellen oder behrigen T anzuzeigen.

1. Heunote Jedermann ist verpflichtet, auf la Erfordern eines Gendarmen über seine
gillmallons. Person durch Nennung seines Namens und regelmäßigen Aufenthaltsorts Auskunft zu
Puer, ertheilen. Der Gendarm hat sorgfältig zu vermeiden, aus bloßer Neugierde und ohne
bez. Legili. daß eine in seiner Dienstpflicht begründete Veranlassung zur Erkundigung vorliegt, von
aeien beit. Jemandem die Angabe seines Namens und Wohnorts zu verlangen.

Wird die erforderte Auskunft unter Umständen verweigerk, unter welchen die An-
wesenheit der befragten Person an dem Orte, an welchem sie betroffen wird, aus irgend

einem Grunde auffällig erscheint, ohne daß jedoch noch der Verdacht einer bestinentenstrafrechtswidrigen Handlung gegen den fruchtlos Befragten vorliegt, so hat sich der Gen-
darm auf Notirung des Vorganges und einer thunlichst ansreichenden Beschreibung der

besigiichen) Drson zu seinem Tagebuche zu beschränken.d gegen die Nichtigkeit der auf Veranlassung ertheilten Auskunft Zweifel be-grinde,24 ist der Gendarm berechtigt, von dem Befragten einen Ausweis über seine
Person durch Legitimationspapiere oder durch Recognition orksanwesender oder nahe be-
findlicher Personen zu verlangen.

Stellt sich die Vegitimationslosigkeit des Betreffenden heraus, so hat der Gendarm
alsbald sorgfältig zu prüfen, ob einc der in §. 15 angegebenen Vorausseungen sofortiger

vorläufiger bestnahme begründet sei
allliegt auch daunn vor, wenn der, welcher sich über seine Person

nicht gehörig auszuweisen vermag oder die erforderten Nachweise verweigert, bei Ausübung
des Hausirhandels oder eines anderen Gewerbebetriebos im Umherziehen betroffen wird,
ohne die entsprechende Gewerbe-Legitimation vorlegen zu können.

Ueberhaupt mu#- der Gendarm Personen gegenüber, welche den Hausirhandel oder
ein anderes Gewerbe im Umherziehen betreiben, besonders streng im Erfordern des Aus-
weises über ihre Person sein, da diese Art des Gewerbebetriebs öfter zur Aussuchung der
Gelegenheit zu Eigenthumsvergehen benutzt wird.

16. Berhalten Bei Feuerausbruch in seinem Bezirke oder in unmittelbarer Nachbarschaft des-
endormen selben muß der Gendarm sofort an die Brandstälte eilen und sich bemühen, mit Hülfe
— der Anwesenden das Feuer womöglich im ersten Enistehen zu löschen. Beim Umsich-
o cn. greifen des Feuers hat er zur ungesäumten Herbeischaffung und angeinessenen Anwendiung

der Löschgeräthschaften möglichst beizutragen, die Reihen zur Wasserbesorderung anordnen
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zu helfen, die Herzueilenden zur Arbeit und Hülfeleistung bescheiden und gütlich aufzu-
fordern, im Allgemeinen die Ordnung aufrecht zu erhalten, beim Eintreffen der die
Feuerlösch- und Reitungsanstalten leitenden Beamten sich denselben oder beim Eintreffen
der örtlichen beziehentlich einer auswärtigen Feuerwehr auf dem Platze sich deren oberstem
Führer behufs der Hülfeleistung zur Versügung zu slellen, die Bewohner vor Zudringlichen
zu sichern, vorzüglich aber darauf zu sehen und hinzuwirken, daß dae bei solchen Gelegenheiken
Gerettete geschützt bleibe.

Daneben hat der Gendarm aber auch der Erforschung der Entstehungsursache des
Feuers die größte Sorgsalt zu widmen und den der Brandstiftung etwa Geständigen fest-
gunehmen, wider Verdächtige nach 8. 15 dieser Anweisung zu verfahren.

8. 2 6. Obliegen ·
en vom Tode ded Ertrinkens, des J. remnne. des Erstickens, 6 Erfrierens r

—imN oder durch elementare Ereignisse und Unfälle anderer Art (z.B.durch Ein- detg
slurz von Häusern, Loslösung von Bodenstücken, eigenes Herabstürzen) am veben oder der ileln.
Gesundheit Gefährdeten oder Verletzten hat der Gendarm, wenn er rechtzeilig bezügliche "*
Wahrnehmungen macht, die nach den Umständen für ihn thunliche Hülfe selbst zu ge-
währen oder zuzuführen. In gleicher Weise hat er gegenüber Erkrankten zu verfahren,
welche er hülflos im Freien liegend ankrifft. Findet der Gendarm auf seinen Gängen
Körper von Personen, die anscheinend durch ein Verbrechen, einen Unfall oder durch

Selbstentleibung gestorben sind, so hat er an denselben eigene Wiederbelebungsversuche zu
machen und solche durch Dritte thunlichst zu veranlassen. In allen diesen Fällen hat der
Gendarm, falls dem Verunglückten nicht schließlich durch Angehörige, Bekannte oder auf
andere Weise Hülfe geleistet wird, den Gemeindevorstand des Gemeindebezirks, in welchem
sich der Verunglückte zur Zeit seiner Auffindung durch den Gendarm befindet, schleunig
zu benachrichtigen und zu der den Umständen des Falles entsprechenden Hülfeleistung be-
ziehenklich zur sonstigen Fürsorge für den Körper des Verunglückten und nöthigenfalls zur
Befolgung der Vorschriften aufzufordern, die über das Verfahren bei plötzlichen Todes-
Feben unzbei Auffindung todter Personen bestehen (ogl. Reg.-Verordn. vom 23. Sep-tember 1879).r der Gendarm auf Weigerung der Gemeindebehörde, so hat er unverweilt

dem Puaiach Landrathsamte Meldung hiervon zu machen.hat er Entfremdungen der bei den Verunglückten vorgesundenen Hab-seligkeiten Pgaechen zu verhüten.
 26.

Sind Hunde, Kahen ober andere Hausthiere der Tollwuth nur verdächtig, so hat 17. Einschret-
der Gendarm, sobald er von diesem Umstande erfährt, die sichere Einsperrung der Thiere 1 d s(irn
nach Kräften herbeizuführen und dem Fürstlichen Landrathsamite beziehentlich dem beaus= eintretender
tragten Beamten für Vurgk sofortige Anzeige von der gemachten Wahrnehmung uud gheseh, serch
der zunächst getroffenen Mahregel zu erstalten, auch sofortige weitere Verfügung zu er- W*#9

bitten. r thunlich, ist auch der Landesthierarzt schleunigst in Kenntniß zu setzen. Thiere.eine sichere Absperrung der Tollwuth verdächtiger Thiere nach den Umständenunanssühsw so hat der Gendarm die schleunige Tödkung derselben durch den Besitzer
9
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herbeizuführen oder dessen Auftrag zur Tödtung zu erwirken, einen seschen Aulitos aberalsbald zu vollziehen (vergl. S. 34 des Reichsgesezes vom 23. JuniAuf Unschädlichmachung schen gewordener Perde, Rinder u. ". 84 der Gen-
darm nach Krästen hinzuwirken und deren Einfangung und Einsperrung unter eigener
Beihülfe zu betreiben.

1 iei„r Für schleunige Beseiligung der in seinem Bezirke durch Schneefall, Ueberschwemm-
polizeiliche ung, Eisgang, Brandunglück oder sonst wie eingetretenen Sperrung der freien Kommani-
6 gieit der kation oder dersonst vorhandenen Gefahren für Passirende hat der Gendarm durch Anzeige

und entsprechende Aufforderung an die betheiligten Gemeindevorstände und Privatpersonenn*ms zu tragen.
Bemerkt er, daß ein Gebäude dermaßen baufällig ist, daß sein Einsturz zu be-

fürchten steht, so hat er bei der zuständigen Zelizeibe horde davon Anzeige zu machen.
Vetrunkene, fallsüchtige, blöd- und neepnige Personen hat der Gendarm von

19. Berholten der Straße zu entsernen und sie in ihre Wohnung, nach Umständen in passenden Ge-
Genkemen wahrsam zu bringen.
inn auf In Bezug auf Wahn- und Blödsinnige, welche er im Statianbczirte bemert
Hetangent, und welchen von ihren Angehörigen die nöthige Obhut nicht n Theil wird, so da* dritten Personen lästig oder gefährlich werden, hat er bei dem betreffenden Geneünde

'" vorstande die nöthige Abhülfe zu betreiben, und falls solche nicht erfolgt, dem Fürstlichen
Landrathsamte von dem Sachverhalte Meldung zu machen.

Ebenso hat er verirrter Kinder sich anzunehmen und die Angehsrigen und den
Wohnort derselben zu ermilkeln, wenn ihm dies nicht gelingt oder die fofortige Zurück-
führung der Verirrien zu den ermittelten Angehörigen derselben nicht möglich ist, sie der
Ortspolizeiverwaltung (dem Gemeindevorstand) zur weiteren Verfügung zuzuführen.

29.
. ru Zm Konkrolirung der ordnungomähigen Entrichtung von Wege-= und Brückengeld hat

*- E—miu der Gendarm die Führer wegegeldpflichtiger Fuhrwerke aller Art, auch Viehtreiber, welche er
Lcn * auf der öffentlichen Straßein solcher Nichtung antrifft, daß sie, wenn sie von der betreffenden
Wywrorlor eel. Abgabe nicht befreit sind, dieselbe der Wahrscheinlichkeit nach bei einer hierländischen Hebe-

rechlung. stelle bereils entrichtct haben müssen, nach der bewirklen Berichtigung höflich zu befragen und
zu Vorzeigung der gelösten Zettel aufzufordern. Wird dieser Aufforderung nicht entsprochen —
gleichviel ob die Vorzeigung der Zettel verweigert oder deren Verlust behauptet wird —
so hat der Gendarm unter besonderer Betrachlnahme der in Frage slehenden Persönlichkeit
zu prüfen

a. ob der Fall der Art ist, doß die Hinterziehung der Wege- oder Brücken-
geld-Abgabe durch den belroffenen Geschirrführer oder Viehkreiber das Wahr-
scheinliche ist

b. ob wirklich der Verlust der Pden (Wege- oder Brückengeld-Quiklung) be-
ziehentlich eine bloße Störrigkeit als Grund der ulcht ersolgenden Vorlegung
des Zettels anzunehmen ist.
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In dem unter gedachten Falle hat der Gendarm den angehaltenen Fuhrwerks-
führer oder Viehtreiber zu derjenigen diesseitigen Hebestelle, welche derselbe voraussetzlichpassirt hat, zu führen, dort dem Einnehmer den Fall anzuzeigen n bei demselben nach
Feststellung der Frage über die Abgabenhinterziehung evemtnell das weitere, nach 5. 12
und 14 des Gesetzes vom 9. Dezember 1880 sich ergebende Vordehen zu veranlassen,
bei diesem arch den Einnehmer in geeigneter Weise zu unterstützenVerweigert der angehaltene Fuhrwerksbesitzer oderVehiwäber die Rückkehr zu der
voraussetzlich von ihm passirten Hebestelle und vermag derselbe sich über seine Person
nicht gehörig auszuweisen, so hat der Gendarm den Betroffenen festzunehmen und den-
selben dem Amtsrichter des betr. Bezirks, falls Greiz der nächste Gerichtssit ist, dem
Fürstlichen Landrathsamte — unter geeigneter Fürjorge für das Geschirr oder Treibvie
des besigenommenen — zuzuführen, zugleich aber dem Jürstlichen Landrathbamte Behufs
der weiteren Verfügung schleunigste Anzeige zu erstatten.

Ist jedoch der Angehaltene seiner Person nach dem Gendarmen bekannt oder weist
er sich über seine Person genügend aus, so hat sich der Gendarm auf die Agnzeigeer-
stattung beim Fürstlichen Landrathsamte, der eine Befragung des Verwalters der vom
Bekroffenen voraussetzlich passirten Hebestelle vorauszugehen hat, zu beschränken.

Liegt hingegen der Fall unter b vor, so kann sich der Gendarm damit begnügen,

dem angehaltenen Fuhrwerkoführer oder Viehtreiber eine Oedmgestafe abzufordern, diemindestens 50 Mennige zu betragen hat, aber das Maß von 3 Mark keinesfalls über-
reiten darf. Bei Abmessung der Ordnungsstrafe ist einersein auf die Verhällnisse des

Vrtooffenon, andererseits daraufzusehen,ob derselbein früheren dem Gendarmen bekannt
hewordenen Fällen schon mit einer Ordnungsstrafe aus gleichem Anlasse belegt worden ist.

Gegen Zahlung der Ordnungostrafe hat der Gendarm eine ordnungsmäßige

Quittung zu rutheilenie erlegte Ordnungeslrafe hat der Gendarm an das Fürstliche Landrathsamt
unter Anzeige des Falles abzuführen.

erweigert der Betroffenc die Zahlung der abgeforderten Ordnungsstrafe, so hat
der Gendarm die Person desselben, wenn sie ihm nicht ohnehin bekannt ist, thunlichst fest-
zustellen und Anzeigeerstatlung bei Börsilicem, Landrathsamte zu bewirken.

Jede beim Belteln betroffene Person *7 zwar nach dem oben (§. 15) Gesahlen2),Besondere
ohne Weiteres vom Gendarmen festgenommen und dem Amtsgerichle des Bezirks zur das ersahren
Bestrafung zugeführt werden.

nzwischen wird der Gendarm wohlthun, wenn er Personen, die beim Betteln in
ihrem Wohnorte betroffen werden, oder solche Personen aus hierländischen Nachbarorten,
die er beim Belteln betrifft, das erste Mal unter Verwarnung vor Festnahme im Wieder-
betretungsfalle hinweg= beziehentlich zur sofortigen Rückkehr in ihren Wohn= oder Aufent-
haltsort verweist und erst beim wiederhollen Betreffen derselben Rersonen deren Festnahmebewirkt und sie dem Amtögerichte des Bezirkes zur Bestrafung überliefert.

Fremde und Landstreicher, welche beim Betteln vom Gendarmen betroffen werden,
hat derselbe sofort festzunehmen und dem Richter des für den betreffenden Bezirk zustän-
digen Amtsgerichtes zuzuführen, ebenso solche ihm bekannte Personen, welche unter Droh-
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ungen oder mit Waffen, die sie bei sich führen, betteln und dabei betroffen werden oder
der Flucht verdächtig sind.

Um dem Bettelunwesen gehörig entgegenzuwirken, muß der Gendarm auch da-
rauf sehen, daß er Diejenigen ermittelt, welche Kinder zum Bektleln anleiten oder aus-
schicken, oder welche Andere, die ihrer Gewalt und Aufsicht untergeben sind und zu ihrer
Hausgenossenschaft gehören, vom Betteln abzuhalten unterlassen.

Personen, welchen in dieser Beziehung ein Verschulden zur Last fällt, sind vom
Gendarmen zur gerichtlichen Bestrafung unnachsichtlich anzuzeigen.

2 Der Gendarm hat es ferner V 1) seine Pflicht zu betrachten, daß er alle Per-ncheeten sonen, welche zum Forst-, Jagd-, Feld= undFischereischutz angestellt sind, in ihrer pflicht-
ven Ueber- mäßigen Ueberwachungsthäligkeit, nonie btol Ermittelung von denselben wahrgenommener

MW## derstrafbarer Handlungen und bei etwaiger Festnahme der Personen, welche bei deren Aus-
gen rW:8 führung betroffen oder derselben beschuldigt, dabei ihm unbekannt oder der Flucht ver-

88 besiell, dächlig sind, 10, KAisten unterstützt.ten Versonen. Ebenso hat der Gendarm alle von ihm bei Begehung seines Stationsbezirks wahr-genommenen bisel uen usteng gegen die zu Schutze der Holzungen, Baumpflanzungen,
Felder, Wiesen und Gärten, sowie des Jagd= und Fischereirechtes erlassenen Gesetze, Ver-
ordnungen und sonstigen Vorschriften bei der zuständigen Behörde zur Anzeige zu bringen.
Als solche hat der Gendarm rücksichtlich der gedachten strafbaren Handlungen in Eilfällen
das Amtsgericht des betreffenden Bczirks, außerdem die Staatsanwaltschaft beziehentlich
soweit bloße Uebertreiungen in Frage stehen, die Amtsanwaltschaft bei dem örtlich zu-
ständigen Amtogerichte zu betrachten.

Handelt es sich jedoch um eine Ueberkretung der Jagdpolizelvorschriften, oder um
eine solche der polizeilichen Fischereischußvorschriften, so kann er, wenn dieselbe in einem

nichtsädtischen Gemeindebezirke verübt ist, auch dem Fürstlichen Landrathsamte Anzeige er-statten
Andernfalls ist diese gleichfalls an die Staatsanwaltschaft, und wenn Gefahr im

Verzuge vorhanden, an das Amtsgericht des betr. Bezirkes zu richten
Uebrigens hat der Gendarm im Auge z, behalten, daß auch Derjenige durch das

Strafgejebbuch mil Strafe bedroht wird, wer Kinder oder andere unter seiner Gewaltstehende Personcnu, die seiner Aansseat unterstellt Kan und zu seiner Hausgenossenschaft ge-
hören, von Diebflählen in Forsten, auf Feldern u. s. w., sowie von der Begehung straf-
barer Verletzungen der Gesetze zum Schugze der Forsten, der Feldfrüchte, der Jagd oder
der Fischerei abzuhalten unterläßt oder selbst zu solchen anleitet.

eldung be Wenn dem Gendarmen bekannt wird daß dekVokftanddesLandkathsmtcsder
FFJMWM AmtsnchteyIndessenBczskknftattomkttfldctctaatsamvalteIsIMItgladdcsLands

miser-satdenichtenoderdetLandcsngcmmgnndemStattondoktcohckandcmOkte,wockftch
’·"""’""· augenblicklich befindet, anwesend ist, so hat "“alich alsbald bei demselben zu melden.
riee 6 Abgesehen von den an bestimmte sn oder Beamte auf deren Aufforderung

esstaabo nach F. 4 zu erstattenden Berichten und den nach 5§. 12, 13 und 14 an die zuständigen



59

Stellen zu richlenden Anzeigen hat der Gendarm alle sonstigen Rapporte und Berichte
(#. B. über allgemeine Wahrnehmungen und Unglücksfälle, über Vorgänge in seiner
dienstlichen Stellung, über seine persönlichen Verhältnisse, Urlaub u. s. w.) maächt anden Wachtmeister zu erstalten. Ausgenommen hiervon sind Beschwerden über d "
fahrungoweise des Wachtmeisters, welche unmittelbar an das Fürstliche bandrathoon zu

richten füaDas Fürstliche Landrathsamt (bez. der Beamte zu Burgk) bestimmt gewisse

Napporttage, * welchen sich die Gendarmen bei demselben persönlich iibufinden haben.l orltagen zusammentreffende Gendarmen werden wohl thun, sich untereinander ber Drnstagelegenheiter zu besprechen und gegenseitig die etankn Erfahr.
ungen mitzutheilen.

Auch zeitweilige Zusammenkünfte mit auswärtigen Gendarmen zum Zwecke der

Defprechung polizeilicher Bgeustäne. und besonders gemeinsam zu betreibender polizeilicherMaßregeln im Bereiche des Gendarmeriedienstes empfehlen sich als dienstfördernd. Es
ist hierzu aber jedesmal Urlaub beim Fürstlichen Landrathsamte einzuholen.

5. 34.

Urlaub wird dem „Gendarmen in Dauer bis zu 24 Stunden vom „Wochtmmeister. Vslchristendarüber hinaus bis zu 8 Tagen vom Fürstlichen Landrathsamte, über dieses Zeitma 8*
hinaus von der Fürstlichen Landesregierung ertheilt. Bezügliche Gesuche sindin jedem Falle von d.
an den Wachtmeister zu richten, welcher dieselben — soweit er nicht selbst zu Urlaubs- Piuchender
ertheilung befugt ist — mit sachgemäßer Aeußerung an das Fürstliche Landrathsamt ab-
zugeben hat.

k35.

Zum Ausweise über seine e soll der Gendarm führen: #lerschrilten,1. ein Befehlbuch, in welches alle Besehle und Aufträge der Reihe nache- Oerndar.

einzutragen und je hinter den einzelnen Einträcen die Zeitpunkte der Aus- e beir
führung der empfangenen Befehle und Austräge kurz, z. B. mit den Worten lichen Thätig-
ausgeführt den 18.Juni 85", zu vermerken sind. Dieses Befehlbuch wird keiuka
auf Verlangen der Vorgesetzten zur Revision vorgelegt oder eingeschickt; i
ein Steckbriefbuch, worin der Gendarm alle ihm bekannt werdenden
Signalements unter polizeilicher Aufsicht stehender oder obrigkeitlich verfolgter
oder verdächtiger Personen des Fürstenthums, der andern deutschen Bundes-
staaten und der diesen benachbarten bänder, aus entfernteren Gegenden aber
nur dann, wenn die bektreffenden Individuen besonderes polizeiliches Interesse
erregen oder die Vigilanz auf sie von der Behörde besonders aufgetragen
ist, sowie die Vehörde, an welche dieselben abzuliefern sind, kurz aber be-

sünt notirt;in Tage- und Anzeigebuch (Rapportbuch), in welchem nach dem vorge-
(riebenen Schema die gemachten Anzeigen einguschreiben sind und außerdem
täglich auumerten ist, welche Ortschaften der Gendarm besucht, wo er über-
nachtet hat, welche Gasthöfe oder besonders verdächtige Häuser und Orte von
ihm visikirt sind, welche für das dienstliche Interesse in Frage kommende

1%



Beobachtungen er dabei und souft bei seinen Begehungen des Stiatignsberzirkes gemacht oder wie er sonst seine Thätigkeit zu äußern gehabt hat.
Am Schlusse jeden Monats hat der Gendarm das Rapporkbuch, in

welchem auch angemerkt und von den betreffenden Dienftstellen bescheinigt
sein muß, ob und inwieweit die gemachten Anzeigen durch strafbehördliche
Verfügungen Erledigung gefunden haben oder nicht, dem Landrathsamte
zur Visitirung, alödann aber auch dem Gendarmerie-Wachtmeister zur
Durchsicht vorzulegen.

Dienstanweisung
für den mit Führung der Fürstlichen Gendarmerie beauftragten Wachtmeister.

.1

Der Wachtmeister hat die Aufgabe
a. der militärische Führer der Gendarmerie zu sein,
b. die Dienstleistungen der sämmtlichen Mitglieder der Gendarmerie unaus-

gesetzt zu überwachen,
. das Verhalten derselben disciplinarisch zu beaufsichtigen und dabei
d. die polizeiliche Aussicht im ganzen Fürstenthume in äbnlicher Weise zu be-

sorgen, wie dieselbe den einzelnen Gendarmen zunächst rücksichtlich ihrer

Stationsbezirke nach Maßgabe * Dienstamweisung obliegt.
Um die erforderliche Controle überdieFoihernr, der Gendarmen auszuüben,

hat er die Stationsorte der einzelnen Gendarmen so oftalsmöglich, mindestens abermonatlich einmal zu besuchen, das Befehlbuch und das t und Anzeigebuch der Ein-
zelnen sich vorlegen zu lassen, sie über die Erledigung der ihnen gewordenen Aufträge zu

befragen und ibnen, falls hierbei Zweifel oder Schwierigkeiten 60 heraubgeslellt haben,oder sonst nöthigenfalls mit Rath und Anweisung zur Hand zuanz besonders hat er dieß den im Probedienft stegesden Cnndormen gegenüber
zu thun, dieselben auch darüber zu befragen, was sie aus Aulaß der in dem Tagebuche
notirten Wahrnehmungen weiter vorzunehmen gedenken und ihnen in Rücksicht hierauf
sachgemäße Anleitung zu geben, sich überhaupt der Unterweisung der Anfänger im Gen-
darmeriedienste in Betreff ihrer Obliegenheiten und ihrer Ausbildung mit allem Eifer
zu widmen.

Der Wachtmeister hat ferner die von den Gendarmen bei ihm einzureichenden
Rapporle sorgfältig zu prüfen und danach an Fürstliches Landrathsamt abzureichen. Er-
geben sich aus den Rapporten Mängel oder Dienstvernachlässigungen, welche eine soforlige
Abstellung erheischen, so ordnet er die vorläufige Abhülfe selbst an. Im Uebrigen
stellt er bezügliche Anträge bei Fürstlichem Landrathsamte.

An Rapporltagen hat der Wachtmeister von Zeit zu Zeit den Gendarmen die
für den polizeilichen Aussichtsdienst bestehenden Verordnungen, Vorschriften und Dienst-
anweisungen beziebentlich unter Erläuterung derselben einzuschärfen, auf neue Be-



61

stimmungen unter sachgemäßer Erklärung hinzuweisen, auf wichtigere Milkheilungen des
Polizei-Anzeigers und anderer Fachblätter aufmerksam zu machen und überhaupt dahin
zu wirken, daß im inneren Dienste der Gendarmerie eine rege Thätigkeit obwalte und
zugleich in den Beziehungen zu den nachbarlichen Polizeistellen ein mit diesen überein-
stimmendes Handeln der durch die Gendarmerie gehandhablen Polizei hervortrete.

8. 3.
Behuss Beaufsichtigung des Verhaltens der Gendarmen hat der Wachtmeister bei

seinen Inspectionsreisen durch die einzelnen Stationsbezirke über die Erfüllung der für
die Gendarmen bestehenden Dicustobliegenheiten Seiten derselben bei den Behörden und
namentlich auch den Gemeindevorständen der Landorte Erkundigung einzuziehen, das dienst-
liche und außerdienstliche Verhalten der Gendarmen geeignelen Falls auch durch Nach-
fragen bei zuverlässigen Privatpersonen zu prüfen, die #lsorustäck, Waffen und sonstigeim Dienst gebrauchte Inventarienstücke zu revidiren, sich auch über die häuslichen Ver-
hällnisse und Einrichtungen der Gendarmen zu unterrichten, namentlich aber mit Sorg-
solt darüber zu wachen, daß Niemand durch unzukömmliche Einmischung der Gendarmen
in Privatverhältnisse oder durch ungerechtfertigte Maßregeln derselben belästigt werde.

Bei ihm angebrachte Beschwerden über das dienstliche oder außerdienstliche Ver-

halten der Gendarmen hat er — und nach der im Dringlichkeitsfalle vor-läufig vorgenommenen Erörterung an das Fürstliche Landrathsamt abzugeben.
Ueber das Ergebniß der von ihm in Betreff der dienstlichen und außerdienstlichen

Führung der Gendarmen veranstalteten Erkundigungen und Ermittelungen, wie über-
haupt über die auf seinen Inspectionsreisen in dienstlicher Beziehung gemachten Wahr-
nehmungen hat er dem Fürstlichen Landrathsamte eingehenden Bericht zu erstatten.

Kommen dem Wachtmeister Fälle übertriebener Anforderungen oder unziemlicher
Behandlung der Gendarmen Seiten einzelner Beamten, beziehentlich ungenügender Unter-
stübung derselben Betreffs polizeilicher Dienstverrichtungen Seitens der Gemeindevorstände
zur Kenntniß, so hat er dem Fürstlichen Landrathsamt Anzeige davon zu machen.

. 4.

In den nur eine mäßige Ahndung erfordernden Fällen der Ueberschreitung oder
Nichtbeachtung bestehender Dienstvorschristen und in denjenigen Fällen, in welchen ein
Gendarm den dem Wachtmeister geschuldeten Gehorsam oder Respekt im Einzelfalle so
verletzt, daß eine alsbaldige Ahndung angemessen erscheint, ist der Wachtmeister befugt,
selbst Warnungen, Verweise, Geldstrafen von 1 bis zu 3 Mark, oder auch Freiheitsstrafen
(Arrest) bio zu 24 Stunden gegen die betreffenden Gendarmen in Anwendung zu bringen.

ie elwa von ihm ausgegangenen diseiplinarischen Verfügungen hat der Wacht-
meister stets zur Kenntniß der vorgeseten Dienstbehörde zu bringen und dieser gegenüber
durch Angabe der maßgebend gewesenen Umstände zu begründen.

In allen erheblicheren Fällen derDienstvernachlässigung oder der sonstigen Dienst-
pflichtverletung Seitens eines Gendarmen hat derWachtmeister jedoch wegen der Ve-
safung des Schuldigen resp. deren Herbeiführung an das Fürstliche Landrathsamt zuerichten.



. 5.

Gesuche um Urlaub für sich selbst hat der Wachtmeister an Fürstliches Landraths=
amt zu richten, welches sie an Fürstliche Landesregierung mit Acußerung abgiebt.

Urlaub an die Gendarmen bis zu 24 Stunden ertheilt der Wachtmeister unter
sofortiger Meldung davon an das Fürstliche Landrathsaml.

ie an ihn gerichteten Gesuche der Gendarmen um längeren Urlaub giebt er an
dasselbe mit Aeußerung ab.

S. 6
Wie der Wachimeister besonders dazu berufen ist, schwierigere Aufträge, die im

Polizeidienste innerhalb oder außerhalb des Fürstenkhums zu vollziehen sind, beziehentlich
unter Zuhülfenahme einzelner Gendarmen, zur Aueführung zu bringen, so hat er in den
ZFällen, in welchen die öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit in um änglicherer Weise
durch Auflauf, Zusammenrottung, Landfriedensbruch oder andere von Mehreren in Ge-
meinschaft mit offener Gewalt wider Personen oder Sachen oder mit Widerstandbehen
die öffentliche Autorität unternommene Handlungen bedroht oder gestört wird, dievr
liegenheit, an der Spitze einer Mehrzahl von ihm dazu zusammenzurufender Gendarmen
mit Aufbietung aller Kräste und ohne Rücksicht auf persönliche Gefahr für Abwehr der
Ruhe= und Friedensstörer sowie für die Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung und
Sicherheit zu sorgen.

Namentlich mit Rücksicht auf solche Fälle liegt ihm eine Einübung der Gendarmerie
zum gemeinsamen Zusammenwirken nach dem Muster militärischer Regeln unter Befolgung
besonderer ihm in diesem Betreffe zu ertheilender Iustruktionen ob.

S. 7.
In allen den Fällen, in welchen es einer besonderen Anweisung für die Gestaltung

der vom Wachtmeister beziehentlich den Mitgliedern der Gendarmerie unter seiner Leitung
zu emtwvickelnden dienstlichen Thätigkeit bedarf, hat er die Instruklion des Fürstlichen Land-
rathsamtes einzuholen.



Gesebsammlung
das Fürstenthum euß Aelterer Linie.

(Ausgegeen amM u iss2
18. Neglerungs- Verordnung vom 1. Eeptenber 1882,

einen Nachtrag zu der Regierungs-Verordnung vom 10. November 1871
bezüglich des wegen polizeilicher Beaufsichtigung der Baue zu beobachtenden

Verfahrens betreffend.
Mit Höchster Genehmigung Lerenissimi wird auf Grund von §. 14 des Gesetzes

vom 10. November 1871, das wegen polizeilicher Beanssichtigung der Baue zu beobachtende
Verfahren betreffend, Vehufs weilerer Ausführung eben dieses Gesetzes, nachdem sich ein-
zelne Bestimmungen der Regierungs-Verordnung vom 10. November 1871 als unzu-
reichend für diesen Zweck erwiesen haben, verordnet, was folgt:

Die Vorschriften in §. 16 der Regierungs-Verordnung vom 10. November 1871
werden durch nachstehende Bestimmungen ergänz:

Die Gebäude für alle mit starler Kohlenfeuerung arbeitenden gewerblichen
Betriebostätten müssen eine solche örtliche Ausstellung und zugleich in Betreff
ihrer Fenerungs= und NRauchabführungsanlagen eine solche Einrichtung er-
halten, welche nach dem pflichtmäßigen, auf sachverständiges Gutachten zu
begründenden Dakürhalten der zuständigen Baupolizeibehörde geeignet ist,
durch Rauch und Ruß verursachte Schäden und Belästigungen der Umwohner=

schaft zunächst in Ansehung der menschlichen Gesundheit, sodann aber auch
rücksichtlich ihrer Wohnungseinrichtungen und Wohngebände, insoweit auszu-
schließen, als dies nach den vorhandenen und amwendbaren Hülfsmitteln der

id und nach den in Betracht kommenden örtlichen Verhältnissen thunlicherscheint.
. Soll eine zu errichtende Induslrieanlage mit Dampfkesselbetrieb versehen

werden, so muß der für die bezüglichen Baulichkeiten zu bestimmende Platz
nach dem pflichtmäßigen, auf dem Gutachten Sachverständiger beruhenden
Ermessen der zuständigen Banpolizeibehörde so gelegen sein, daß bei gleich-
zeitiger Inbetrachtnahme der für die Aufstellung des Kessels getroffenen Ein-
richtungen die aus einer etwaigen Kesselexplosion für Leben und Gesundheit
auf anderen Grundstücken wohnender Menschen und deren Eigenthum sich

10
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ergebende Gefahr insoweit, als dieß nach den örtlichen Verhällnissen möglich
ist, vermieden wird.

3. Weiter sind zu thunlicher Abwendung der durch Rauch und Ruß für Baum-

kulturensthenden Schäden die nacsstehenden Vorschriften zu beobachten:A.

r

Handelt es sich um die Errichtung von Feldziegelöfen oder ähnlichen“ ohne geschlossene Feuerung, so muß, falls Steinkohlen oder
Braunkohlen zum Bekriebe angewandt werden sollen, beziehentlich khat-
sächlich angewandt werden, der Abstand der betreffenden Anlage von
dem nächsten zur Baumkultur benützten Grundstücke, welches dem Bau-
unternehmer dem Eigenthume und Besitze noch fremd ist, mindeslens
150 m, bei Anwendung von Torffeuerung mindestens 75 m betragen.

 Ziegel- oder Kalköfen, sowie ähnliche zum Brennen von Thon., Stein-
gut= oder dergleichen Fabrikaten bestimmte Anlagen mit geschlossenen
Feuerungen guter Construction, welche unter Anwendung von Stein-
kohlen oder Vraunkohlen als Brennmaterial betrieben werden sollen
und einen Schornstein von angemessener Höhe haben, müssen bei ihrer
Anlage einen Abstand von mindestens 120 m von fremden Baum-
kulturgrundstücken erhalten. Das Gleiche gilt von Metlallgießereien
ohne Dampfkesselbetrieb. Bei Mwendung von Torffeuerung können

-Abstände zugelassen wer
c.

—

H

ei Errichtung solcher uhe die zum Vetriebe der Brauerei,
Brennerei, Malzfabrikation, Bäckerei, Färberci, Schmiederei oder an-
derer mit Stein= oder Vraunkohlenfeuerung in geschlossenen Feuerungs-
anlagen bekriebener Gewerbe dienen, muß — immer vorausgesetzt, daß
Dampfkesselbetrieb dabei nicht angewendet wird, — bei angemessener
Höhe des Schornsteins und guter Construction der Feuerungsanlage
ein Abstand von mindestens 75 m von Grundstücken der obenbezeichne-
ten Art innegehallen werden.

Der Abstand von Feuerungsanlagen für Dampfkessel, die für Steit.kohlen- oder Braunkohlenseuerung eingerichtet werden, muß, fallsSchornstein von angemessener Höhe ist und die Kesselfenerung r t
durchaus gute Construktion hat, mindestens 120 m von der Grenze
der nächsten der Baumkultur dienenden Grundslücke bezeichneter Art be-
tragen, gleichviel zu welchem Belriebe die Dampfkesselanlage angewandt
wird. Diese Vorschrift wegen des erforderlichen Abstandes von den
nächsten Baumkulturgrundstücken findet jedoch auf die zur Zeit des Er-
lasses dieser Verordnung bereits bestehenden gewerblichen Anlagen mit
Dampfbetrieb und die damit besetzten Grundstücke auch dann keine An-
wendung, wenn es sich bei denselben um eine Erneuerung, Aenderung

oder Erweiterung der a den Dampfbetrieb bezüglichen Kessel- oder
Feuerungsanlagen handelt.
Bauaulagen, die zurVereilung von Leuchigas, von Koaks oder anderen
die Steinkohle oder Braunkohle technisch ausnützenden Anstalten dienen
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oder theilweis zu solchen Zwecken gebraucht werden sollen, müssen bei
angemessener Höhe der anzuwendenden Schornsteine und guter Con-
struktion der Feuerungsanlagen mindestens 225 m von der Grenze des
nächsten Grundstücks obbezeichneter Art entfernt liegen.Ansgenommen von dieser in Betreff des ceseberlcche Abstands
gegebenen Vorschrift sind solche Anstalten zur Leuchtgasherstellung,
welche für einzelne, durch dieselben mit Leuchtgas zu versehende Fabrik-
anlagen desselben Unternehmers bestimmt sind.

Solche Leuchtgasanstalten unterliegen rücksichtlich des Abstandes
von dem nächsten Baumkulturgrundstücke nur denjenigen Vorschriften,
welche im gleichen Bezuge rücksichtlich des betreffenden Fabriketablissements
selbst zufolge der unter d beziehentlich unter b im Vorstehenden ge-
gebenen Bestimmungen maßgebend
Die im Einzelfalle für angemessen zu erachtende Höhe des zu errichtenden
Schornsteins wird durch die für die Genehmigung des Baues in erster
Instanz zuständige Behörde nach Vernehmung bezüglichen Gutochtens
des von buestucher Regierung angestellten oder sonst bestimmten Bau-
koihiier -estgesebt.Die im Vorstehenden angegebenen Mindestmaße der nothwendigen Ab-
stände der Rohlen, beziehenklich Torsfeuerungen von Baumkulturgrund-
stücken gehen von der Voraussetzung aus, daß ein Gewerbebetrieb von

nicht erheblichem Umfange und ein entsprechend mäßiger Kohlenverbrauch
in dem betreffenden Bekriebe stattfinde und dah diebczugliche Gewerbs-=
anlage als einzelne an der in Frage stehenden Stelle in Aussicht zu
nehmen sei. Falls diese Voraussehungen nach dem der zu errichtenden
Industricanlage zu gebenden baulichen Umfange oder nach anderen Um-
ständen beziehentlich nach der für den Van in Frage stehenden Flur=
gegend als zutreffende nicht erscheinen, so besteht für die in erster In-
stanz entscheidende Vaupolizeibehörde die Veranlassung, einen durch das
Gntachten des zuständigen Technikers zu bestimmenden größeren Ab-
stand von dem nächsten Bommgulturhrundstück zur Vedingung der Zu-
Sietei, der Anlage zu märe bei größeren rurrblichen Belriebsstätten der im Vorstehenden
beregten Art die geplante Construktion der geschlossenen Feuerungsau-
lagen, soweit es sich um solche handelt, den Anforderungen der neueren
Technik nicht entsprechend, namentlich zur thunlichen Rauchverbrennung
nicht oder minder geeignet, — eine Frage, über welche ebenfalls in
erster Instanz das zu vernehmende Gutachten des als zuständig bezeich-
neten Bautechnikers entscheidet —, so ist das bezügliche Projekt ent-
weder schlechthin zurückzuweisen oder eine nach dem Gutachten desselben
Technikers zweckmäßige Verbesserung desselben als Bedingung für die
Zulassung der in„Brage stehenden Anlage aufzustellen. Zugleich ist die
Zulässigkeit der Inbetriebsehung einer neuen brüerungeanlo.. davon



abhängig zu machen, daß dieselbe nach ihrer Vollendung, aber vor dem
Beginne des Betriebs in Rücksicht auf ihre Vorschriftsmäßigkeit und
Tauglichkeit von dem Regierungs-Techniker geprüft und für befriedigend
erklärt werde.

Kommt es in JZällen der unter litt. I. g. k. begeichucten Art zu einem
Rekurse an Fürstliche Landesregierung, so bleibt derselben deshalb die
Einholung des Gutachtens eines anderen Technikers überlassen.
 Vorauosezung für die Anwendbarkeit aller im Vorstehenden gegebenen
Vorschriften ist, daß auf dem dem in Betracht kommenden Bauplatze
am nächsten gelegenen, dem Bauunternehmer fremden Baumkultur-
grundstücke die bezüglichen Baum-Bestände beziehentlich bei Zusammen-
rechnung der in Betracht kommenden Areale einen Flächenraum von

mindestens 3 Hektar, wem Obstbaumpflanzungen in Frage slehen, min-destens 1 Hektar einnehme
 n Unter Vomwntullumnosttchn im Sinne der vorstehenden Bestimm-

ungen werden alle solche Grundslücke verstanden, welche zur Forst- und
Baumobstkultur, zu Baumschulen oder Baumanpflanzungen für andere
Zwecke dienen.

4. Soweit die Ertcchtung der im orstehende bezeichneten Industrie-Anlagennach Maßgabe der 5§. 16 und 24 der Bundesßgewerbeordnung oder nach
sonstigen # einer besonderen Erlaubniß bedürftig ist, hat die
zu deren Ertheilung zuständige Behörde in jedem Falle auch die vorersicht-
lichen Vorschriften bei ihrer Entschließung allenthalben zu beräcklichtigen.
Auch nach **Fm Inbctriebsetzung einer Gewerböanlage von der unter den
Ziffern 1 und za bis mit c im Vorstehenden gedachten Art kann, wenn
sich eine erhebliche Beschädigung oder Belästigung durch die Verbrennungs-
Produkte der Kohlenfeuerung für die Nachbarschaft äußert, die thunliche Be-
seitigung solcher Nachtheile durch näher zu bestimmende Aenderung der Schorn-=
steine, der Feuerungbanlagen oder unter Umständen durch Anwendung au-
deren Brennmaterials von derjenigen Behörde angeordnet werden, welche in
Ansehung der Errichtung derselben Gewerbsanlage die in erster Instanz zustäu-
dige Baupolizeibehörde sein würde, soweit ihr diese Befugniß nicht bereits
nach §. 3 der Regierungs-Verordnung vom 4. Dezember 1871 zusteht.
Die Besiher von Gewerbsanlagen der oben unter I, 2 und3 litt. u Uis
mit e g geichete Art ind verpflichtet, den nach Maßgabe von Ziffer 1,3 litt. und 5 dieser Verordnung erlassenen Verfügungen der 61—
sländigen Sahnete enisprchemde Folge zu geben.

II.

Der erste Satz von F. 29 der Regierungs-Verordnung vom 10. November 1871,
wörtlich lautend:

„Durch die Revision soll festgestellt werden, ob und inwieweit bei Ausführung
des Baues sowohl den allgemeinen und beziehentlich örklichen baupolizeilichen

—

S
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—.
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Vorschriften, als auch den bei Genehmigung des fraglichen Baues etwa ge-
stellten besonderen Bedingungen genügt worden ist, sowie ob überhaupt der
Bau dem genehmigten Risse allenthalben entspricht und gesezten Falles, was
in der einen oder anderen Hinsicht elma noch zu geschehen hat oder anders
herzustellen ist“

wird aufgehoben. Die darin enthaltenen Bestimmungen werden durch die folgenden
ersetzt:

Durch die Mvifo soll festgeslellt werden zunächst, ob der betreffende Bauwirklich vollendet sei, sodann, ob undinwieweit bei Ausführung des Bauessowohl den ullgemeinen und beziehentlich bnnchen baupolizeilichen Vorschriften,
als auch den bei Genehmigung des fraglichen Baues elwa gestellten besonderen
Bedingungen genügt worden ist, sowie ob überhaupt der Bau dem genehmigenRisse allenthalben entspricht, und, je nach Verschiedenheit des Falles, was in
der einen oder anderen Hinsicht etwa noch zu geschehen hat oder anders her-
zustellen ist.

Der §. 37 der Regierungs-Verordnung vom 10. November 1871 ist aufgehoben.

An die Sille desselben treten Behufs einer vollständigeren Regelung des in demFalle von Abs. 2 des F. 14 des Gesetzes vom 10. November 1871 einzuhaltenden Ver-
fahrens die nachersichtlichen Vorschristen unter einem neuen

6n
Beziehen sich Anträge auf Gerschnühen von Anlagen der in §§.1

der E — hedachten Art auf städtische Gemeindebezirke, so #n bant
Anträge vom Landesausschusse alsbald und unter Beifügung eines Exemplars des einge-

reichten —.—— dem betreffenden Gemeindevorstand in Abschrift mitzulheilen.fzGemeindevorstandhat den Situationsplan innerhalb 14 Tagen an den Landes-zuschuhd Mrichzusteuen und in gleicher Frist einen etwa in Betracht kommenden geneh-
migten oder zu oberbehördlicher Genehmigung unterbreiteten Bebauungsplan, sowie die
in Vetreff eines solchen etwa ergangenen Akten unter Hinweis auf die vorzugsweise im
Fragesall beachtlichen Stellen in den legteren beziehentlich in einem etwaigen oberbehörd-
lichen Guchmigunge Reskripte an den Landesausschuß gelangen zu lassen.

Das Gleiche bat mit den elwaigen besonderen an die städtische Polizeibehörde er-
lassenen Vorschriften zu beschehen, welche sich auf örtliche Wasserhochfluthverhältnisse be-

ziehen 4 aus Anlaß derselben in baupolizeilicher Hinsicht gegeben sind.derselben 14tägigen Grist sind vom Gemeindevorstande alle in Hinsicht auf
den die errichtende Anlage betreffenden Genchmigungs-Antrag zu machenden Bemerk-
ungen schriftlich an den Landesausschuß abgureichen.

In diesen Bemerkungen sind namentlich diejenigen ekwaigen Bedenken deutlich
auszudrücken, welche nach Ansicht des Gemeindevorstandes gegen die Errichtung der in
Frage stehenden Anlage im Gemeindebezirk überhaupt beziehenklich an der derselben nach
dem Willen des Antragstellers zu gebenden Stelle vom sicherheits-, gesundheits= oder
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einem allgemeinen polizeilichen Gesichtspunkte beziehentlich nach Maßgabe eines einschlägigen
Bebauungsplanes sprechen.

2.

Wenn es sich um Errichtung von Anlagen der in F. 16 der Bundesgewerbe-
Ordnung bezeichneten Art handelt, hat der Landesausschuß nicht nur über die der
Betriebsstätte zu gebende örtliche Lage mit sorgfältiger Berücksichtigung der für die
Bewohner benachbarter Grundstücke nach der Art des Betriebes möglichen Nachtheile,
Gesahren und Belästigungen, sondern auch über die Beschaffenheit der zur Betriebs-
stätte bestimmten oder dazu mit zu benützenden Gebäude unter gleichmäßiger Rücksicht auf
die für die Besitzer der Betriebsstätte selbst und die darin aufhältlichen Gehülfen, Arbeiter
und sonstigen Personen aus der Art und Bestimmung der Anlage sich ergebenden Ge-
*r * Nachtheile — unbeschadet der ihm sonst nach Maßgabe der Vorschriften in

s 18 der Bundesgewerbeordnung und 5. 14 des Laudesgesetzes vom 10. Nov.
75 1 achenon einschlägigen Befugnisse — die baupolizeiliche Entscheidung zu treffen.

Dieselbe hat sich auch auf die Einrichtung derjenigen Baulichkeiten zu erstrecken,
welche, obschon zur Betriebsstätte selbst nicht gehörig, sich doch in einem Gebäude mit
derselben befinden oder mit dem betreffenden Gebäude in unmittelbarem Zusammenhange

ehen.sieh 8.

Handelt es sich um die Errichtung eines mit Dampfkesselanlage verbundenen In-
dustrie-Etablissements, so hat der Landesausschuß neben den Befugnissen, welche ihm in
Bezug auf Tauglichkeit des Dampfkessels, der dazu gehörigen Feuerungs-- und Rauchab-
führungs-Anlagen, sowie der Ummauerung des ersteren nach Inhalt der Regierungo-Ver-
ordnung vom 4. Dezember 1871 zukommen, auch die Zuständigkeit zur bau= und feuer-
polizeilichen Prüfung des Planes der Gebäude, innerhalb deren der Dampfkessel und die
bezügliche Feuerung angebracht ist, sowie derjenigen Gebäude, in welchen der gewerbliche
Betrieb stattfindet, für dessen Zweck die Damdesetantegl besteht, und zur Emtscheidung
über die gesammte Construktion dieser Gebände. Bei dieser Hüsung. und Entscheidungsind zugleich diejenigen baulichen erichteng welche im Interesse der Sicherheit und
Gesundheit der in der betreffenden Industrie-Anlage zu beschäftigenden Gehülsfen und Ar-
beiter nothwendig erscheinen, sorgsam mit in Betracht zu ziehen.

Wenn zu einer eingehenden Beurtheilung der unter Ziffer 2, sowie der unter 3
gedachten, nicht minder der in Absah 1 von 8. 23 der Bundesgewerbeordnung bezeich-
geten Anlagen außer dem Sitnationsplane und den vorschriftsmäßigen Baurissen noch
andere Zeichnungen und Beschreibungen vom Landegausschusse für erforderlich geachtet
werden, so sind auch diese vom Gesuchsteller beizubringen.

Handelt es sich um die Errichtung von Wasserstauwerken in einem slädtischen
Gemeindebezirke, so sind außer dem resp. Situationsplane die Baurisse und etwaigen
sonstigen Zeichnungen dem Gemeindevorstande als Grundlage der nach der Vorschrift
unter Ziffer 1 abzugebenden Erklärung zuguferligen.
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5.

Die baupolizeiliche Beurtheilung der vorslehends unter 2, 3 und 4 bezeichneten
Anlagen soll jedoch vom Landesausschusse nur nach Maßgabe der für das Hürslenthum
allgemein gültigen baupolizeilichen Vorschristen und Grundsätze sowie eines auf das im
Einzelfalle in Frage kommende Arcal etwa bezüglichen Bebanungoplanes erfolgen.

6.
Wenn für den Ort, in defsen Gemeindebezirke die in Frage stehende Anlage er-

richtel werden soll, eine Lofalbauordnung in Geltung ist, so soll die Prüfung des bezüg-
lichen Bauplanes, insoweit derselbe nach den Vorschriften unter 2 und 3 der Cntscheidung
des Landesausschusses überhaupt unterliegt, vom Gesichtspunkte der nach der Lokalbau-
ordnung beziehentlich mit Rücksicht auf einen etwa einschlägigen Bebauungsplan bestehen-
den und anwendbaren banpolizeilichen Bestimmungen Seiten der örtlich zuständigen Bau-
polizeibehörde nach der erfolgten Genehmigung des Projektes durch den Landesausschuß
vorbehalten bleiben. Es ist zu dem Ende die Entscheidung des letzteren der lokalen Bau-
polizeibehörde unter Mittheilung der eingereichten Baurisse und des bezüglichen Situations-
planes zur weileren competenzmäßigen Verfügung unverweilt zuzustellen, der die Bauge-

nehmigung Nachsuchende hiervon aber u zu unterrichten.
Die Einhaltung der vom Laudedarcschusse bei der baupolizeilichen Genehmigung

eines nach den Bestimmungen unter Ziffer 2, 3, 4 und 5sich beurtheilenden Baucs ge-
stellten Bedingungen ist vom Vorsihenden desLandezausschusses, die Einhaltung der nach
der Vorschrist unter Ziffer6von der lokalen Baupolizeibehorde beim bezüglichen Bau-
consense festgestellten Bedingungen von der zuständigen örklichen Baupolizeibehörde zu

Dienach F. 7 des Gesetzes vom 10. November 1871 erforderliche Anzeige des
Bauunternehmers betreffs der Bauvollendung ist daher in den unter Ziffer 6 bezeichneten
Fällen bei Vermeidung der in S. 9 des cilirten Gesetzes bestimmten Strafe an beide
Behörden zu richten.

Beide Behörden haben nach Erfolg dieser Anzeige die nach F. 27 der Regierungs-
Verordnung vom 10. November 1871 erforderliche Zufertigung der betreffenden Bau-
acten an den Laudesbaubeamten zu bewirken

Verspätet sich in einem Falle, in jaechem der Landesausschuß und die örtliche
Baupolizeibehörde nach den Varschrisie unter 2, 3 und 6 nach einander thätig waren,
die Mittheilung der einen Behörde um mehr als 2 Tage nach Eingang derjenigen der
andern Behörde, so ist die Zufertigung der ausbleibenden Acten bei der betreffenden Be-
hörde vom Landesbaubeamten zu bekreiben.

Der Landesbaubeamte hat in Fällen Pweahte Art die baupolizeilichen Vorschriften
beider in jenen Fällen thätig gewesenen Behörden bei der Revision des besagten Baucs
lorgfältig zu berücksichtigen, das aufgenommene und vollzogene Revisionsprotokoll aber,
soweit es die Bauconsens-Bedingungen der Lokalbaupolizeibehörde betrifft, dieser in einer
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alsbald herzustellenden und zu beglaubigenden Copie, die Urschrift dem Vorsitzenden des
Landesausschusses zuzufertigen.

9.

Diein §. 30 der Regierungsverordnung vom 10. November 1871 dem Bau-

unernchner zur Pflicht gemachte Anzeige ist in den nach den Bestimmungen unter 2, 3* 6 zu beurtheilenden Fällen und zwar bei Vermeidung der in 31 dnn angedrohten Strafe an beide als. Baupolizeibehörde thätig F.oe
Stellen zu richten.

10.

Die in der Befolgung der nach §F. 30 der Regierungsverordnung vom 10. November
1871 und in Gemähheil der vorersichklichen Vorschriften erlassenen baupolizeilichen Ver-
sügungen säumigen Bauunternehmer werden zur Auefübrung der gegebenen Anordnungen
durch die in Verwaltungssachen nach gesetzlicher beziehentlich verordnungsmäßiger Be-
stimmung zuständige Vollstreckungsbehörde angehalten.

Greiz, den 1. September 1682
Furstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum ga# Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 19. 41882.
O. Regierungs-Verordnun vom 2. Septenber 1882,

die an von §. 21 der Regierungs-Verordnung vom 5.September 1879

botreffenend.
Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird im Hinblick auf die mit dem

I. Oktober 1562 in Kraft tretenden Bestimmungen der vom Bundesrathe in seiner
Sitzung vom 16. Juni 1882 beschlossenen Verordnung, betreffend die Einrichtung von
Strafregistern und die wechselseitige Mittheilung der Strafurtheile, hiermit verordnet, was
nalgte

5. 1.
. 21 der Regierungs--Verordnung vom 5. September 1879, einige Aus-

führungsbestimmungen zur Strasprozeßordnung für das Deutsche Reich betreffend, ist auf-
behobe

P. 2.
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1882 in Kraft.
Greiz, den 2. September 1882. " "

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

20. Regi s-Bekanntmach vom 4. September 1882,

Bestimmungen zur Erläuterung der Verordnung des Bundesraths vom
16. Juni 1882 über die Einrichtung von Strafregistern und die wechsel-

seitige Mittheilung der Strafurtheile undbepigliche Anweisungen betreffend.
Zur Ausführung der Verordnung des Bundesrathes vom 16. Juni l. J.,treffend die Einrichtung von Strafregistern und die wechselseitige Mittheilung krR* *

urtheile (Centralblatt für das Deutsche ReichS.309), werden
11
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A.

die nachsiehenden im Einverständnisse mit den übrigen an der Thüringer Oberlandes-

gerichtegemeinschaft betheiligten hohen Siaatsregierungen beschlossenen Vorschriften, welchedurch entsprechenden Erlaß von deren Seite gleichmäßig für die bezüglichen ordentlichenJustizbehörden vr berlondesgerchisbeguls in Geltung treten werden, zur Nachachtung
Seiten der betreffenden IJustizbehörden des Fürstenthums hiermit bekannt gemacht:

I. Allgemeine Vestimmungen.
1. Nach den bestehenden Einrichtungen fehlt es für die Bestrafungen der Per-

sonen, welche ihren Aufenthaltsort wechseln, an einer Sammelstelle und es wird daher,
wenn die Vorslrasen einer Person festgestellt werden müssen, nicht selten nöthig, Auskunft
von verschiedenen Behörden einzuholen. Die Verordnung des Bundesraths beabsichtigt,

e solche Sammelstelle bei der Behörde des Geburtsorts zu schaffen, weil nur der Ge-
huchzort unveränderlich bleibt, während der Wohnort und der Aufenthaltsort dem Wechsel
unterliegen.

Um diesen an sich einfachen Gedanken nutzbar zu machen, ist es erforderlich, den
Geburtsort mit Sicherheit zu ermilteln. Denn giebt der Verurthrilte seinen Geburtsort
falsch an und bleiben seine # ungeprüft, so wird im Falle späterer st dieBehörde des wahren Geburtsortes der Wahrheit zuwider ein Negativaltest ausstelle

Mit Nücksicht gierauf l für die Zukunft in Aussicht genommen, die ngaben
der Verurtheilten durch die Strafregisterbehörde auf Grund der Geburtsregister prüfen
und die Strafvermerke nur dann in das Strafregister aufnehmen zu lassen, wenn jene
Angaben für richtig befunden sind.

Eine solche Prüfung ist aber auf viele Jahre hinaus nicht ohne große Weite-
rungen ausführbar, und es bleiben deshalb zur Zeit die Anordnungen darüber, in welcher

Weise I#„ später zu erfolgen haben wird, noch vorbehalten.
Die Feststellung der persönlichen Verhältnisse des BVeschuldigten, namentlich die

crmitrn seines Geburtstagesund Geburtsortes, gewinnt bei der neuen Einrichtung
eine erhöhte Vedeutung. Die betheiligten Behörden müssen daher darauf bedacht sein,
schon bei dem Beginn des Strafverfahrens und jedenfalls bei der ersten Vernehmung des
Veschuldigten vollständige und sichere Angaben hierüber zu gewinnen und die eingezogenen

Nachrichten, soweit nöthig, im weiteren Laufe des Verfahrens zu prüfen, zu berichtigenund zu ergänzen
3. Haneet es sich um eine Zuwiderhandlung, bezüglich welcher im Falle der Ver-

urtheilung eine Strafnachricht zu ertheilen ist (§. 2), so muß, sobald ols thunlich, von
der Staatsanwaltschaft oder * Gericht die Registerbehörde des Geburksortes um Aus-
kunft ersucht wrden (F. 17). Da auch bei sorgfältiger Beachtung der im §. er

Verordnung ertheilten Vorschriften die Strafregister vorläufig noch unvollständig bleiben
werden, so wird bis auf Weiteres ein gleiches Ersuchen an dieRegisterbehörde des frühe-
ren oder des letzten Aufenkhaltsorts zu richten sein, falls dieser Autenthaltsort in Deutsch-
land belegen ist.



78

II. Die Thätigkeit der Strafvollstreckungsbehörd
. Alle zum Zweck der Registrirung erforderlichen Mittheilungen * ordentlichen

Gerichie und Staatsanwaltschaften erfolgen durch die Strafvollstreckungsbehörden (die
Staatsanwaltschaften bei den Laudgerichten bezw. die Amtsrichter).

Die Strafnachrichten sind von dem Bureaubeamten oder Gerichlsschreiber, sobald
das Urtheil oder der Strafbesehl rechtskräftig geworden ist, anzufertigen, gegenzuzeichnen
und zur Prüfung und Unterschrift vorzulegen.

Inhalt der Strafnachrichten muß mit den Akten genau übereinstimmen.
5. Bei der großen Mehrzahl der Verurtheilten werden die Angaben derselben

über ihren Geburtsort entweder überhaupt keinen Anlaß zu Zweifseln bieten oder durch
die Aussagen der in der Sache vernommenen Zeugen, durch die Einsicht von Legitimations-
papieren, Zeugnissen der Civil= und Militärbehörden oder durch andere Beweiemittel
zweifelsfrei festgestellt werden können. Ist dies nicht der Fall, jedoch genügender Anhalt
vorhanden, einen bestimmten in Deutschland belegenen Ort in die Strafnachricht aufzu-
nehmen, so ist die Strafnachricht nicht nur der Registerbehörde des in die Strafnachricht
aufgenommenen Geburteortes, sondern auch der des gewöhnlichen — oder mangels eines
solchen des lehten — Aufenthaltsortes zu übersenden (F. 9). Wenn der Strafvollstreckungs-
behörde nicht zuverlässig bekannt ist, zu welcher Registerbehörde der Geburtsort gehört, und
deshalb eine Rücksendung der Strafnachricht besorgt wird (No. 15 bis 17), so ist die
Anfertigung der Strafnachricht für die Registerbehörde des Aufenthaltsorts bie zu dem Zeit-

punkte auszusehen, bis zu welchem jene Rücksendung nach dem gewöhnlichen Gelchästegengeersolgt sein müßte. Sollten gleichwohl Fälle vorkommen, in welchen der im F. 9 Absay2
der Verordnung bezeichuete Vermerk der Berichtigung bedarf, so sind den betheiligten Re-
gisterbehörden nachträglich die hierzu erforderlichen Mittheilungen zu machen.

z. Die Registerbehörde wird nach den 59. 1 und 7 der Verordnung nicht durch
die Staatsangehörigkeit, sondern lediglich durch den Geburtsort bestimmt. Wenn einer
ausländischen Regierung die Verurtheilung eines ihrer Staatsangehörigen durch Ver-
mittelung. des Herrn Reichokanzlero mitzutheilen ist, so darf gleichwohl die Uebersendung
einer Strafnachricht an das Reichs-Justizamt beziehungsweise (sofern nämlich der Geburts-
ort des Verurtheilten in Deutschland belegen ist) an die Registerbehörde des Geburtsorts

nicht unterlasen werden (§§. 7 und oBestimmungen in F. 10 sind getroffen, um auf die Vollständigkeit derRegister /Niidel und den uuninn- ihrer vollen Wirksamkeit zu beschleunigen. Ihre
Befolgung isl daher von besonderer Wichtigkeit. Einer Strafnachricht für jedes einzelne
vor dem Inkrafttreten der Verordnung ergangene Urtheil bedarf es jedoch hierbei nicht,
vielmehr genügt es, wenn ein Formular benut wird und die Auszüge aus den keshenurtheilen auf dessen Rückseite vermerkt werden. In solchen Fällen ist in die Spalte
der Strafnachricht ein Vermerk aufzunehmen, wescher auf die Rückseite verweist.

8. Strafnachrichten sind auch über diejenigen Verurtheilungen zu ertheilen, welche
in dem Verfahren auf erhobene Privatklagen ergehen, wenn die Staatsanwaltschaft die

Verfolgung übernommen hat (§. 417 Abs. 2 und 3 der Strasprozeßordnung).ie Negister werden nur diejenigen Nachrichten aufgenommen, welchein der
Voroodndio e iiermrbile he oder in den Erlassen der Landeojustizverwaltung brihe sind.
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embigu und vorläufige Entlassungen, sowie Urtheile, welche auf Grund
des §. 56 des Strafgesepbuchs ergangen sind, werden daher nicht zur Keunniniß der

Meoisterbehörd gebraadr Bei der Ausfüllung des Formulars 4 sind folgende Bemerkungen zu beachten:
0 Stte 6. Auch der Stand des Valers ist anzugeben, wenn er bekannt ist.
Zu Spalte 10. Bei häufig vorkommenden Familiennamen ist nach Ablauf einiger

Zeil die Wr der Identilät des Beschuldigten mit dem früherVerurtheilten oft
mit Schwierigkeiten verknüpft. Es empfieblt sich deshalb, wenn der Wohnort eine größere
Stadt ist, auch die letzte Wohnung des Verurtheilten nach Straße und Hausnummer
anzugeben.

Zu Spalte 12. Daige Spaltegi oasgelwäßig, nur von der Behörde zubenuhen,welche die Strafnachricht ertheilt (G.9 2 und §F. 11 der Verordnn ;und 11 dieser Auofühmmngsvorfchrifo 14 Bemerkungen sind, um eine Uh, fün
zu vermeiden, der Zahl und dem Umfange nach möglichst zu beschränken. Ein Signalc-

ment ist nit ausgunehmen- e Angabe besonderer Kennzeichen ist zulässig-Zu Spalte 13. 5 ist, wenn die Verurtheilung in höherer Instanz ausge-sprochen wird, rich Mobrtch neben dem verurtheilenden Gerichte auch noch das Gericht
ersler Instanz aufzuführen. Dasselbe ist aus der Bezeichnung der mittheilenden Behörde

zu erleben Für verheirathete oder verwittwete Frauen wird regelmähig nur eine Straf-
nachricht tur el und zwar auf den ursprünglichen Familiennamen (Geburksnamen), welchem
jedoch der Name des Mannes beizufügen ist (z. B. Emilie Frank, Ehefrau des Korb-
machers Müller). In besonderen Fällen kann es rathsam sein, eine zweike Strafnachricht
auf den durch die Verheirathung erlangten Namen anzufertigen (z. B. Wittwe Marie
Erwinski angeblich geborene Zach). In solchen ZFällen ist hierüber auf jedem Exemplare
eine Bemerkung zu machen.

III. Die Geschäfte der Registerbehörde.

12. Zur Registerbehörde wird die Staatsanwaltschaft bei dem Landgerichte besiellt.
Der Bürcaubeamte hat nach ihren Weisungen die Register zu führen und die damit ver-
bundenen Bürcaugeschäfte zu erledigen.

Die Aussicht über die Registerbehörde führt unter Leitung der Landesjuslizverwaltung
der Oberstaatsanwalt.

13. Die Strafnachrichten werden in einem Schranke aufbewahrt, derselbe wird
in dem Zimmer ausgestellt, welches dem Registerführer zur Erledigung seiner Dienstgeschäfte
angewiesen ist. Der Schrank muß die zur ordnungsmäßigen Aufbewahrung der Straf-
nachrichten erforderliche Anzahl viereckiger Fächer enkhalten, die Größe der Fächer muß
der Größe der Formulare A und B entsprechen. Die Zahl der Fächer darf nicht zu ge-
ring bemessen werden. In ein Fach sind nicht mehr als 350 bis 400 Blätter aufzu-
nehmen. Die Fächer sind nach den Buchstaben des Alphabels, sofern mehrere Fächer für
denselben Buchstaben bestimmt sind, nach Namen oder Anfangssilben von Namen zu
bezeichnen.
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14. Die bei der Regifterbehörde eingehenden Strafnachrichten uud Ersuchen um
Auskunstserkheilung werden von dem Ersten Staatsanwalt (begiehentlich dem einzigen
Staatsanwalte) oder seinem Vertreter mit dem Vermerk des Zeitpunkts des Eingangs
versehen; ihre Eintragung in da- Tagebuch erfolgt nur, wenn dieselbe ausnahmsweise be-sonders angeordnet werden soll15. Die Ssbensen sonie, sind sofort nach ihrem Eingange einer Prüfung zu
unterzichen. Eine Stratnachricht, welche für das Register des Geburtsorts bestimmt ist,
wird, wenn der Geburtsort zu einem anderen Bezirk gehört, an die richtige Registerbe-
hörde abgegeben. Ist diese nicht bekannt, oder ist aus der Strafnachricht ersichtlich, daß
noch ein anderes Exemplar existirt, so erfolgt die Rücksendung an die Strafvollstreckungs-
behörde (cfr. No. 5).

Im Uebrigen sind die Strafnachrichten, so lange ihre Vergleichung mit den Ge-
burtsregistern nicht ausführbar ist, nur zurückzusenden, wenn die Unrichtigkeit ihres In-
halts bekanntist.

16. Bei der Rücksendung an eine Preußische oder eine zum Bezirk des Thüringi-
schen Oberlandesgerichts gehörige Justizbehörde, sowie bei der Abgabe der Strafnachricht
an die richtige Registerbehörde ist der Grund auf der Rückseite kurz zu bemerken, z. B.

„Crölpa gehört zum Landgericht Rudolstadt.
Gera, den 4.,2. 83.

N.
Büreaubeamter,"

In der Regel bedarf es hierbei weder der Mitwirkung des Staatsanwalts noch
einer besonderen Zuschrift. Auch wird es in der Mehrzahl der Zälle genügen, wenn der
Büreaubeamte der Strafpollstreckungsbehörde die zurückerhaltene Strafnachricht mit dem
Vermerk der Kenntnißnahme versehen an die richtige Registerbehörde absendet.

17. Die Rücksendung der Strafnachrichten, welche nicht von einer Preußischen
oder von einer zum Bezirk des Thüringischen Oberlandesgerichts gehörigen Justizbehörde

Prchei sind, erfolgt durch zeieslbsse Schreiben. Dieselben sind von dem Staatsanwalt
bise n Vertreter zu vollziehe18. Die bei der Prüseon, icht beanstandeten Strafnachrichten sind wöche ntlich

in die Regislerfächer 4n wertbeile. Die Niederlegung erfolgt unter strenger Beobachtung
der lerikograpbischen ung.Bei häufig de Namen, deren Schreibweise verschieden ist (z. B. Schulz,
Schulze, Schultz. Schultze), darf auf deren Rechtschreibung kein zu großes Gewicht gelegtwerden. Es wird sich unter Umständen empfehlen, für einen solchen Namen ein brsossfer!o
Fach anzulegen. Bei Durchsicht der darin befindlichen Blälter wird die Nachricht über

die #ruche berson trop abweichender Schreibart leicht gefunden werden.9. Die Vorschrist, daß alle ein un dieselbe Person betreffenden Vermerke in
einem ulsn e zu verwahren sind (8. 15), *#7im sich nur aust Vermerke, in welchen

die Verlen mit demselben Namen begzeichnet ist (§. 11 und No.Ueber die in das Strafregister niedergeleglen und ½ demselben herausge-
gebenen e hat der registerführende Beamte nach dem probeweise ausgefüllten

Formular No. 1 ein Notizbuch zu führen und jährlich abzuschließen. ——
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uchel, wie unter No. 7 nachgelassen iit eine Mittheilung mehrere Urtheilsaus-züge, so ist dei der Eintragung in das NotizbuchdieZahl der Urtheilgauszüge maß-ebend. Wenn beispielsweise eine Person neuerdings blofl wird und auper dieser Be-
strafung fünf Vorbestrafungen mitgetheilt werden, so ist zu notiren, daß sechs Strafnach-
richten niedergelegt sind und fünf davon vorbestraste Personen betreffen.

Von der Registerbehörde sind Eintragungen in die Spalte 12 des Formu=
lars A nur in den ZFällen zu wachen, welche durch die Verordnung (F. 10 No. 2, F. 12)
oder Erlasse der Landesjustizuerwaltung (No. 5) vorgeschrieben sind; dieselben erfolgen
mit rother Tinte.

22. Die Aussonderung der aus dem Register zu entfernenden Vermerke geschieht,
wenn nicht der Fall des 5. 10 der Verordnung vorliegt, bei Gelegenheit der Rlassirung
der niederzulegenden Strafnachrichten. Außerdem ist monatlich ein Fach einer genauen
Durchsicht zu unterziehen. Die aus dem Register entfernten Vermerke sind noch zehn
Jahre gesondert aufzubewahren und demnächst unter amtlicher Aufsicht zu vernichten.

23. Die Registerbehörde hat bis auf Weiteres keine Ermittelungen darüber an-
zustellen, ob die in dem Ersuchen bezeichnete Derson an dem angegebenen Orte geboren

ist — ihren —i gehabt hat..Die S zuge und die Negativatteste werden von dem Büreaubeamten
augekeri und unibh Der Staatsanwalt hat auf ihre vorschriftzwäßzge Form
zu acht enaund hin und wieder die Richtigkeit ihres Inhalts zu prüA Dem Ersuchen einer deutschen Behörde, telegraphisch Antiungt zu erlheilen,

ist W zu entsprechen. Grbören die ersuchende und die ersuchte Behörde ver-schiedenen Bundesstaaten an, so sind die durch die Auskunftörrtheilung entstehenden Tele-

graphengebühoe der ersuchten Behörde zu erstatten.ebrigen dürsen für die Erledigung der Ersuchen deutscher Behörden umAusfunseonr galan Gebühren und Auslagen nicht erhoben werden. Hat die um Aus-
kunft ersuchende Behörde, wie voraussichtlich regelmäßig geschehen wird, das Antworttele-
gramm vorausbezahlt (§. 11 Telegraphenordnung vom 13. August 1880, GCentralblatt
für das Deutsche Reich S. 560), so ist die telegraphische Auskunftsertheilung auf die be-

zahlte Werbakt zu beschränken.6. Der Oberstaatsanwalt hat der Landesjustizverwallung am 1. März jeden
Jahres 4# die Thäligkeit der Strafregisterbehörden seines Bezirko im Vorjahre Bericht

zu erstatten. Dem Berichte ist eine ziffermäßige Darstellung der Ergebnisse nach dem
2.probeweise ausgefüllten FSormular No. 2 beizufügen

IV. Schlußbeslimmungen.

Die für die Sekrctariate der Staatsanwaltschaften bei den andgerichten vor-geschicbben Verzeichnisse der bestraften Personen werden vom 1. Oktober 1882 ab nicht
weiter geführt. Diese Verzeichnisse und die denselben Zwecken 11. ne bei den Justig=
behörden bieher geführten Listen und Akten sind bei der Ansertigung do Strafauszuges
in bleicher, Weise wie das Strafregister zu benutzen.. Die Vorschriften über die durch die Eiaatsanwalsschat. bei den Landgerichten
an awes Vehörden zu machenden Mittheilungen bleiben in Geltung. Auch werden die
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Bestimmungen über den Verkehr der Justizbebörden mit nichtdeutschen Vehörden durch
diese Ausführungobestimmungen nicht berührt.

*: Die lehteren treten mit dem 1. Oktober 1882 in Kraft.
Hiernächst werden

B.

weiterhin zur Ausführung der im Eingange gedachten Verordnung des Bundesrathes die
nachfolgenden aeweisungen von Uns erlassendas Verfahren vor und bei der Mittheilung der Nachricht, welche von
der LondetpolIgeiochöre —dem Fürstlichen Landrathsamte — in Betreff eines jeden
auf Grund des §F. 362 Abs. 2 des Strasgesetzbuchs ergehenden Beschlusses derselben über
die Unkerbringung einer verurtheilten Person in ein Arbeitshaus oder deren Verwendung
zu gemeinnützigen Arbeiten nach §. 3 Nr. 1. 5§. 7 und 8 der im Eingange angeführten
Bundesraths-Verordnung unter Benützung des in derselben als Formular B bezeichneten
Schemas zu erfolgen hat, finden die Vorschriften siungemäße Anwendung, welche in der

Abtheilung 4 kieser Bekanntmachung unter Abschnitt 1l enthalten sind.Das Gleiche gilt in Betreff der Mittheilung derjenigen Strafnachrichten, welche
vom m bkundratheame aus Anlaß vollstreckbar gewordener Strasverfügungen, die sich
auf die in §. 361 Nr. # bis 8 des Staasgesebhuche berichneten Uebertretungen beziehen,nach Maßgabe von F. 2 Abs. 1. §. 5 §§. S. 7 und 8 der oftgedachten Ver-
ordnung des Bundeorathes % 16. Se 2 unter Benühung des in derselben mit
A bezhrte Formulars zu bewirken ist.2. Als Zeilpunkt der Rechtskraft der polizeilichen Slrasversügung (efr. 88.5
und 7 citirlten Bundedralhs· Verordnung) ist derin 8. 9 der Landesherrlichen Verordnung
vom 20. September 1879 bemerkte Zeitpunkt anzusehen.

33. Den Vorschriften in S. 12 der im Eingange dieser Bekanntmachung ange-
führten Verordnung des Bundesrathes ist von Fürstlichem Landrathsamte dann nachzu-
gehen, wenn nach Miltheilung einer Strasnachricht in dem in F. 10 der Landesherrlichen
Verordnung vom 20. September 1879 gedachten Falle die in der Strafnachricht wieder-
gegebene polizeiliche Strafverfügung nach dem Eintrikte ihrer Vollstreckbarkeit durch gericht-
liche Entscheidung aufgehoben oder abgcändert wird.

34. Die unter Nr. 30 bis 33 vorstehends gegebenen Anweisungen treten gleich-
falle mit dem I. Oktober 1882 in Kraft.

Greiz, am 4. September 1382.

Fürstlich Nauße#l. Londesregiemg.aber.

C. Perthes.
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Rotizbuch Formular 1.
über 4

die in das Strafregister niedergelegten und aus demselben herausgegebenen
Strafnachrichten.

Zohl der Strasnachrichten.

Ichrucch 168# Es sind:
niedergelegt

sortlausende Bemerkunge#.
— Ta betreffend heraus,

 bberbanht,vorbehrafte, ggeben.
Personen.

1 8./1. 9 2 —

2. 15./1 14 4 —
8 22./1 4 —.

4 29./1 11 —

Im Januar 38 11 — 5Sbäch R vurchgesehen.

5. 5./2. — — —

Im Dezember 51 11 — 9SSach F durchgssehen.
Hierzu in den Mo-

naten Januar bis Abschluß.
incl. Nopember · 140 50 8 Nach dem Abschlusst des Jahres 1864 waren

seit dem 1. Okiober 1682 niebergelegt 1400, und
Summa 1885. 491n 91 3 herausgegeben 20 Strafnachrichten. Von den 1400

1400 300 20 Sitafnachrichten bttrafen 800 vorbestrasie Personen.
Es find daher berhaupi

1891 391 23 niedergelegt. #104.
— herausgegeben 23,

milhin gegenwänig 1868 Strasnachrichten
noch in Verwahrung.

M., den 31. Dezember 1885.
Striba, Bureaubeamter.
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Darstellung Formular2.
der

Ergebnisse der Thätigkeit der Strafregisterbehörden im Bezirk des Oberstaats-
anwalts zu N. nach den Abschlüssen vom 31. Dezember 1885.

Strasnachrichten sind niedergelegt Smasuachrchte Gesammtsumme der Straf-
j im Jahrt 1885 in den Vorjahren herousgegeben nachrichten, welche

1 **i davon davon noch n Ver-
der 1 V. betrasen Ge· betrafen im n den ziederge- beun bunn

“ . gegeben

 4 brrenmt..O brisBab Vor- ichton iim
r uhl. bestrafte! zahl. besitafie 1886. sjahren. 53 . 5) Ete ach nühn

Personen Personen ·’ Spalte 10.

1 2. 8. 4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. D—
1. M. 491 91 1400 300 8 20911153 1868

Summa 5041150000 0 30 170 17041 16841

N., den 1. März 1386.
Der Oberftaatsanwalt.

B.
12
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Gesctsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

(Ausgegeben am zi. §% 1882.)

21. Eonsi storial-Verordnung vom 5. October 1882,
die Anlage, Einrichtung und Ausstattung der neu zu bauenden Schulhäuser

für öff eulliche Volloschulen betressend.
Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird in Betreff der Anlage, Einrichtung

und Ausstattung der neu zu banenden Schulhäuser sir öffentliche Volksschulen unbeschadet
der baupolizeilichen Vorschriflen vererdnet, was solgt:

Lage und velheh nici des Bauplatzes.
Der Bauplatz soll liegen

möglichst in der Mitte des Schulbezirks, für Kirchschulen thunlichst nahe der
Kirche,

hut erreichbar und zugänglich für die Schulkinder,
frei, sonnig, trocken, gesund, der Ucberschwemmung nicht auggesetzt, nicht in

der Nähestehender Gewässer, sumpfiger Plätze und solcher Stätten und ge-

wrbichen Anlagen, von welchen ungesunde oder übelriechende Ausdünfstungen
ausgehen,

vicht bnsio— daß er nicht auch im Winter ohne Gefahr begangen werden
sull veher nicht in der Nähe geräuschvoller Gewerbsbetriebe und verkehrsreicher

Straßen und Plätze,
so, daß die Anlegung oder Benutzung eines guten Brunnens und eines hin-

reichend geräumigen freien Platzes, sowie die künftige Erweiterung des Schul-
hause# im Bedarfsfalle möglich erscheint.

das Schulhaus in der Nähe einer frequenten Straße erbaut werden, so
ist zwischen dieser und dem Schulhause ein ausreichender Vorplatz zu belassen, damit die
Kinder bein Austritt aus dem Gebäude nicht unmittelbar auf die i gelangen.

Wahl des Vauplatzes muß vom Fürstlichen Consistorium genehmigt sein,
bevor sonsiie Schritte zur Erbauung geschehen.

13



8. 2.
Manern nud Wäande des Schulhanses.

Dieselben müssen so conslruirt sein, daß sie stels trocken sind.
Nöthigenfalls ist das gesammte Mauerwerk durch eine über dem Erdhorizonte und

unter dem Fußboden des Erdgeschosses anzubringende Isolirschicht aus Atphalt, Cement
oder dergleichen gegen das Aussteigen der Grundfeuchtigkeit zu schützen.

Die Anwendung von Luftziegeln ist nicht gestaltet.
Die Umfassungsmauern sollen zur Sicherstellung der Trockenheit in den Innen-

räumen aus einem festen Material gut in Kalkmörtel gefertigt und selbst in dem obersten
Stockwerke nicht unter 25 em stark sein.

Ehe Mauern und Wände vom Fürstlichen Landbaumeister für trocken erklärt
worden sind, darf ein neugebautes Schulhaus nicht bezogen werden.

Fußboden.
Der Fuhßboden des Erdgeschosses soll wenigstens 0,5 m über dem Terrain liegen

und ist bei nicht unterkellerten Räumen besonders für eine trockene Lage desselben Sorge
zu tragen, namentlich ist bei feuchter Lage der Terrainsohle das Terrain mittelst Drainage
zu entwässern und der 50 em hohe Raum zwischen letterem ' un Fußboden mittrockenen Materialien (Steinschutt, Schotler, Schlacken 2c.) auszuf

Rings um das Gebäude ist für eine Einrichtung zur arberigen Abführung des
Tagewassers zu sorgen.

S. 4.
Größe der Schulzimmer.

ie Größe der einzelnen Schulzimmer richtet sich nach der Zahl der Schüler,
welche für einen Schulsaal nicht mehr als 80 bekragen soll.

Für jedes Kind ist eine Bodenfläche von mindeslens 0,65 qm zu rechnen, worin
der erforderliche Raum für Gänge, Kalheder, Ofen u. s. w. mit inbegriffen ist. Ein
Schutzimmen für 80 Kinder erfordert somit eine Bodenfläche von mindeslens 52 qm.ahingegen muß in Schulräumen, welche für weniger als 50 Schüler bestimmt
sind, für jeden derselben mit Rücksicht auf die für Katheder, Gänge, Ofen u. s. w. erfor-

derlichen Näune eine entsprechend größere Bodeufläche angenommen werden (etwa 0,75 qu).
e angemessenes Verhältniß der Länge zur Breite ist dasjenige wie 3:2 zubettachtent Nur bei Klassen für weniger alo 50 Schüler ist eine der Quadratform sich

nähernde Grundform zulässig, doch darf die Tiefe des Zimmers nicht mehr als 6 metragen
6 Die Zimmerlänge darf nicht über 10, die Zimmerhöhe nicht unter 3 m 10 cm

betragen.
8. 6

Fußboden der Shiimoer.
Derselbe muß gedielt, eben und dicht rn8.6

Wönde und Decken der Schulziumer.
Die Wände dürfen nicht rauh, sondern müssen glatt sein.
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Der Anstrich der Wände soll gut geleimt, einfarbig und zwar von geschmackvollen,
durchsichtigen, lichten, giftfreien Steinfarben sein.

Es empfiehlt sich, die Wände bis auf I##8 m Höhe vom Boden herauf zu ver-
täseln oder mit einem Oelfarbenanstrich zu versehen.

Die Decke wird am zweckmäßigsten geweißt.
S. 7.

Thüren der Schulzimmer.
Die lichte Weite derselben soll mindestens 1 m, die lichte Höhe mindestens 2 m

betragen.
Die Thüren müssen nach Außen aufschlagen.
Am geeignetsten wird die Eingangsthüre in der der Fenstenvand gegenüberliegen-

den Osemvand angebracht. 6- .8.

Feuster.
Bei Anlage der Fenster ist thunlichst zu beachten, das, das Eindringen von directem

oder durch nahe liegende Gebände reflectirtem Sonnenlicht während der Schulzeit möglichst
vermieden wird. Wo dies nicht angeht, da sind zur Abwehr des Sonneulichts Rouleaur

oder sogen. Mgrguisen anzubringen. Erstere werden am zweckmäßigsten aus mattgrauem
Stoff brpeste.6 Lichtsollden Schülern hauptsächlich von der linken Seite her einfallen.r in der Kathederwand sind Möglichs zu vermeiden.

Das Schulzimmer wird um so besser erleuchtet, je höher das Licht von oben ein-

fällt, und siud die Fenster deshalb so hoch gegen die Decke hinaufzuführen, als es con-
struktiv Masictl nssmp- müssen mindestens 1 m über dem Lußboden liegen.
i Feuster müisen vollständig geöffnet werden können.

Die Geteumsect der lichten Fensteröffnungen muß bei vollkommen freier Lage
mindestens 1 der deufläche betragen, bei Beschränkung des bichtes durch Nachbar-gebäude, Bäuene uit vengl ist die Fensterfläche verhältnißmäßig zu vergrößern.

S. 9.
Heizun

Soll die Erwärmung des Schulzimmers, wie gewöhnlich, durch einen eisernen
Osen erfolgen, so muß derselbe eine der Auödehnung des Zimmers entsprechende Größe

ben.ha
" Dem Osen ist eine solche Stellung zu geben, daß das Zimmer möglichst gleich-

mäßig erwärmit wird, ohne daß die Schier durch strahlende Wärme belästigt werden.
Am zweckmößigsten stehl deshalb der Ofen an der der Fensterseite gegenüberliegenden
Längswand. Die Ausstellung in der Mitie des Zimmers ist in der Regel unzulässig.

Eiserne Oefen sind mit einem Ofenschirm von Eisenblech zu umgeben.
Zur Beslimmung einer angemessenen Temperatur (14 bio 160 R.) ist in jedemSchulzimmer ein Thermomeler an einer Sielle, deren a4uhn 1 als die mittlere des

Zimmers anzunehmen ist, aufzuhängen.
13“



5. 10.
Lufterneuerung (Venkilation).

Abgesehen von der außerhalb der Schulzeit durch das Oeffnen der Thüre und
der Fenster zu bewirkenden Ventilation sind noch zum Zwecke der Lufterneuerung während
des Unterrichts besondere Ventilalion-Einrichtungen erforderlich, deren Construktion der
Techniker des Hürstlichen Consistoriums zu bestimmen hat.

l

Gänge und Treppen.
Die Gänge und Treppenräume eines Schulhauses müssen hell, geräumig und zug-

frei sein.
Die geriugste Breite für die Hauptgänge darf nicht unter 2 m en.Alle Treppen müssen bequem und dürfen namentlich nicht zu steilIhre lichte Breite soll, soweit sie von den Schülern zu benutzen 1# mindestens

1,25 m betragen.
Sie dürfen weder in einem Laufe von Stockwerk zu Stockwerk gehen, noch ge-

wunden sein.
Die Höhe der Stufen darf nicht über 18 cm betragen.
Ander freien Seite ist jeder Treppenraum mit einem soliden Handgeländer, an

der Wandseit zarn reinfachem Handgriff zu versehen.si n Haufe eine Treppe, so kann sie von 3 Seiten her zugänglich ge-macht l a sie nicht mehr als 3 Stusen hat. Andernfalls ist sie an den freien

Seiten mit einem soliden Geländer zu usche
8.Lehre unhn

Die im Schulgebäude unentbehrliche tbnsbroohnong soll mindestens zwei Stuben,
zwei Kammern, von denen eine auf dem Vodenraume sein kann, Küche, Vorrathsraum
nebst Boden= und Kellergelaß enthalten.

Für einen unverbeiratheten behrer genügt ein Wohn= und ein Schlaszimmer.
Wenn mehrere Wehnungen“ in demselben Gebäude eingerichtet werden, so ist für

eine beierige Trennung Sorgezu trageno die Größe des Gehare 646Z gestattet, ist ein entsprechender Theil als Garten
für den r-- abzutrennen.

5. 13.
Aborte.

Die Abtritte für die Schüler sind außerhalb des Schulgebäudes, für Knaben und

Mädchen getrhnnt, anzulegen.ahl des Plabes für dieselben ist möglichst darauf zu achten, daß die Aus-
dönstungen- durch den vorherrschenden Wind nicht dem Schulgebäude zugeführt werden.

ufje30 Knaben sind mindestens zwei, auf je 30 Mädchen mindestens drei
unter einande- getrennte, zugfreie, helle Siyräume zu rechnen. Lehtere sind mit Thüren
zu versehen, welche von innen mit Haken oder Riegeln verschlossen werden können. Die
Breite eines Sitzraumes darf nicht unter 0,5 m betragen; die Höhe ist auf 0,40 bis
0,45 m zu bemessen. Die Sitzlöcher sind mit Deckeln zu versehen.
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Die Abtrittsgruben sind wasserdicht herzuflellen.
Für die Knaben ist außerdem an geeigneter Stelle eine genügende Zahl von

Pissoirs mit gelrennten Stäuden herzustellen, welche durch eine vor denselben befindliche
Wand in angemessener Höhe zu verdecken sind.

8. 14.
Spielplatz.

In thunlichster Nähe des Schulhauses muß sich ein Spielplat brliudn welcherwo möglich vom Schulgebäude ans zu übersehen sein, einen der Zahl der Schüler ent-

ssrechrn Umfang haben, jedoch wenigstens 3 mal so groß als die gesammte Voden-fläche der Unterrichtsräume sein muß. Derselbe muß eingefriedigt und so angelegt sein,
daß das Tagewasser einen raschen Abzug findet.

8. 15.
Waslerversorgung.

Auf dem Schulhofe ist ein Brunnen mit Pumpe und angekeltetem Tinkgefäß in
gehöriger Entsernung von den Aborten anzulegen.

Bei Ausslellung der Pumpe muß Rücksicht auf die Mitbenutung derselben seitens
der Lehrerfamilie genommen werden.

.16.
Schulüsche uns (Subsellien).

Beii Beschaffung von Schultischen und Bänken ist vor Allem möglichst darauf zu
achten, daß dieselben jedem Schüler eine gesundheitsgemäße Sih= und Schreibslellung ge-
währen, und daß sie das Stehen, sowic das Aus- und Eingeben, seiuh die Unlerbringung
der Bücher k., sowie die Ueberwachung der Schüler thunlichst gestatt

Regel gilt die seste Verbindung von Tisch * *i Icben Schüler muß
ein Sihraum ven mindesteno 0,50 m Breite gewährt weiAußerdem müssen in jeder Klasse einige den Gräßrorhätnissen der Schüler ent-
sprechende Arlen von Schulbänken vorhanden sein.

§. 17.
Kalheder.

s Katheder erhält am zweckmäßigsten die Form eines Schreibpultes. Es mußeinen Deeet Raum zur Unterbringung von Büchern 2c. enthalten und vorn durch

eine bis auf den Boden reichende Wand verkleidel sein. Dasselbe ist auf ein Fußgestell

von enisprechender Tiese, Breite und Höhe zu Aleien
S. 1Wandscin u. s. w.

In jedem Schulzimmer muß die erforderliche Anzahl von Wandtafeln, welche mit
tiesschwarzer, matler Farbe zu versehen sind, sowie ein Schrank zur Aufbewahrung der

bu##tey ## sein.ur Aufbewahrung von Kopfbedeckungen, Ueberkleidern u. s. w. sind inden Schul.
zimmern, oder, wo es angeht, in besonderen Räumen geeignete Vorrichtungen anzu-
bringen.



8. 18.
Es bleibt Fürstlichem Consistorium vorbehalten, je nach den besonderen Umstän-

den im einzelnen Fall Abweichungen von den obigen Vorschriften zu gestatten oder be-
sondere Anordnungen zu kreffen.

Greiz, am 5. Oktober 1882.

Fürstlich Reuß Pl. Consislorium.
Faber.

C. Perthes.



Gesetzsammlung
das Fürsteuthum Reuß Aelterer Linie.

V9.
——— am 16. November 1882.)

22. Bekannt vom 11. November 1882,
die Zing Schaubezirke nach 7 der Regierungs=Verordunng

vom 1. Juli 1882 über die Untersuchung ?der Zuchtstiere betreffeud.

Unter Wri- auf die Veslimmung in §. 2 al. 2 der Regierungs-Verord-
nung vom 1. 1l. Is., die Untersuchung der Zuchtstiere betr., werden die zum Be-hufe der * der Tauglichkeit von Zuchtstieren zum Bedecken fremder Kühe zu
bildenden Schaubezirke wie folgt zusammengesetzt:

l. Prüfungsbezirk für die Amtsgerichtsbezirke Greiz und Zeulenroda.
 Schaubezirk: Rothentbal, Greiz, Dölan, Moschwitz, Obergrochlitz, Untergrochliy,

Sachswiß, Caselwit;
Schaubezirk: Mohleodorf, Gotteogrün, Herrmannsgrün, Irchwiy, Kahmer,

Poblitz, Raasdorf, Neinsdorf, Reudnib, Schönfeld, Waltersdorf, Kleinreins-
dorf, Sorge. Seltendor

#2

3. Schaubezirk: Frau- reuth;
4. Schaubczirk: Schönbach, Acnsgrün, Vernögrün, Büna, Cossengrün, Dobia,

Gubrnterg. Irareregran. Frotschau, Gablau, Leiningen, Görschnih, Hohndorf,Schönbrunn
5. Schaubezirk: rlnin Daßlib, Erbengrün, Altgommla, Neugommla, Naitschau,

Wellsdorf, Zogha6. Schaubezirk: Bürnaldute, Altgernsdorf, Brückla, Hain, Hainsberg, Hohenölsen,
Kauern, Kühdorf, Lunzig, Mehla, Neugernebor Nisschareutb. Tschirma;7. Schaubczirk: Zeulenroda, Pöllwitz, Wolfshay

II. Prilsungsbezirk für den unuginahhei Burgl.
8. Schaubezirk: Crispendorf, Burgk (ohne den Burgkhammer, das Eisgut und

Ifabliengrin) Dorflas. Grochwih, Mönchgrün, Möschlih, Neundorf, Pahn-stangen, Plothe
Schaubezirk: Renntendor, Burgkhammer mit dem Eiogut und Isabellengrün

Friesau, Rauschengesees, Nöppisch, Zoppothen.
*

14
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6Prüfungsorte werden die bei demi betreffenden Schaubezirke an ersterStelle *sr Orte bestimm
Greiz, am 11. * 1882.

Fürstlich Reuß-Pl. Landcoregierung.
Faber.

Richter.

23. Regi s-Bekannt vom 13. November 1882,
die am 10. Januar 1883 achne Viehzahlung betreffend.

Nach einem Beschlusse des Bundesrathes des Deulschen Reiches vom 16. Oktober
dieses Jahres hat in allen Staaten des Deutschen Reiches eine Viehzählung nach dem
Stande vom 10. Januar 1883 stattzufinden und soll diese Zählung von Haus zu Haus
erfolgen.

Indem Hürstliche Landesregierung dies hierdurch zur öffentlichen Kenukniß bringt
und fsämmtlichen zur Leitung und Ausführung der fraglichen Erhebungenim Fürstenthume
berufenen Organen diejenige strenge Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit, welche die Sache
bei ihrer Wichtigkeit für die Zwecke des Deutschen Reiches, wie für die Staatsverwaltung
des Fürstenthumo erfordert, dringend anempfiehlt, werden zugleich zur Ausführung des
obgedachten Bundeorathsbeschlusses für das Fürstenthum folgende pünktlich zu beachlende
Anordnungen gelroffen:

S. 1.
Die Zählung erstreckt sich auf Pferde, Maulthiere, Esel, Rindvieh, Schafe, Schweine,

Ziegen und Bienenstöcke. Außerdem ist zu ermitteln für sämmtliche vorbezeichnete Thier-
gattungen, mit Ausnahme der Vienen, der Verkaufswerth, sowie für Rindvieh und
Schweine das Lebendgewicht um die Zeit der Zählung.

§. 2
Die Leitung und Ausführung der Aufnahmen erfolgt durch die Gemeindevorstände,

welche nach Bedürfniß bis zum 1. Jannar 1883 bestimmt abgegrenzte Zählbezirke zu
bilden und geeignete Zähler zu beslellen haben.

§S. 3.
Die Aufnahme erfolgt am 10. Januar 1383 mittelsl gedruckter Hauslisten, welche

den Gemeindevorständen im December dieses Jahres durch das statistische Bureau Ver-
einigter Thüringischer Staaten zu Weimar in der nach dem Bedürfnisse der einzelnen Ge-

end ercchweten Zahl nebst den erforderlichen Exemplaren der Gemeindekontrolliste(§. d der gegenwärtigen, zugleich alo Anweisung für die Ausführung des Zählungs-Sihnn bicnn Bekanntmachung mit besonderem Lieferscheine zugehen werden.
8. 4.

Die Gemeindevorstände haben in der Zeit zwischen dem 28. December 1882 und
6. Januar 1883 in jedes Haus (Gehöft, Hofraithe) ein Exemplar der Hausliste (F. 3)
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dem Hausbesitzer oder dessen Vertreter einhändigen zu lassen und dabei sorgfältig darauf
zu achten, daß kein Hausgrundstück übergangen werde, auch wenn in demfelben ortskun-
diger Maßen keine der Thiergattungen, auf welche die Erhebung sich bezieht, gehalten wird.

 5.
Reicht die Zahl der übersandten Hauslisten für die Zahl der Empfangsberechtigten

nicht aus, so sind die nöthigen Nachbestellungen von den Gemeindevorständen sofort un-
mitlelbar an das statistische Burcau zu Weimar zu richten.

.6.
Zur Ansfüllung der Hauslisten 8* aus dem Formulare ersichtlichen Weise und

nach den dort abgedruckten Bestimmungen sind die Hausbesitzer oder deren Vertreter ver-
pflichtet; die Ausfüllung erfolgt nicht für jede Haushaltung besonders, sondern in der
Art, daß der gesommte Viehbestand des Hauses (Gehöftes u. s. w.) nach den bei
den einzelnen Viehgattungen vorgeschriebenen Unterabtheilungen in der Hausliste unge-
treunt zur Aufzeichnung gebracht, sonach der Viehbestand mehrerer im Hause (Gehäfte
u. s. w.) etwa befindlicher Haushaltungen zusammengefaßt wird.

5. 7.
Die in der Hausliste vorgeschriebenen Ermittelungen über den Verkaufswerth und

das Lebendgewicht (F. 1) sind ebenso wie die Angaben über die Stückzahl mit thun-
lichster Sorgfalt und Genanigkeit zu bewirken.

Zur Erzielung vollständiger, richtiger und anweisungsgemäßer Angaben haben die
Gemeindevorstände oder die Zähler bei Austheilung der Hauslisten den Hausbesitzern, da
nöthig, mit enksprechender Anleitung an die Hand zu gehen.

Behufs Erlangung thunlichst der Wahrheit entsprechender Ermittelungen über das
Lebendgewicht wird empfohlen, da, wo dies ohne besondere Schwierigkeit ausführbar er.
scheint, Probewiegungen einzelnerThiere vorzunehmen und mit Zugrundelegung der hieraus
gewonnenen Ergebnisse die Schätzung des Lebendgewichts der übrigen Thiere gleicher
Gattung und Unterabtheilung zu bewirken.

5. 8.
Die Ausfüllung der Hauolisten hal am 10. Jannar 1883 zu erfolgen; etwa

nöthig werdende Nachzählungen sind überall auf den Stand der Viehhaltung am 10.
Januar 1883 zu beziehen.

8.9
Indenjenigen Häusern (Gehöften u. j w.), in welchen keine der bei der Zählung

in Betracht kommenden Thiergaktungen gehalten wird (§. 4.), ist die Hausliste von dem
Hausbesihher oder dessen Vertreter mit „Vakat- oder „werden nicht gehalten" zu bezeich-
nen, ammSchuse zu unterschreiben und wie die übrigen Hauslisten zur Abholung bereit wWr

8.
m 13. Jannar k. Js. ab ist 3. die Gemeindevorstände die Wiedereinsamm-

lung der sämmtlichen Hauslisten zu veranstalten und dafür zu sorgen, daß dieselbe spä-
lestens bis zum 16. Januar k. Js. vollständig beendet sei.
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Bei und nach der Einsammlung sind die Hauslisten einer genauen Prüfung auf
die Vollständigkeit und Richtigkeit der Ausfüllung zu. unterwerfen und die etwa erforder-
lichen Ergänzungen und Berichtigungen sofort zu veraulassen.

Insbesondere ist darauf zu achten, daß auch die Hauslisten, welche nur das Nicht-
vorhandensein sämmtlicher in den Bereich der Zählung fallender Viehgaltungen bezeugen
(5. 9), ebensalls vollständig und mit dem Namen des Hausbesihers oder seines Verlreters
unterschrieben, wieder eingehen.

S. 11.
Auf Grund der auf ihre Nichtigkeit geprüsten und beziehentlich berichtigten Haus-

listen haben sodann die Gemeindevorstände die Gemeinde-Controlliste aufzustellen;
in welche nach dem ihnen zugegangenen Formulare lediglich die Gesammtsummen jeder
der gezählten 8 Viehgattungen für jedes Haus (Geböft u. s. w.) einzutragen sind.

Nach Ausstellung der Gemeindekontrolliste ist die letztere, versehen mit dem darunter
zu setzenden Zeugnisse der von dem Gemeindevorstande bewirkten Prüfung und der dabei
festgestellten Richtigkeit nebst den sämmtlichen nach der Nummerfolge geordneten Haus-
listen und dem Lieferscheine, auf welchem leteren neben der Ziffer der erhaltenen die Zahl
der nach F. 9 unausgefüllt gebliebenen Hauslisten anzugeben ist, in dauerhafter Ver-
packung und zusammengeschnürt spätestens bis zum 15. Februar 1663 an das statistische
Büreau Vereinigter Thüringischer Staaten zu Weimar frankirt einzusenden.

8. 12.
Das statislische Büreau zu Weimar ist beanftragt, die Revision und weitere Be-

arbeitung des gesammten Materials der Viehzählung nach den vom Bundesrathe des
Deuischen Reiches gefaßten Beschlüssen vorzunehmen.

Zur Sicherung der gehörigen Ausführung dieses Auftrages haben sämmtliche Ge-
meindevorstände allen Anforderungen, welche von dem Direktor des statistischen Burcaus in
Bezug auf elwa verzögerte Einsendung der Zählpapiere, sowie wegen etwa nöthiger Auf-
klärung der in die Hauslisten eingestellten Angaben und wegen der Berichtigung und end-
giltigen Feststellung des Zäblungsergebnisses überhaupt an sie gelangen, mit der erforder-
lichen Beschleunigung und Sorgsalt nachzukommen.

Greiz, am 13. November 1882. !§sie

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
bFaber.

Richter.



Gesebssammlung
das Fürstenthum Keuß Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 142. n 1332)
24. Landesherrliche Vezerdimn vom 25. November 1882,

die Bestrafung eigenmächtigen Einschreitens der Eltern oder sonstigen Pfleger
von Schulkindern gegen Disciplinarmaßregeln der Lehrer und gegen die

Ordnung der Schule betreffend.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste vvon Gottes Gnaden Aelterer
Linie soweräner Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobensteinc.c. c.

verordnen auf Vomma Unserer Landes- %% und Unseres Consistoriums, was folgt:
9.Mit Geldstrase von 3 bis 60 Mark ber mit Haft bis zu acht Tagen wird —

soweit nicht die betreffende Handlung oder Unterlassung schon unter Bestimmungen bereits
bestehender Strafgeseze fällt — geahndet

eigenmächtiges Einschreiten oder Auflehnung der Eltern oder sonstigen Pfleger
von Schulkindern gegen die Ordnung der Schule, gegen Anordnungen der
behrer bez. der Schulbehörden, insbesondere gegen diseiplinarische Mahregeln
der Lehrer, sei es unmittelbar durch eigenes Handeln oder mittelbar durch ein
solches Verhallen gegenüber den Kindern, welches dieselben am Gehorsom und

an der Unterwerfung unter die % zu hindern geeignet erscheint.
es die Ordnung erfordert, —## über einen Lehrer, sofern sie sich

nicht nuch eine auf höfliche persönliche Rücksprache mit diesem erfolgende Verständigung
erledigen, bei der Lokalschulinspektion resp. der Schuldirektion angebracht werden, so sind
als Handlungen beziehungsweise Untertassungen der einen oder der anderen der in F. 1bezeichneten Arten besonders zu betrachten

unbesugtes Eindringen in das Klassenzimmer, rohes Auftreten und respekts-
uidrn Aeußerungen gegen den Lehrer, besonders in Gegenwart der Schüler,
eigenmächtiges Wegholen eines Kindes aus den Schullokalitäten, Verweigerung
der Unterschrift unter die Cenfur, Beisügung unpassender Bemerkungen im Censur-=
buche oder auf der Cenfur, absichtliche Vernichtung des Censurbuches und dergl.
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8. 3.
Anzeigen über Handlungen gedachter Art, soweit sie Lehrern gegenüber vorkommen,

sind von denselben zunächst an den betreffenden Lokalschulinspektor bez. Schuldirektor be-
hufs Stellung des Strafantrags bei der staatsanwaltschaftlichen Behörde abzugeben.

Der Lokalschulinspektor bez. Schuldirektor kann geeignetenfalls den Versuch gütlicher
Beilegung der Differenz oder der Vermittelung einer dem Lehrer zu gewährenden Genug-
thuung machen. Im Falle der Erreichung des einen oder anderen Ziels ist von Stellung
eines Strafantrages abzusehen.

5. 4.
Durch gegenwärtige Verordnung werden die Bestimmungen der Consistorial-Ver-

ordnung vom 12. Dezember 1870, das Verfahren gegen Eltern und Pfleger bei Schul-
versäumnissen der Kinder betreffend, nicht berührt.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürflliches Insiegel beisügen lassen.

Gegeben Greiz, am 25. November 1882.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber.

28. Landesherrliche Verordnung vom 4. Dezember 1882,
die Regelung verschiedener bei Beerdigungen auf den Gottesäckern der Laudes-
kirche in Betracht kommenden Verhültnissse,sowie die Grabdenkmäler betreffend.

Wir Heinrich der Iwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aclterer
Linie sonveräner Fürst Neuß, Graf und Herr vonPlanen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. . 2c.
verordnen zu dem oben bcieichneen Zwecke auf Vortrag Unsercs Gniptciunt und Unserer
Landesregierung, was folg

1.
Die Beerdigung auf dem Gottebaler einer evangelisch-lutherischen Kirchgemeinde

soll auch bezüglich solcher Personen, welche bei ihrem Ableben der betreffenden Anganeigenicht angehört haben, aber innerhalb des Kirchgemeindebezirke geslorben sind, sola e nichtversagt werden, als im Communalbezirk des Todesorts ein für solche Personen buslenmter.
Vegräbnißplah nicht vorhauden ist.

Welche Abgabe in solchen Källen für die Grabstelle und die Benutzung der Vahre,
eventuell auch der Leichenhalle und des zu derselben gehörenden Leichentransporlwagens, zu
Gunsten der Kirchgemeinde zu entrichten sein soll, richtet sich nach denBestimmuggen des
betreffenden Kirchgemeindestatuts (vergl. auch F. 39 ded Gesebes vom 7. April 1880 —
die Vertrelung der Kirchgemeinden betreffend).

8. 2.
Eine weitere ber die in 8. l gedachten Gewähruugen hinaudgehende kirchliche

Mitwirkung kann bei Beerdigung derin 8. 1Absatz 1 bezeichnelen Personen verfagt werden.
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Ischrite, welche der Pfarrer für ungeeignet erklärt hat, dürfen nicht ange-bracht werd
Zuoiberhandlungen werden an denjenigen, von welchen die Sebung des Grabdenk-

mals veranlaßt, sowie an denjenigen, von welchen dieselbe ausgeführt worden ist, mit
Geldstrasen ron 10 bis 100 Mark geahndet, insofern nicht der F. 166 des Strafgesetz=
buchs in Betracht kommt

Macht sich nach Obigem die Beseitigung eines Grabdenkmals erforderlich, so geht
die bezügliche Verfügung von Unserem Consistorium aus. (Vergl. Gesetz vom 3. Juli

1879 über die Vollsteckung der Entscheidungen und Verfügungen der Verwaltungs-behörden §§. 7 und 8
5. 7.

Geistliche und andere Kirchenbeamte der Landeskirche, welche sich Zuwiderhandlungen
gegen die Vorschriften dieser Verordnung zu Schulden kommen lassen, haben disciplinarische
Ahndung zu gewärtigen.

5. 8.
Im Uebrigen werden — abgesehen von F. 4 al b und von §. 6 — Zuwider-

handlungen (insbesondere auch der Ttengrber) Geten die Vorschien dieser UnsererVerordnung mit Geldstrafen von 10 bis 100 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft,insofern nicht die Strafandrohung des F. 166 ven ns ua greift.
Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsleigenhändig vollzogen und Unser

Fürftliches Insiegel beifügen lassen.
Gegeben Schloß Greiz, am 4. Dezember 1882.

(L. S.) Heinrich XX.
Faber.

26. Landesherrliche Verordnung vom 5. Dezember 1882,
anlangend eine Abänderung der Bestimmungen in §. 2 der die Feststellung

der weltlichen Inspektionsrechte des Stadtrathes zu Greiz über Kirchen,Schulen und milde Stiftungen betreffenden Landesregentschaftlichen Ver-
ordnung vom 21. Dezember 1861.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. v.
verordnen auf Vortrag Unseres Consistoriums und Unserer Landesregierung im Hinblicke
auf die durch die Gemeindeordnung vom 25. Januar 1871 erfolgte Umgestaltung der

Gemeindeverfassung behufs der dadurch nokhwendig gewordenen Abänderung der Be-
stimmung im ersten Absatze des §. 2 der Landesregentschaftlichen Verordnung vom

Greiz über Kirchen, Schulen und milde Stiftungen betreffend, was folgt
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J.
Die Bestimmungen in 8. 2 der bezeichneten Verordnung werden insofern abge·

ändert, daß künftig der Vertreter der nach Greiz eingepfarrten Ortschaften in der nach
 1 der Verordnung gebildeten Kirchendeputation von den Gemeindevorstehern dieser ein-

gepfarrten Ortschaften aus ihrer Mitte — auf die Dauer seiner Verwaltung des Gemeinde-
vorsteheramtes — zu wählen ist.

II.
Das zu wählende Mitglied muß selbstverständlich der evangelisch-lutherischen

Landeskirche angehören. Die Wahl bedarf der Beststigung Unseres Consistoriums.
III.

Bei der Wahl, welche von dem Vorstande Unseres bandrathgamtes zu leiten ist,
entscheiden t Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Looch haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig ellhogen und Unser
zi h beisügen lassen.

Gegeben Greiz, den 5. Dezember 1882.
(L. 8.) Heinrich XXII.

Faber.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
11.

(Ausgegeben am 14. Dezember 1882.)

27. Landesherrliche Verordnung vom 9. Dezember 1882,
einen Nachtrag zu dem Negulativ, die juristischen Prüfungen und die Vor-

bereitung zum höheren Justizdienste betreffend.

Wie Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
haben im Einverständniß mit den bei dem gemeinschaftlichen Thüringischen Oberlandes-
gericht in Jena betheiligten Regierungen des Großherzogthume Sachsen-Weimar, der
Herzogthümer Sachsen-Meiningen, Sachsen- Allenburg und Sachsen-Coburg und Gotba,
sowie der Fürstenthümer Schwarzburg-Rudolstadt und Reuß Jüngerer Linie beschlossen,
das durch Verordnung vom 23. Juli 1880 eingeführte Regulativ über die juristischen
Prüfungen und die Vorbereitung zum höheren Justizdienste (Gesetzsammlung S. 47) in
einigen Beziehungen abzuändern und zu ergänzen und verordnen demgemäß, was folgt:

S. 1.
Der Schlußsah in §. 10 und der Schlußsatz in §. 37 des Regulativs sind auf-

gehoben. An deren Stelle tritt in beiden §5. folgende Bestimmung:
Die mündliche Prüfung ist offentlich.

8. 2.
An die Stelle des Schlußsatzes in S. 12 und des Schlußsatzes in F. 39 des

Regulativs, welche aufgehoben werden, trikt solgende Bestimmung:
er das Gesammtergebniß einer bestandenen Prüsung ist durch Stimmen=

mehrheit dahin zu entscheiden: ob die Prüsung „ausreichend“, „gut“ oder
„vorzüglich“ bestanden sei.

. 3.

Die §5. 9 und 31 des Regulativs erhalten folgenden Zusatz:
Rechtskandidaten und Referendare, welche sich einer Verletzung der bezuglich
der selbstständigen Anfertigung einer schristlichen Prüsungsarbeit am Schlusse
derselben abzugebenden Versicherung schuldig gemacht haben, werden von der

16.



Landesjustizuerwaltung je nach dem Grade der Verschuldung auf Zeit oder
für immer von der Prüfung ausgeschlossen werden. Dieß gilt auch in den
hällen, in denen durch Verschweigung der bei der Arbeit benutzten Quellen
eine Täuschung der Examinatoren beabsichtigt worden ist.

S. 4.
Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Jannar 1883 in Kraft.
Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und Unser

Fürstliches Insiegel beisügen lassen.
Gegeben Greiz, am 9. Dezember 1882.

(L. S.) Heinurich IXI.
Faber.

§. Regierungs-Verordnung vom 11. Dezember 1882,Arreiss aentern zu der Kaiserlichen Verordnung vom 24. Februar
1862 über das gewerbmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum

betreffend.
Mit Höchster Genchmigung Lerenissimi werden zur Ausführung der Kaiserlichen

Verordnung vom 24. Februar 1882 über das gewerbmäßige Verkaufen und Feilhalten
von Petroleum (Reichsgeseblatt vom Jahre 1882 Seite 40/41) vorläufig die folgenden
Bestimmungen getroffen:

8.1
. 1 der gedachten Kaiserlichen Verordnung vorgeschriebene Inschrift

zäruerhushriich“ muß auf rothem Grunde mit deutlichen Buchstaben in nicht verwisch-rer Weise auf allen Gefäßen angebracht sein, in weschen Petroleum, das im Sinne
bor gedachten Kaiserlichen Verordnung feuergefährlich ist, in den Aicderlagen und Kauf-
läden der Handeltreibenden des Fürstenthums aufbewahrt wird. Die in letzteren aufge-
stellten Gesäße mit solchem Pelroleum müssen die gedachte Inschrift an einer für die
Käufer gut ersichtlichen Stelle tragen.

2.

Bei der Abgabe von zirrra-iirice Petroleum müssen die Gefäße, in denen
die Abgabe erfolgt, auch wenn dieselben dem Käufer gehören, von dem verkaufenden
Handellreibenden mit einem Warnungsmerkmale, welches die in F. 1 gedachte Inschrift
in dort vorgeschriebener Weise trägt, versehen werden.

5. 3.
Wird „feuergefährliches“ Petroleum in Mengen von weniger als 50 Kilogrammen

Gewicht von Handeltreibenden verläuflich abgegeben, so sind dleselben verpflichtet, an
jedem Gefäße, in welchem solches Petroleum an die Käufer verabreicht wird, und zwar
auch dann, wenn das bezügliche Gefäß vom Käufer geliefert ist, an augenfälliger Stelle
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eine Warnungsmarke zu —l-* welche auf rothem Grunde in deutlichen Buchstabendie nicht verwischbare Inschrifttroegeuergessheli
„Nur mit besonderer Vorsicht zu Brennzwecken verwendbar".

8. 4.
Zuwiderhandlungen gegen die vorstehends in den 88. 1, 2 und 3 gegebenen

Vorschristen werden, soweit diese Zuwiderhandlungen nicht den Strafbestimmungen in §. 8
des Reichsgesetzes vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Ge-
nußmitteln oder Gebrauchögegenständen, beziehentlich härteren Strafvorschriften unterfallen,
mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen geahndet.

S. 5.
Die Untersuchung des Petroleums auf seine Enkflammbarkeit und die Ausstellung.

bezüglicher Befundscheine ist durch Personen vorzunehmen, welche vermöge ihrer physikali-
schen Kenntnisse und technischen Ferligkeiten die Gewähr für eine vorschriftsmäßige Aus-
führung der Untersuchung geben.

Bis auf anderweite Anordnung ist dieselbe von den Koheibeherden nur solchen
Sachverständigen zu übertragen, welche von Fürstlicher Landesregierung zuder gedachtentechnischen Funktion bestimmt, mit der Befugniß zur Ausstellung öffentlich glauleanbig

Befundscheine ausgestaltet werden und für ihre bezüglichen Obliegenheiten nach regierungs-
seitiger Ardnug in Pflicht genommen worden sind.Die Veröffentlichung der Namen verpflichteter Sachverständiger und des für ihre
Mühewaliungen von ihnen zu erhebenden Vergütungssatzes erfolgt durch Regierungs-
Bekanntmachung.

 *i-

Die Einhaltung der in der mehrgedachten Kaiserlichen Verordnung vom 24. Februar
1862, sowie der in den vorstehenden §§. 1—3 enthaltenen Vorschriften unterliegt der
Ueberwachung durch die Polizeibehörden.

Vorschriften über die kusebn Lagerung und den Transport von Petroleum
werden durch diese Verordnung nicht berührt.

S. 8
Die §5. 1 bis mit 4 und 6 dieser W treten mit dem 1. Jannar 1883,

die übrigen Bestimmungen alsbald in Kra
Greiz, den 11. Dezember 1882.

Fürstlich Neuße#l. Landesregierung.aber.

Richter.
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Gesetssammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

XI2.
läegegeben am 16. Deent 1882.)

erungs Verordnnng vom 13. Dezenber 1882.
die nneenr rdsichtlich gewisser ansteckender Krankheiten betreffend.

Theils zu sgwitstepotipeiichen, theils zu slalistischen Zwecken ist es nothwendig er-
schienen, gewissen Personen die Verpflichtung zur Anzeige des Austretens hgewisser an-eckender Krankheiten eneneie und es wird daher, beziehungsweise im Einverständnisse
mit Fürstlichem Consistorium, unter Serenissimi Höchster Genehmigung verordnet, was folgt:

8. 1.
Von jedem Falle der Erkrankung an nachgenannten ansleckenden Krankheiten, als:

Cholera,
Pocken,
Unterleibstyphus,
Flecktyphus,

asern,
Scharlach,
Diphterie,
Kindbettfieber,

ist der Pellteiverwaltung (mithin auf dem platten Lande dem Gemeindevorstande) desOrtes, beziehentlichdesDomanial= oder selbstständigen Gutsbezirks, in welchem sich dieErkrankung äußHert, higesso mündliche oder schriftliche Anzeige zu machen.
Verpflichtet zu dieser Anzeige sind die den Erkrankten ärztlich behandeln-

den &amp;r? in Ansehung der Kindbetterinnen mikhin auch die Hebammen.
diesen Personen muß die Anzeige längstens binnen 24 Stunden erfolgen,nachdem l Krankheit erkannt worden ist.

st die Nalur der Krankheit zweifelhaft, so ist dieselbe, falls nicht die Behand-
lung des Kranken durch einen approbirten Arzt statlfindet, durch den schleunigst herbei-
zuholenden Physikus des betreffenden Bezirks fesizustellen.

Diese Festslellung sowie sanitätspolizeiliche Anordnungen des Physikus in Bezug
auf Dinhertion, Absperrung des Krankheitsortes u. s. w. sind Amtshandlungen desPhysilus

’“——

17
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§. 2.
Bei der Anzeige ist der Ortspolizeiverwaltung zugleich deutlich anzugeben:

1) die Wohnung oder der Unterkunfstsort des Erkrankten (bei Kindern der
Eltern),
und zwar, falls der Erkrankungsfall in einer Stadt vorkommt, unker Ve-
zeichnung von Straße und Hausnummer, salls er sich auf dem platten
Cande ereignet, unter Bezeichnung des Hauseigenthümers und der Haus
nummer;

2) der Name des Erkrankten (ist dies ein Kind, auch der Eltern);
3) dessen Alter;
4) die erkannte Krankheit;
5) dafern ein Kind von der ansteckenden Krankheit ergriffen ist

a. die Zahl der schulpflichtigen Geschwister,
b. die Zahl der anderen schulpflichtigen Kinder im selben Hause unter

Angabe der Zunamen;
vf der Tag der Erkrankung;

5 bei schriftlichen Anzeigen auch der Tag der Anmeldung;
) der er den Erkrankten ärztlich behandelnden Person, sei dies ein

Arzt oder (ine nicht zur Uebung des ärztlichen Berufes approbirte Person,
bei Kindbetterinnen der behandelnden Hebamme.

ie
Die Unterlassung der rechtzeitigen Anzeige wird an den hierzu nach §. 1 ver-

pflichteten Personen, mit Ausnahme der im solgenden Absatze gedachten, mit Geldstrafe
von 3 bis zu 30 Mark, im Falle der Uneinbringlichkeit der Geldstrase mit entsprechender
Haft bestraft.

Ist ein Nichtarzt resp. ein nicht öffentlich zu inneren Kuren Ermächtigter die
den Erkrankten ärztlich behandelnde Person, so wird die Unterlassung rechtzeitiger Anzeige
an derselben mit 15 bis 100 Mark oder im Falle der Uneinbringlichkeit mit entsprechen-
der Haft bestraft.

War die Natur der Krankheit zweisfelhaft, während eine ärztliche Behandlung der-
selben, nicht aber eine Behandlung des Falles durch einen approbirten Atzt stattfand,
und ist nicht spätestens am drilten Tage nach dem der Erkrankung der Physikus des Be-

nirkes zur Feststellung der Krankheit berbeigerufen worden, so wird diese Unterlassung an
ner Hebamme, wenn diese rücksichtlich einer Kindbetterin die ärztlich brhandelnde Personn mit 3 bis 30 Mark, an einem die ärztliche Behandlung des Erkrankten besorgenden

Richtarzte oder nicht staatlich zur Behandlung innerer Krantkheiten zugelassenen Arzie mit
15 bis 100 Mark, eventuell mit entsprechender Hast bestrast.

Wer bei der Anzeige die in §. 2 vorgeschriebenen Angaben unterläßt oder nicht
ehörig bewirkt, kann mit 1 bis 10 Mark bestraft werden. Verwandlung dieser Geld-

Heosfe. in Haft findet nicht statt.
Die Hebamme bleibt dann in jedem Falle straffrei, wenn der Krankheitofall von

Anfang an einem approbirten, dem Fürstenthume angehörigen Arzte zur Behandlung
übergeben worden ist.
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8. 4.
Nachdem die Erkrankung einer Person an einer der in 8. lbezeichneten Krankheiten

durch den behandeluden Arzt oder eine der sonstigen nach §. 1 zur Meldung verpflich-
teten Personen der örklichen Polizeiverwaltung (Gemeindevorstand) angezeigt worden ist,
hat diese die einzelnen Spalten der nach dem unter A. angefügten Formulare eingerich- #
teten Meldekarte nach Anleitung der Ueberschriften ungesäumt augzufüllen.

Die Rubrik Krankheit ist nur mit dem Anfangsbuchstaben nach Maßgabe der
Krankheilsbezeichnungen auf dem lostrennbaren Abschnitte der Meldekarte auszufüllen.

In der letzten Rubrik ist die den Erkrankten ärztlich behandelnde Person außzu-
führen, auch wenn diese kein zu inneren Kuren öffentlich ermächtigter Arzt ist.

Bei Kindbettfieber ist der Name der bei der Wöchnerin beschäftigt gewesenen Heb-
amme mit zu bemerken.

5.

Ist die nach der Anzeige von einer ansteckenden Krankheit (F. 1) befallene Person
ein Kind unter 14 Jahren, so wird von der Polizeiverwaltung (Gemeindevorstand) die
ausgefüllte Karte, — wenn der Erkrankungofall in einer Stadt vorkommt, dem Dirigenten
der Schule, in welcher das erkrankte Kind aufgenommen ist. — wenn der Erkrankungs-
fall sich in einem nichtstädtischen Gemeindebezirke ereignet, dem ersten beziehentlich einzigen
Lehrer an der Schule der betreffenden Schulgemeinde (falls das erkrankte Kind der ersteren
angehört) zur Kenntnißnahme ungesäumt vorgrelegt.

Der Schuldirigent bez. erste oder einzige Lehrer hat hierauf unverzüglich
die vorläufige Entfernung und Zurückhaltung des von der ansteckenden Krank-

heit ergriffenen Kindes, sowie seiner schulpflichtigen Geschwister und der in
dieselbe Schule gewiesenen schulpflichtigen Mitbewohner des Haufes, in
welchem die ansleckende Krankheit ausgetreten ist, aus der betreffenden
Schule anzuorduen beziehungoweisezubewerkstelligen,

den Inhalt der Meldekarte in eine von ihm zu führende Liste nach Maß-
abe der betreffenden Nubriken derselben einzutragen,

bei dem Physikat unter Angabe des Falles und der vorläufig getroffenen
Anordnungen die definitive Entschließung über die Zeitdauer und den per-
sönlichen Umfang der Fernhaltung der vorläufig aus der Schule gewiese-
nen Kinder zu beantra

Die hierauf ungesäumt zu entheilende Anordnung des Physikats ist von demselben
dem Schuldirigenten bez. ersten oder einzigen Lehrer, bei ländlichen Schulen auch der betref-

fenden shofalschtinlpeltton ungesäumt mitzutheilen.e Schulleitung hat diese Anordnungen des Physikats wie die elwaigen weiteren
Anweisungen desfelben über den Zeitpunkt der „ssigen Rückkehr der aus der Schule ent-
fernten Kinder in dieselbe genau zu befolge

Werden die erkrankten Kinder von nen approbirten Arzte behandelt, so sind sie
auf Beibringung eines von demselben ausgestellten Gesundheitsattestes zur Schule wieder
zuzulassen.

Die Anordnung von Deeinfektionsvorkehrungen und sonstigen sanitätspolizeilichen

Maßnahmen betreffs der Schulräume, sobald sich solche Mahnahmen nach der Berbreltung



104

einer ansteckenden Krankheit als anräthlich erweisen, ist die örtliche Polizeiverwaltung in
Gemäßheit der sofort einzuholenden gutachtlichen Aeußerung des Vezirks= Physikus vorzu-
nehmen verbunden. Die Schulleitung hat auf die Vornahme solcher Maßregeln bei der
örtlichen Polizeiverwaltung anzulragen.

Die Bestimmungen dieser Paragraphen finden in Beziehung auf höhere Lehr-
anstalten und Sammelschulen, deren Zöglinge und Dirigenten unter gleichartigen Verhält-
nissen sinngemäße Anwendung.

Die Meldekarte giebt der Schuldirigent beziehentlich erste oder einzige Lehrer nach
Entnahme der nöthigen Notizen an die Ortspolizeiverwaltung mit größter Beschleu-
nigung zurück.

5. 6.
Die Lehtere stellt hiernach die zurückempfangene Karte dem Physikus des betreffen-

den Physikotsbezirks raschthunlichst zu. Dies geschieht von den örtlichen Polizeiverwaltungen
auf dem platten Lande unmittelbar nach Zurückempfang der Karte. Die städtischen
Polizeiverwaltungen bewirken die Beförderung der Karte an den Physikus, nachdem sie
das betreffs der ansteckenden Krankheiten im Gemeindebezirke von ihnen zu haltende
Journal nach dem Inhalte der Karte vervollständigt en.

ede Polizeiverwallung behält den lostrennbaren Abschnitt der Meldekarte (vgl.
§. 4) nach Ablösung desselben alo Beleg zurück, nachdem sie auf dessen Rückseite Name,
Wohnung und Krankheit des angemeldeten Kranken bemerkt hat.

5. 7.
Der Physikus bringt den Inhalt derjenigen Meldekarten, die von Yolizeiver-

waltungen des platten Landes in seinem Bezirke herrühren, schnellmöglichst zur Kenntniß
des Fürsllichen Landrathoamtes, und zwar, wenn geeigneter Anlaß vorliegt, in Begleitung
von Vorschlägen zu den durch die etwaige Ausdehnung und Gefährlichkeit einer anstecken-

den A#ane angczeiglen sanitälspoligeilichen Vorkehrungen.i Unvollständigkeit der Meldekarle hat er auf Ergänzung ibres vorschriftsmäßigen
Inbenes rn dringen und kann, sofern dies nöthig wird, geeignete Verfügungen des Land-
rathsamtes an ländliche Polizeiverwalter beziehentlich Anordnungen Fürstlicher Landes-
regierung beantragen.

Wegen weiterer Benützung des Inhaltes der Meldekarten hat sich der Physikus
jedes Bezirks nach den ihm von Fürstlicher Landesregierung ertheilten beziehentlich zu er-
theilenden Anweisungen zu richten.

F. 8.
Unter approbirten Aerzten im Sinne dieser Verordnung werden solche Aerzte ver-

standen, die zur Behandlung innerer Krankheiten öffentlich ermächtigt sind.
lnter den ärrztlich Behandelnden, welche nicht approbirte Aerzte und nicht

Hebammen sind, werden im Sinne dieser Verorunung nur solche Personen verstanden,
welche die Behandlung Kranker um einer bedungenen oder doch erwarteten Vergütung
willen vornehmen.

8. 9.
An der Verpflichtung der Gendarmen, städtischen Polizeidiener und anderer



105

Polizeibeamten und Polizeiorgane, der Polizeibehörde und dem Physikate des Be-
zirkes, für welchen sie angestellt sind, über ihre Wahrnehmungen betreffs des Auftretens
ansteckender Krankheiten ungesäumt Anzeige zu erstatten, wird durch die vorersichtlichen
Bestimmungen allenthalben nichts geändert.

F. 10.
Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Januar 1883 in Wirksamkeit.
Greiz, am 13. Dezember 1882.

.

Stadt, Straße Bei ansteckenden Kran|“ Name des Arztes
Hausnummer Name der 8 heiten eines Kindes Z Z oder der ärztlich

 sop. Landort,ErkrankteonnNahl der b. Zaht un 5 r* behandelnden
¾Hauseigen- (bei Kindern 5 schul- nn den * 5 r 9 Personen, der

thümer, Haus-uch derEltern. Osichtigen pflichtigen Klder Hebammen beinummer. 4 ) Eeschwisterm aufe 2 Kindbettsfieber.
2. 3. *- 9.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

Richter.

Abschnitt
zum Costrennen.

Krankheitsbezeichnung:
Cholera: Ch.
Pocken: P.
Unterleibstyphus: T.1.
Flecktyphus: T. II.
Masern: N.
Scharlach: Sch.
Diphteritis: D.
Kindbettfieber: K.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum #am Aelterer Linie.

—am zo. S 1662)
O. Gesetz vom 22. Dezenber 1882,

eine Abanderung von 5§5. 53 des Gesetzes vom 8. August 1870 über die

Einkommenstener betreffend.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. 7.
verordnen aus Aulaß der vielfachen und erheblichen Schwierigkeiten, welche mit dem An-
wachsen der Zahl oft nur vorübergehend im Lande beschäftigter Fabrikarbeiter für die
Veitreibung von solchen geschuldeter Einkommensteuerrückstände entstanden sind, nach dem
Vorgange der Gesehgebung anderer Staaten mit Zustimmung des vandtags, was folgt:

1.

r zweite und dritte Absah von F. 53 des die Einkommensteuer betreffenden
Gesetzen vom 8. August 1870 ist aufgehoben.

2.

An Stelle beider Absätze treten die nachstehenden Bestimmungen:
Dienstherrschaften, Prinzipale, Fabrikbesiter, Handels= und Gewerbetreibende

haften der Staatskasse gegenüber selbstichuldnerisch für die von ihren Privat-
bediensteten, Fabrikarbeitern, Gebülfen und Gesellen zu entrichtenden Ein-
kommensteuerbeträge, soweit letztere während der Zeit fällig werden, in der die
gedachten Stenerpslichtigen bei den betreffenden Dienst= oder Arbeitgebern gegen
kehn oder sonstige Vergutung beschäfligt sind.

Dagegen sind die gedachten Dienstherrschaften, Prinzipale und Arbeitgeber
berechtigt, vom Lohne oder der sonstigen Arbeitevergütung ibrer Diener, Ar-

beiler, Gehüsen u. s. w. die von diesen in der Zeit, seit welcher sich dieselben
in dem Dienste oder der Arbeit und dem Lohne ihres Dienst= oder Arbeit-
gebers befinden, zu entrichten gewesenen Einkommensteuerbeträge, sofern die-
selben nicht länger als drei Monate im Rückstande sind, zurückzubehalten und

13
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an den zuständigen Steuer-Einnehmer an Stelle der bezüglichen Stenerpflich-
tigen abzuführen, soweit sich lebtere über die Berichtigung der verfallenen
Steuertermine nicht durch an die Dienstherrschaft, den Prinzipal oder Arbeit-
geber vorzulegende ordnungsmäßige Quiklung des zuständigen Sleuer-Ein-
sien auszuweisen vermögenDieses Jrlshaltungsrecht besteht auch whe solcher Einkommensteuerbe-träge, die zur Zeit Zahlung von Lohn oder sonstiger Arbeiksvergütungnoch nicht fällig. gun * bei evoersiegenbem Ablaufe des bezüglichen Dienst-
oder Arbeiksmiethvertrags bis zu diesem Zeitpunkte fällig werden, ausge-
nommen, wenn inzwischen eine weitere Zahlung von Lohn oder sonstiger

Arbeitsvergütung in einer dem fälligen ——. entsprechenden Höhe anden einkommensleuerpflichtigen Diener, Arbeiter u. s. w. staltzufinden hat.
3.

Die Bestimmungen dieses Gesees treten mit dem l. Jannar künftigen Jahres

in Kunft
Urkundlich auner Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung UnseresFürstlichen Insieg
Gcgebent , den 22. Dezember 1882.

(L. 8.) Heinrich XXII.
Faber.

31. Patent vom 22. Dezember1die im Jahre 1883 zu entrichtenden aedennbt betreffend.

Höchsttandetherrichen Gnchliehung zufolge soll mit hierzu erklärter Zustimmungdes Landtages im Jahre 3 die nach der Verordnung vom 30. Dezember 1870 inGemäßheit der Gesetze boals  Mei 10 und 26. Februar 1875 zu erhebende allge-
meine Grundstener mit 4%0 Pfennigen Reichswährung von der Steuereinheit erhoben

werden. üglich der übrigen Abgaben bewendet es, soweit hieran nicht durch Gesetelwas * wird, bei den bidherigen gesehlichen Beslimmungen.
Indem dies zur Nachachtung für Steuerpflichtige, Hebestellen und Einnehmer zur

allgemeinen Kenntniß gebracht wird, werden für die an den 4 ersten Terminen mit
1 Miennig, am fünften Termine mit 0.10 Pennig von jeder Steuereinheit zu entrichtende
Grundstener folgende Termine festgeset#t:

t 15. Februar,
der 16. Mai,

. Juli,

der 15. September und
der 15. November.
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Dabei wird bemerkt, daß bei Entrichtung des V. Grundsteuertermines Veträge
unter ½ Pfennig wegfallen, Beträge von und über ½ Pennig für einen vollen Pfennig
gerechnet werden, sowie daß die erforderliche Information der Ortosleuereinnehmer wegen
Erhebung des V. Termines durch das Fürslliche Katasterbureau erfolgen wird.

Die Ausschreibung der Termine für die Einkommensleuer bleibt z. Zt. noch vor-
behallen.

Greiz, am 22. Dezember 1882.

Füesllih Reuß-Pl. bondegregiening.. Geldern-Ekispend
Nichter.

2. Geset vom 23. Dezember 1882,
die Einfuhn 2. Abgabe für gemeinnützige Zwecke im Interesse des

Fenerlöschwesens und der Feuersicherheit betreffend.
Wir Seinrich der Zwei und ZJwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer

Linie sonveräuer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. w. 2c.

verordnen nach dem Vorgange von Nachbarstaaten in gleichem Betreffe mit Zustimmung
des Landtaßes das Folgende:

8. 1.
Zur Förderuug des Feuerlöschwesens und für gemeinntzige Zwecke der Feuersicher-

heit im Fürstenthmm ist von den für dasselbe zum Geschäftsbetriebe zugelassenen Feuer-
versicherungsanstallen — unter weschen im Sinne dieses Gesetzes auch Gegenseitigkeits-
Gesellschaften zu verstehen sind — alljährlich ein Betrag von Sechs Pfennigen für je
volle 1000 Mark des innerhalb des Fürstenthumes bei ihnen versicherten Kapitales zur
andeskasse abzugeben.

Diese Leistung gilt als direkte Slaatsobgabe.
. 2.

Den hiernach zu entrichtenden Beirag dürfen sich die Feuerversicherungsanstallen
von den einzelnen Versicherten nicht erstallen lassen.

Verträge, welche auf eine Verpflichtung der Versicherten abzielen, die Abgabe zu
dem Betrage, welcher davon auf die von den Einzelnen zu zahlende Prämie entfällt, der
Versicherungeanstalt durch eine unter oder neben der Prämie zu leistende Zahlung beziehent-
lich in der KNorm von Spesen zu erseen, sind, soweit sie diese Verpflichtung zum Zwecke
haben, nichtig. Dieser Scliunn zmwider von den Versicherten erhobene Beträge sind
an dieselben zurückzugewähren.

Außerdem werden Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmung, soweit sie nicht
einer sonstigen strafgesetzlichen Vorschrist unterfallen, mit Geldstrase von 50—1000 Mark
geahndet. Die Bestrafung geht von dem zuständigen Gerichte aus.

18°“
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Versicherungsanslallen, welche sich solcher Zuwiderhandlungen in mehr als zwei
Fällen schuldig machen, sind der Lesugui, zn Geschäftsbetriebe im Fürstenthume durch
Unsere Landesregierung verlustig zu erklär

Die bereits beslehenden rsichi#nen der betroffenen Anstalten aus den bis da-
hin mit Landesbewohnern abgeschlossenen Versicherungsverträgen bleiben jedoch auf die
Zeit der vertragsmäßigen Dauer der letzteren hiervon völlig unberührt.

Jede der Abgabe unterliegende Anstall hat bis spätestens zum 15. Februar jeden
Jahres Unserer Landesregierung eine Nachweisung über die Höhe des nach F. 1 abgabe-

pflichtigen Versicherungekapitalen zu überreichen.Hierbei ist, soweit nicht aus besonderen Gründen durch Unsere Landesregierung
die Annahme eines anderen Tages verstattet wird, der Stand der Versicherung vom
31. Dezember des Vorjahres maßgebend.

Die Nachweisung muh eine Zusammenstellung der in jedem einzelnen Orte des
Fürstenthums bestehenden Versicherungen von Gebänden oder Mobilien u. s. w. gegen
Feuersgefahr und der damit versicherten Werlhe enthalten. Gleichzeitig mit Einreichung
der Nachweisung ist der daraus sich ergebende Abgabenbetrag unter Uebergabe eines Dupli-

kates derWd hweisung an die Landeskasse einzuzahlen.Die Lieferung der gedachten Nachweise und die Abführung der in §. bezeich-neten Abgabe für auswärlige Versicherunganstalten liegt sowohl den bezüglichen Dee h,
als auch den für das Fürstenthum bestellten Vertretern der fraglichen Anstalten mit Ein-
schluß der hierländischen Agenten derselben ob.

Unsere Landeoregierung ist befugt, sich von der Richtigkeit der von einzelnen Ver-
sicherungoanstalten gelieferten Nachweisungen durch Einforderung der betreffenden Unter-
lagen von den hierländischen Agenten auswärtiger Anstalten oder durch Einsichtnahme
der den Geschäftsbetrieb der bezüglichen Anstalt betreffenden Bücher und Literalien der-
selben zu überzeugen. Dasselbe Recht kommt Unserer Landesregierung solchen Anstalten
und Vereinen gedachter Art gegenüber zu, die im Hürstenthume ihren Sitz oder eine
Zweigniederlassung haben.

KF. 4.
Diejenigen Versicherungsanstalten, welche der Vorschrift in §. 3 bis zum 15. Februar

eines Jahreg nicht vollständig genügt haben, unkerliegen einer Strase von 100 bis 1000 Mark
neben der bestehen bleibenden Verpflichlung zur Zahlung des schuldigen Abgabenbetrages.

Sollle ungeachtet besonderer Aufforderung bis zum Ende des Monales März
eines Jahres von einer Anstalt der Verpflichtung in 8. 3 nicht gengl sein, so verliert
die Anstalt das Recht zum Geschaftsbetriebe im Fürslenthume, unbeschadet aller bereits
bestehenden Verpflichtungen der Anstalt.

Würde eine Versicherungsauslalt die nach dem ersten Absatze dieses Paragraphen
wider sie festgesetzte Geldstrase, nachdem die Verfügung. rechtökräftig geworden ist, binnen
3 Monaten nach Eintritt der Rechlokraft noch nicht an die vandeskasse erlegt haben, so
trikt gegen die betreffende Anstalt gleichsalls der Verlust des Rechles zum Geschäftobetriebe
im Fürstenkhume unbeschadet aller bereits beslehenden Verpflichtungen der Anslalt aus
den mit Landeseimwohnern geschlossenen Versicherungsverträgen ein.
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Die Wirkung des Verlustes der Befugniß zum Geschäftsbekriebe wird in diesem
Falle, wie in dem des §F. 2 gegen die betreffende Gesellschaft resp. Versicherungsanstalt
von dem Zeilpunkte ab wirksam, zu welchem die Eröffnung des bezüglichen Beschlusses
Unserer Landeoregierung an die Austalt erfolgt ist.

§S. 5.
Die im Absate 1 von 8. 4 angedrohte Strafe kann auch von dem Landrathsamte

wider die betreffeude Anstalt festgesetzt und im Zwangswege vollstreckt werden. Der Straf-
bescheid ergeht solchenfalls auf Anzeige der Landeskassenverwaltung nach vorausgeschickter
summarischer Sacherörterung. In Mücksicht auf das bezügliche Straf= und Vollstreckungs.
verfahren greisen übrigens die in S§.5bismit 11 des Laudesgesees vom 4. Juli 187
(Gese--Samml. 1879 S. 156 ff.) geaebenen Bestimmungen Platz. Die Zustellung des
Strafbescheides geschieht aber allsällig durch einen Gerichtsvollzieher.

S. 6.
Die Eigenlhümer solcher Gebäude, welche bei keiner Anstalt gegen Brandschaden

versichert sind, beziehentlich die Vertreter dieser Eigenthümer, sind verpflichtet, am
30. September jeden Jahres drei Pfeunige für jedes volle Hundert Mark des Werthes
der nicht versicherten Gebäude zu dem in F.1 gedachten Zwecke an die Landeskasse ein-
zuzahlen.

S. 7.
Die Ermittelung der nicht versicherten Gebände jeden Gemeindebczirkes liegt dem

betreffenden Gemeindevorstande ebenso ob, wie die deshalbige in jedem Jahre bis zum
1. Mai zu bewirkende Schätzung derselben und die bis dahin vorzunehmende Anzeige des
Gebäudes und des Schähungs-Ergebnisses an die Landeskafsenverwaltung.

Bei der Schätung, welche nur den Bauwerth des Gebäudes zu berücksichtigen
hat, kann der betreffende Gemeindevorstand unter Anwendung dazu in Pflicht ge-

nommener Sachwersiändiger verfahren; die städtischen Gemeindevorslände haben dies jeden-falls zu
6½ ben diese Schähung, deren Ergebniß vom Gemeindevorstande schriftlich dem

Eigenthümer beziehentlich dessen Vertreter zu eröffnen ist, diesem zu hoch, und wendet der
erstere öcziehungeweise letzlere die wider die Schätzung binnen einer auoschließlichen Frist
von 10 Tagen miässige, deu an die dem iwnennneworltand nächstvorgeseczte Auf-
sichtsbehörde ein (I.154 der Gemeindeordnung), so wird der nach denVerhällnissen des
dermaligen vn (S. anzunehmende Bauwerth des Gebäudes von einem durch die
Aussichtsbehörde zu bestimmenden Sachverständigen im Beisein des betreffenden Eigen-
thümers oder Vertreters eingeschägt. Gegen das Erstercm bezüglich Leberem schriftlich
zu frösfu Ergebniß dieser Schähung ist ein weitercs Rechtsmiltel nicht zulässig.e Kosten dieser Festslellung hat der Eigenthümer beziehentlich dessen Vertreterzu —i1 eesemn durch dieselbe der vom Gemeindevorstande geschätzte Velrag nicht berab-
gesebt worden isl.

Isl die anderweite Feststellung bis zum 30. September des betreffenden Jahres
nicht erfolgt, so hat der Eigenthümer beziehentlich dessen Verkreler die nachF.6bestimmte



112

Abgabe nach Maßgabe der Schätung des Gemeindevorstandes an die Landeskasse vor-
behaltlich seines Anspruches auf Zurückgewähr desjenigen Betrages zu zahlen, der nach
Maßgabe der späteren lebtinstanzlichen Fesistellung weniger zu zahlen gewesen wäre.

Befreit von der nach §. 6 zu entrichtenden Abgabe sind die Besihzer von Gebäu-
den, welche

a) noch nicht soweit vollendet sind, daß sie ihrem Zwecke entsprechend benützt
werden können oder

5) um deswillen unversichert sind, weil ihre Versicherung wegen ausnahmsweise
großer Feuersgefahr nachweislich entweder schlechthin abgelehnt oder nur
gegen eine Versicherungsprämie in Aussich! gestellt worden ist, welche das
Maß von 4 Mark 75 Pf. für je 1000 Mark des zu versichernden Ge-
bäudewerthes überschreitet.

Als gemeinnübige Zwecke der in §. I bezeichneten Art, zu welchen das Erträgniß
der ebenda und in F. 6 vorgeschriebenen Abgabe zur Verwendung kommt, haben ins-
besondere zu gelten

u) Verwilligungen für das Fenerlöschwesen und im Interesse der im Dienste
verunglückten Lösch- und Feuermwehrmannschaften sowie ihrer Hinterbliebenen,

b) Untesstühungen von Gemeinden des Fürstenthums in der Erfüllung derdenselben in Bezug auf das Feuerlöschwesen und die Fenersicherheit obliegen-
den oder auszuerlegenden Verpflichtungen,
Beihülfen — unter Umständen in Gestalt unverzinslicher Darlehne — zu
den Koslen anderer, nicht den Gemeinden obliegender Einrichtungen zur
Sicherung gegen Feuersgefahr, beziehentlich der Beseiligung oder Verbesser-
ung feuergefährlicher Anlagen,
Gewährung von Prämien an bösch= und Nektungsmannschaften und an
Personen, welche, ohne zu diesen zu gehören, sich durch freiwillige Thälig-
keit bei Bränden im Fürstenthume auozeichnen oder durch welche die Ent-
deckung und gerichtliche Beslrafung böswilliger Brandstifter herbeigeführt
wird,
Deckung von Kosten, welche durch die in §. 7 gedachten Gebäudeeinschäh-
ungen, sowie von uingen, welche dem Staate bei der Verwaltung der
Erträgnisse der in 55.1und 6 gedachten Abgaben erwachsen.

S

#

Die Verwaltung der aus den vorgedachten Abgaben erzielten Erkrägnisse unker-
steht za Unserer Landesregierung.

die bezüglichen Einnahmen und die bestriltenen Ausgaben wird bejondere
Rechnung, esche einen Theil der Landeskassenrechnung bildet, geführt.

Der hierländische Vrandversicherungsverein bleibt von der durch §. I dieses“ Ge-
setzes vorgeschriebenen Abgabe so lange befreit, als der von demselben nach slatutarischer
Vorschrist anzusammelnde Reservefonds die Höhe von 150000 Mark noch nicht erreicht hat.
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8. 12.
Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen werden von Un-

serer Landesregierung getroffen.
5. 13.

Dieses Geseß tritt mit dem 1. Jannar 1883 in Kraft dergestalt, daß die in

g. 1 des Gesetzes bestimmien #gabe mit dem 15. Februar desselben Jahres von den
Versicherungsaustalten, am 30. September 1883 die Abgaben von den nicht versicherten
Gebäuden das erste Mal zu entrichten sind.

Das Orksstatut für die Stadt Greiz vom 10. Oktober 1867 über die Erhebung

einer Abgabe von Gneroersicerungogelellchufte als Beitrag zu den städtischen Feuerlösch-kosten trilt in Gemäßhei n Art. 14, Abs. 2 der Gemeindeordnung und nach Maß-
gabe des in der zrigenhenn regierungsseitig gestellten Vorbehalts mit dem letzten

Dezembe 1882 außer WirksamkeUnsere bandesregierung z4 ermächiigt, für den somit cintretenden Wegsall des ge-
dachten Bezugörechts der Stadtgemeinde Greiz derselben eine Entschädigung in Gestalt

einer jährlichen Zahlung in einem der zeitherigen Jahreseinnahme aus dem gedachten
Bezugsrechte möglichst gleichkommenden Betrage aus dem Erkrägnisse der nach den S§. 1
und 6 an die Landeskasse zu leistenden Abgaben zu gewähren.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Un-
seres Fürstlichen Insiegels.

Gegeben Greiz, am 23. Dezember 1882.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber.
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